Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



Di.itradb, Google 



Di.itradb, Google 



Di.itradb, Google 



j u 



Di.itradb, Google 



W/hW\( 



Av\v 



DIE 

DELIKTE DER SCHIFFSLEUTE 

NACH GEMEINEM DEUTSCHEN RECHT 



De. iue. FEIEDEICH BETEE 




LELPZIO 

VBELAG TON VEIT 4 COMP. 

1904 



-h „„«c^05 



t^^ 



Leipziger juristische Inangnraldissertatit 



(\4,c. ^>w,<^^t^ 1-1., Cr') 



Onck TOD Mstifsr & WitUB tu Ltlpiig. 



Digilzedby Google 



MEINKM 

VEREHRTEN ONKEL ALFRED 

tGEWIDMET 



Digilzedby Google 



Di.itradb, Google 



Inhalt. 



I. Einleitung 

i. Der BegrifF SchifTHmann 

L Die SelUt« der SoMffäleute Bftch der BeemannsordnaDf. 

A. Allgemeines. 

i. Dm sacbliclie Geltongagebiet der SeemannBordnung .... 

1, Die allgemeinen atrafrechtlichen Bestimmungen der Seemanns- 
ordDimg and ihre Besonderheiten im Verhältnia zum Reiehs- 
Btrafgeaetzbuch 

B. Die einzelnen Delikte. 
). Der Bmch dea Heuervertrags oder die Desertion . . , , 

i. Gröbliche Verletzungen der Dienstpflicht 

[. Die Gehorsamsverweigerung 

i. Die Nötigung einet) Vorgesetzten 

). Der Widerstand gegen Vorgesetzte 

). Die Ifötigang und der Widerstand im Komplott (Meuterei) . . 
1. Die Aufforderang zur Geh oraama Verweigerung nnd zur Meuterei. 

Das Vergehen nach § 106 

!. Die Übertretungen nach §107 

). Der Mißbrauch des BeBch weiderech ts aus % 58 S-0 

I. Die Beschädigung von Schif&teilen und Schif&zubehSr . . . 

II. Die nir Scblffsleote beaehtlleheD Straf beBtlmmuiiKen 
sniterlialb der Seemftnnsordniuigr. 



;dby Google 



Di.itradb, Google 



Litteratnr. 



BiNsiNQ, E., OraudriS des deutschen Strafrechts. Ällgememer Teil. 6. Auf. 

Leipzig 1902, hier zitiert: Bihdinq, OnudriB; Lebrhnch de« gemeinen 

deutachea Stra&eclits. Besonderer Teil- 1. Bftnd. 2. Anfl. Leipzig 190'.i. 

Zit.: BiMDiNS, Lehrbuch. 
BiKDixa, K., Handbuch des Stra&echts. 1. Band. Leipzig 18S5. Zit.; 

BiMDiiia, Handbnch. 
BoYSHB, E., Dm deutauhe Seerecht Auf Grund dca Kommentars von 

Dr. WiLUAK Lewis nen bearbeitet von Ehil Bovbhb. Leipzig. 1, Bd. 

1897. 2. Bd. 1901. Zit.: Bovkhs I, II. 
Frank, B., Da« Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich nebst dem Ein- 

führungsgesetze. 3. und 4. Anfl. Leipzig 190S. Zit: Prahe. 
HXlschmeh, U., Das gemeine deutsche Stra&echt. Bonn 1S81 — 1SH7. 
Katz, E., Die strafrecbtiicben Bestimmungen des HandelsgeBetzbucbs und das 

Seeatrafrecht. 2. Aufl. Berlin 1902. (1. Aufl. Berlin und Leipzig 18»5.] 

Zit: Katz. 

KliBDTVBLLXIt S. StEHGLEIN. 

V. LiszT, Lehrbuch des deatscben Strafrechts. 12. und 13. Anfl. Berlin 1903. 
Zit: T. Ijszt. 

Mkvbs, 0., Die strafrechtlichen Besümmnngen I. im Gesetz, betreffend die 
NationaiitSt der Kauffahrteischiffe und ihre Befugnis zur Führung der 
Bondeaflagge, vom 25. Oktober 1367, in Verbindung mit dem Gesetze, 
betreffend die Begistrierung und die Bezeichnung der Kauffahrteischiffe, 
vom 28. Juni 187S; IL in der SeemaniiBordnung vom 27. Dezember 
1ST2; IIL im Gesetz, betreffend die Verpflichtung deutscher Kauffahrtei- 
schiffe zor Mitnahme hiliabedärftiger Seeleute, vom 27. Dezember 1872: 
IV. in der Stranduagsordnung vom 17. Mai 1874, erläutert geparat- 
abdmck ans der „Gesetzgebung des Deutschen Beichea mit ErlSute- 
mngen" (heransg. von E. Bezold) T. IU Bd. 1. Erlangen 1876. Zit: 

Oi^HADBBir, J., Kommentar zum Stra^esetzbuche für das Deutsche Beich. 

6. Aufl. Berlin 1900, 1901. Zit: Olshadhen. 
PxsBLS, F., Handbuch das allgemeinen Öffentlichen Seerechts im Deutschen 

Reiche. Berlin 1884. Zit: Pibels, Handbuch. 
PnoLB, F., Das internationale dfientliche Seerecht der Gegenwart. Berlin 1882. 

Zit.: F. Pdmls. 



Digilzedby Google 



vm Haterialien. 

Pbbxlb, L., Die SeemauuBordiiniig vom 2. Juni 1902 und ihre Nebengesetze. 
Berlin 1802. Zit.: L. Pkbkm. 

Stehqlbin, M-, H. Affelids und 6. Klbihfbllbb, Die stratrechtlicheo Neben- 
gesetze des Deatachen Eeicbea. 1. Aufl. Berlin 1682. (Zit: Elbik- 
PBLLBB.) 3. Aufl., heiuusg. von M. STKNOLEDr. Berlin 1903. Zit. ; 
Stehqlein. 

Waoher, R., Uandbacb des Seerecbts (unvollendet). 1. Bd. Leipzig 18S4. 
Zit: Waomxb. 



Materialien.. 



Entwarf eines Strafgesetzbacbes för den Norddeutschen Bund vom 
81. Juli 1869., 

Entwurf einer Seemannaordnnng und eines Gesetzes Ober die Verpflicbtnng 
der Eau^abrt«ischiffe zur Mitoabme hilfsbedürftiger Seeleute, nebst 
Motiven {zit: Motive 1872), Beichstagsdrucksache Nr. 65 der 1. Legis- 
laturperiode, III. Session 1872. Hierzu; 

1. Beratung, Sten. Ber. ä. 429 — 135, 

2. Beratung, Sten. Ber. 8. 1114—1117, 

3. Beratung, Sten. Ber. S. 1121, 1122. Zit: Protokolle 1872 

I, H, III; 
Kommiseionsantrag, Reicbstagsdrncksache Nr. 182 der 1. Legis- 
laturperiode, IlL Session 1372. ■' 
Entwurf einer Seemannsordnung, eine« Gesetzes, betreffend die Terpßichtung 
der EauffahrteiscbiSe zur Mitnahme heimzusch äffende^ Seeleute, eines 
Gesetzes, betiefiend die Stellenvermittelung für Schiöalente, eines Ge- 
setzes, betretend Abänderung seerecbtlicher Vorschriften des Handels- 
gesetzbuchs, nebst Begründung (zit: Motive 1902),* Reichstagsdruck- 
sacbe Nr. 663 der 10. Legislaturperiode, I. Sefesion 1818—1900. Hierzu 

1. Beratung, Sten. Ber. S. 167— 17S, 18»— 211, 

2. Beratung, Sten. Ber. S. 2759—2776, 2804—2881, 4802—4908, 

3. Beratung, Sten. Ber. S. 5150. 



Digilzedby Google 



Einleitung. 

Die wachseade Tolkawirtschaftliche Bedeutung der deutschen 
Seeschiffahrt spiegelt sich iu der neueren deutschen Gesetzgebung 
wieder, die der Ordnung dieses Oewerbebetriebes and dabei ins- 
besondere der rechtlichen Stellung der Schiffsleute im 
Verhältnisse zum Kapitän und Reeder eine immer steigende 
Äuficnerksamkeit gewidmet hat. Denn hier galt es, wie vielleicht 
auf keinem anderen 0«biete, mit den Härten eines alten, zum 
großen Teile nur durch Gewohnheit geschafTenen Rechts au&u- 
räumen und modernen sozialen AnBehauungen zur Geltung zu 
verhelfen, soweit dies mit den praktischen Bed&rfuissen ver- 
eiobar war. 

Zunächst war es Preußen, das sich dieser Aufgabe annahm 
und in den Gesetzen zur Aufrechterhaltung der Mannszacht auf 
den Seeschiffen ?om 31. März 1841 (Gesetzessammlung 1841 
S. 64) und ßber die Bestrafung von Seeleuten preußischer Handels- 
echiffe, welche sich dem übernommenen Dienst« entziehen, vom 
20. Mär/ 1854 (G.S. 1854 S. 134), besonders aber in dem Gesetze, 
betr. die Rebbtaverhältnisse der Schiffsmannschaft auf den See- 
schiffen vom -ie. März 1864 (G.S. 1864 S. 693) die Grundlage fttr 
die weitere Eatwicklung schuf. Ihm folgten von den deutschen 
Seestaaten das Großherzogtum Oldenburg mit dem Gesetz betr. 
die Schiffsmannsordnung fUr das Herzogtum Oldenburg vom 
11. Mai 1864 und Hamburg mit seiner Seemannsordnung vom 
22. Dezember 1865, während auch in Bremen, Lübeck und 
Mecklenburg-Schwerin vereinzelte Verordnungen über die gleiche 
Materie ergingen. Daneben regelte das durchweg zum allgemeinen 
deutschen Recht gewordene alte Handelsgesetzbuch im 4. Titel 

Bbtbb, DalUte. 1 
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2 Einleitnog. 

seines 5. Buches nur die rein privatrechtUchen BeziehuDgeo der 
ScMfFsleute zu ihrem Arbeitgeber, insbesondere ihr Lohnverhältnia. 

Die Gesetzgebung des Norddeutschen Bundes verhielt 
sich zunächst paasiy, obwohl Art 54 Abs. 1 seiner Verfassung die 
KaufEahrteischiffe aller Bundesstaaten für „eine einheitliche 
Handelsmarine" erklärte. Auch dadurch, daß das Bundesgesetz 
Tom 5. Juni 1869 das Deutsche Handelsgesetzbuch mit seinem 
erwälinten Titel über die Bechtaverhältnisse der Schiffsmannschaft 
zum gemeinen Bundesrecht erhob, wurde die rechtliche Lage der 
Schiffaleute tatsächlich nicht fühlbar verändert, weil Art 556 des 
Handelsgesetzbuchs (vgl. auch Art 533 Abs. 2 8. 2) den Landes- 
gesetzen die Ergänzung der Vorschnften des 4. Titels vorbehielt, 
und gerade in diesen Ergänzungen lag der eigentümliche Teil 
der Materie: die dem öffentlichen Recht angehörige, insbesondere 
die polizeiliche und strafrechtliche Seite, — Die Gewerbeordnung 
fttr den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 beanspruchte 
gleichfalla keine Anwendung anf die Rechtsverhältnisse der Schiffs- 
mannschaften auf den Seeschiffen (vgl. § 6 Abs. 1). 

Indessen erschien es mit dem Anwachsen des deutschen See- 
handels immer wünschenswerter, die Konsequenzen des zit Art. 54 
der Verfassung zu ziehen, und dieser Wunsch gewann Gestalt als 
man bei der Beratung des 1. Entwurfs des Norddeutschen Straf- 
gesetzbuchs vom 31. Mai 18TU, der in seinen §§ 105 bis 108 die 
Schiffsleate auf den Seeschiffen mehreren gleichen Strafbestim- 
mungen unterwerfen wollte, die Anihahme dieser Bestimmungen 
in das Strafgesetzbuch ablehnte und statt dessen in Aussicht nahm, 
die Rechtsverhältnisse der Schiffsleute auf den deutschen Kauf- 
fahrteischiffen von Bundes wegen sowohl in privatrechtlicher wie 
in öffentlichrechtlicher Beziehung in einem besonderen Gesetze 
„einheitlich und erschöpfend'" zu ordnen. Dieses Gesetz kam 
bald darauf zustande und wurde am 27. Dezember 1872 unter 
dem Titel einer Deutschen Seemannsordnung publiziert An 
ihre Stelle ist jetzt wiederum die Seemannsordnung vom 2. Juni 
1902 getreten. 



■ Motive 1872, Eiuleitang. 
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EiDleitnng. 8 

Der Orußd aber, warum die KechtsverhiJtniesd der SchifFs- 
leute weder als eine Novelle zum Handelsgesetzbucli noch zu der 
Oe Werbeordnung, Bondem in einem besonderen Gesetze ihre 
Kegeinng gefunden haben, beruht weniger in dem großen Um- 
fange jenes ßechtBgebiets und auf gesetzestechnischen 0rüudeD, ah 
in der eigentümlichen Stellung des Schiffers zu seinen 
Schiffsleuten, die von der Stellung jedes anderen Arbeitgebers 
oder Dieostherm zu seinen Angestellten erheblich abweicht. 

Diese eigentümliche Stellung des Schiffers ist so alt wie die 
Seeschiffahrt selbst und hat ihren inneren Grund darin, daß alle 
auf offener See fahrende Personen Ulngere Zeit hindurch ledig- 
lich auf sich selbst angewiesen sind. Sie haben nicht nur die 
Ge&hren für Leib und Leben, die ihnen durch die besonderen 
Naturverhältnisse des Meeres drohen, allein und gemeinsam zu 
bekämpfen, um ihrer Herr werden zu können, sondern es fehlt 
ihnen auch tatsächlich der Schatz der Staatsgewalt gegeneinander 
selbst Diese Umstände drängten wiederum notwendig zu einer 
besonderen Organisation der Scbiffahrenden und haben 
von selbst ein eigentümliches peraonenrechtliches Verhältnis unter 
ihnen entstehen lassen, das insbesondere Wa&neb^ unter der 
Bezeichnung „Schiffsgewalt-' zusammenfaßt. 

Die Schiffsgewalt charakterisiert sich nach Wagner analog 
der Staatsgewalt als die oberste Willensherrschaft ttber alle auf 
dem Schiffe verweilenden oder auf ihm angestellten (zu ihm ge- 
hörigen) Personen, und zwar unterstehen ihr die ersteren nur 
innerhalb der Schi£&räume (Gebietshoheit), die letzteren auch außer- 
halb derselben (Staatshoheit).' „Beide Herrschaftsverhältnisse stehen 
in der Mitte zwischen den erwähnten staatsrechtlichen Verhält- 
nissen und der privatrechtlichen Herrscht, welche der Eigen- 
tümer oder Mieter einer Wohnung innerhalb seines befriedeten 
Besitztums gegen grundsätzlich alle Personen einerseits und über 
sein Gesinde schlechthin andrerseits auszuüben berechtigt ist." 

' S. 344 ff. 

* Die Motive 1902 zu § 3 bezeichuen die Schif&gewalt als den Inbe- 
griff aller BefngnisHe privat- and fiffenti ichrechtlicher Art, welcher mit 
Recksicht anf die LoslSsang des Schiffes vom heimatlichen Territorium in 
der Hand des SchifiiBn vereinigt a^ müssen. 
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4 EiDleitnug. 

Der Inhaber dieser Schiff sgewalt ist heate ansBchließ- 
lich der Kapitän als der alleinige B'Qhrer des Schiffes;' bei 
seiner Verhinderung geht die Gewalt aber notwendigerweise nnd 
ipHO jare vermöge der Bog. Schiffshierarchie anf denjenigen An- 
gestellten über, welcher dem Kapitän im Bange am nächsten steht. 

Der Inhalt und Umfang der Schiffsgewalt bestimmt 
sich im allgemeinen nach ihren Zwecken und ist nur in gewissen 
Beziehungen gesetzlich festgelegt Q-mndsätzlich ist davon ans- 
zagehen, daß der Kapitän gegen alle der Schiffsgewalt unter- 
worfenen Personen diejenigen Zwangsmaßregeln anwenden dar^ 
welche zur Erfüllung seiner Berufspflichten und zur Wahrung 
seiner Berufsrechte erforderlich sind.* Der Päichtenkreis des 
Kapitäns hat sich aber mit der zunehmenden Feinheit der Schifls- 
bautechnik, des Handels- und des Verkehrslebens einerseits und der 
Ausdehnung der Staatsanfgaben andrerseits immer mehr erweitert, 
so daß heute dem Schiffer nicht nur die Verantwortlichkeit für 
das Schiff, das Leben und die Gesundheit der Mitfahrenden nnd 
fOr die Waren, sondern auch die Erfüllung vieler besonderer 
öffentlicbrechtlicher Pflichten, z. B. nach §§ 16, 61—64 des 
Personenstandsgesetzes vom 6. Februar 1875 die Funktion eines 
Standesbeamten obliegt.^ 

Den nicht auf dem Schiffe angestellten Personen, ins- 
besondere den Passagieren gegenüber äußert sich die Schiffs- 
gewalt wesentlich in der Ausübung des Hausrechts, das wie 
in jedem anderen befriedeten Besitztum so auch auf dem Schiffe 
Geltung hat, und in der Durchführung der durch Gesetz, Gebrauch 

' Über den bezw. die Inbaber der Sobiffiagewait in früheren Zeiten 
Tgl. Waoneh S. 344fF. 

* Vgl, hierzu Bindimo, Handbuch S. 794; Pekelb, Handbuch S. 117 and 
Art. 97 des französischen Dekrets vom 24. März, 26. April 1S52: Le capi- 
taine, maitie ou patran a, sur lea gens de l'^quipage et snr lee pasaagers, 
rantorit^ qne comportent la sfiretS dn navire, le eoin dea majchandises 
et le auccäs de Teipädition. 

' Vgl. u. a. noch §§ ISff. FIR.G., das Gesetz betr. die Scbi&melduagen 
bei den Eonaulatcn vom 25. März 1880 (B.O.Bl. S. 181); %% 12ff., 51, 63, 70, 
89, S2, 9«, 99, 102, 103 S.O.; §§ 5l9ff,, 522ff. H G.B., das Geaeta betr. die 
Verpflichtung der Kanffahrteischifie znr Mitnahme beimzoschafFender See- 
lente vom 2. Juni 1902 (ßG.Bl. S. 213). 
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Emleitang. 5 

oder vom Schiffer selbst — and zwar den Passagieren gegenüber 
in erster Linie darcb Vertragt — festgesetzten Schiffsordnnng 
(§ 668 H.G.B.), welche ihrerseits, wie es in § 29 des zit preußi- 
schen Oesetzes vom 26. März 1864 beißt, die Ordnung und Ein- 
tracht an Bord erhalten bezw- vor Stönmgen schützen will. Den 
Nichtangestellten gegenüber zeigt die Schiffsgewalt somit im 
wesentlichen einen negativen Charakter.^ 

Anders ist es bei der Schiffsmannschaft Bei ihr ist 
es besonders die vertragsmäßige positive Pflicht zur Leistung der 
übernommenen Dienste, deren Erfüllung einer außergewöhnlichen 
Gewähiieistnng bedarf. Deshalb unterstehen die Schiffsleute nicht 
nur im allgemeinen dem Hausrecht und der Schiffsordnung, sondern 
unmittelbar nnd unabhängig von jeder räumlichen Be- 
ziehung zum Schiffe einer weitgehenden Dienst- und Dis- 
ziplinargewalt (Schifisgewalt i. e. S.], kraft deren sie den Kapitän 
sowohl von rechtswidrigem Handeln abhalten als auch zu pflicht- 
gemäßem Handeln zwangsweise anhalten kann. 

Fftr die überwiegende Mehrzahl der deutseben SeeschifTe 
ist die gesamte Schifisgewalt des Kapitäns gegenüber der Mann- 
schaft in der Seemannsordnung mit Ansflihrlichkeit gesetz- 
lich festgelegt und zwar nicht nur, soweit sie durch das 
Dienstverhältnis begründet, sondern auch soweit sie Ausfluß der 
oben ausgeführten Schifisgewalt i. w. S. und auch wohl des Not- 
stands- oder Notwehrrechts ist.^ Der Kapitän ist nach S.O. nicht 
nur der Vertreter des Reeders in allen das Vertragsverhältnis 
betreffenden Angelegenheiten, sondern er ist zugleich der Dienst- 
vorgesetzte der Schiffsleute und Schifioffiziere. Er hat über 
alle Angestellten — insbesondere zur Erzwingung der Dienstr 
pfiicht eine „nahezu militärische Zwangsgewalt"* und in 
gewissem, wenn auch heute sehr beschränktem Umfange eine 
Disziplinarstrafgewalt ' 

> BoYENB I S. 447 Aom. 2. 
' Waokbb B. 351. 

* VgL hieran Buntna, HsDdbnch 8. 794 Aom. 8. 

• Motive 1672 zu § 7S. 

' VgL §g 84ff. S.O., bea. g§ 87, 86, 91 Abs. 1 (KostachmaleniDg bis sn 
dreitSgiger Dauer). 
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Endlicli «rhält die Schiffsgewalt des Kapitäns gegenüber den 
Schiäslenten eine weitere Ergänzung durch eine Anzahl 
öffentlicher 8 traf Forschriften. Die hierin geregelten Sonder- 
delikte der SchiffBleute sollen im folgenden einer eingehen- 
deren Betrachtung unterzogen werden. 



Der Begriff Schiffsmann. 

Zu einer Barstellung der Sonderdelikte der Schiösleute ge- 
hört in erster Linie eine Klarstellung des Begriffes Schiffs- 
mann. 

I. Eine gesetzhche Umgrenzung dieses Begriffes findet sich 
in § 2 S.O. Hiernach ist Schiffsmann jede zum Dienste auf 
dem Schiffe während der Fahrt für Rechnung des Beeders 
angestellte männliche oder weibliche Person mit Aus- 
nahme des Kapitäns, der Schiffsoffiziere und die Lootsen. 

Wesentlich ist hiemach: 

1. Die Anetellnng zum Dienste. 

Unter Anstellung verstehen die Motive 1872 (zu § 3) und 
Stenglein (zu § 3] die „dauernde und organische Ver- 
knüpfung der Person mit dem Schiffsdienste". Diese 
bilderreiche Definition erklärt jedoch m. E, den Begriff nur wenig, 
weshalb noch auf einige andere Merkmale hingewiesen sei. 

a) Die Anstellung ist als solche kein Rechtsgeschäft 
Sie ist nicht identisch mit der Anheuerung (§§ 27ff, S.O.), 
noch weniger mit der Anmusterung (§ 13 S.O.). Jedoch setzt 
sie eine vorhergehende „Annahme" voraus, d. h. einen 
Vertrag, durch den die Verpflichtung des Angestellten zur Dienst- 
leistung begründet wird.^ 

Die S.O. geht nun durchweg (vgl. insbes. §§ 8 Abs. 2, 12 
Abs. 2, 13, 14 Abs. 2, 93 Abs. 1, Abs. 3, 94, 96 Abs. 1) davon 
aus, daß die Schiffsleute durch den Heuervertrag angeuommen 
werden, einen Dienstvertrag besonderer Art, auf welchen in erster 
Linie die Vorschriften in §§ 27ff. i. V. mit § 1 Abs. 2 S.O., in 



' Dies folgt bes. ans § S Abe. 2 S. 2 a. S.O. 
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Der Begriff ScUffimuin. 7 

zweiter Linie die Vorschriften in §§ ßllfif. B.G.B. Anwendung 
finden. Baraus kann geschlossen werden, daß im Geltungsbereiche 
der S.O. für Schiflalente jeder Art nur ein solcher Heuervertrag 
zur Grundlage einer rechtserheblichen Anstellung i. S. von § 2 
Abs. 3 geeignet ist. ' 

b] Da die Anstellung einen Heuervertrag voraussetzt, kann 
wohl folgerichtig die Anstellung auf Grund eines nichtigen 
Henervertrags den Angestellten nicht zum SchiSmann machen; 
denn ein nichtiger Heuervertrag ist rechtlich kein Heuervertrag. 

Die Gültigkeit des Heuervertrags, der eine besondere Form 
des Abschlusses nicht erfordert (§ 27 S.O.), bestimmt sich aber 
grundsätzlich nach den allgemeinen Vorschriften des B.G.B [vgl. 
bes. §§ 105, 108, 109, 116 S. 2, 117 Abs. 1, 118, 119, 123, 142 
Abs. 1). Zu beachten ist nur, daß die einem Minderjährigen er- 
teilte Ermächtigung des gesetzlichen Vertreters, in Dienst oder 
Arbeit zu treten (§ 113 B.ä.B.), ihn als solche nicht auch zur 
Gingehung voa Heuerverträgen bei^higt; hierzu ist vielmehr nach 
§ 8 i. V. mit § 7 Abs. 2 S.O. eine besondere Ermächtigung zur 
Übernahme von Schiffsdiensten erforderlich. Andrerseits be- 
darf der Vormund nach § 7 Abs. 2 S. 2 S.O. zu dieser Ermäch- 
tigung entgegen der Vorschrift in § 1822 Z. 7 B.GB. niemals der 
Gteoehmigung des Vormundschaftsgerichts. 

Auf den ersten Blick mag das Erfordernis eines gültigen — 
nicht nur eines formellen — Heuervertrags zum Erwerbe der 
SchifFsmannseigenschaft in seinen Konsequenzen gefährlich er- 
scheinen; denn wenn sich z. B. ein auf einem Seeschiffe ange- 
stellter Minderjähriger wider den Willen seines gesetzlichen 
Vertreters verheuert hat, indem er etwa beim Abschlüsse des 
Vertrags sich als volljährig ausgegeben oder die Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters zur Übernahme von Schiffsdiensten 
der Wahrheit zuwider behauptet hat, so untersteht er nach der 
hier vertretenen Ansicht nicht den sich auf die Schiffsleute 
beziehenden Bestimmungen der S.O., insbesondere nicht den 



' UngeeigDet ist mithio u. a. ein Vertrag, dnrcb den sich der Ange- 
nommene zu anentgeltlicher DieDstleistung verpflichtet. Vgl. hiersu 
L. Pbbblb zu § 51 Anm. 1 b und I d, aber auch Mbves zn §§ 81 — S3 Anm. I, 
BOTEMB I S. 451. 
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Disziplinar- und Strafbestiiimiuiigei). Eine G«fahr für das Schiff, 
die Ladung aad die Atitfatirenden ist aber aus diesem umstände 
gleichwohl nicht zn befürchten. Denn einmal maß sich nach der 
OrdnuDgsyorschrift in § 7 S.O. jeder, der im Beich^ebiete als 
Schiffsmann in Dienst treten will, vorher vor einem Seemanns- 
amte über sein Älter und, wenn er minderjährig ist, über die 
Genehmigong seines gesetzlichen Vertreters zur Übernahme von 
Schiffsdiensten ausweisen, so daß die Fälle einer Anstellung aaf 
Grund eines unwirksamen bezw, nichtigen Heuerrertrags von vorn- 
herein auf eine geringe Zahl beschränkt eein werden. Weiter 
wird ein Angestellter jener Art von dem Kapitän oder den 
sonstigen Vorgesetzten, wenn diese die Nichtigkeit des Ännahme- 
vertrags nicht kennen, tatsächlich und insbesondere hinsichtlich 
der Disziplinarbestimmungen in §§ 84ff. in derselben Weise be- 
handelt werden, wie ein ordentlicher SchifTsmann, ohne daß der 
betr. Vorgesetzte Gefahr läuft, sich dadurch haftbar oder strafbar 
zn machen. Endlich gewähren in jedem Falle das Rausrecht des 
Kapitäns (s. o. § 2) und nötigenfalls die Bestimmungen des St.(T.B. 
Qber Notwehr und Notstand einen Schutz für die betrofiFenen 
Personen oder Güter. Selbstverständlich ist auch, daß die Straf- 
bestimmungen des gemeinen Strafrechta auf einen Angestellten 
der besprochenen Art Anwendung zn finden haben. 

Erwähnt sei noch, daß bei der ersten Beratung der a. S.O. 
im Reichstage die hier bekämpfte Meinung für die des Gesetzes 
gehalten wurde. Schon damals aber wurde sie in gewisser Hin- 
sicht fOr bedenklich erachtet.* 

c) Die Anstellung zum Dienste ist, wie oben erwähnt, kein 
Rechtsgeschäft. Sie ist vielmehr lediglich das Korrelat des 
Dienstantritts. 

Wenn nun § 32 S.O. unter dem Dienstantritte den Zeitpnnkt 
versteht, zn welchem der Schiffsmann sich an Bord einfindet, 
um die übernommenen Dienste zu leisten, so i^t die Anstellung 
zum Dienste vielleicht mit dem Zeitpnnkt zusammen, von dem 
an der Angenommene nach dem Willen des Annehmenden sich 
an Bord einfinden imd die Übernommenen Dienste leisten soll, 



' TgL Protokolle 18T2 I S. 429 ff. 
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mag er nun dieeer Yerpäichtang tätBächlich aachkommeu 
oder nicht 

Dementspraclieiid dürfte der AngeDommene so länge „ange- 
stellt" bleiben, bis ihn der Dienstberechtigte von der Pflicht zur 
DienetleiBttmg daaemd entbindet — was in der Eegel mit der 
Abmusterung geschieht — , es sei denn, daß der Annahmerertrag 
als die VorauBBetznng der Anstellung schon vorher unwirksam ge- 
worden ist 

Als ein ziemlich sicheres äußeres Merkmal daftlr, ob der 
Schif^mann den Dienst angetreten hat, dürfte seine Yerpäegung 
auf Xuaten des Schiffes zn betrachten sein.' Im allgemeinen wird 
dieses Kriterium anch fOr die Anstellang zutreffen. 

d) Die Anstellang zum Dienste setzt nicht voraus, daß die 
übernommenen Dienste „dauernd" geleistet werden sollen. Dies 
ist weder nach dem Wortlaute des § 2 Abs. 3 SO. noch nach dem 
B^riffe der Anetellnng eiforderlicL ' 

Allerdings ist aber mit R-Ot.' anzunehmen, daß derjenige 
nicht unter die Schif&leute gerechnet werden kann, der nur eine 
einzelne, von vornherein dem umfange nach bestimmt abgegrenzte 
Arbeit auf dem Schiffe aaezuführen hat; ein solcher ist nicht 
„zum Dienste", d. b. zn einem Komplex von Dienstleistungen, 
angestellt Schon deshalb wird z. B. der Lotse nicht zu den 
Schiffsleuten zn zählen sein. 

2. Der SchifFsmann muß weiterbin angestellt sein zum 
Dienste auf dem Schiffe während der Fahrt 

Welcher Art diese Dienste im übrigen sind, ist gleichgültig; 
es brauchen nicht notwendig Schiffsdienste i. e. S. zu sein, 
d. h. solche Dienste, die spezifisch im Schiflahrtsgewerbe benötigt 
werden oder „die zur Benutzung des Schifi'es als Transportmittel 
unumgänglich nötig sind" (Mbves zn § 3).* Daher gehören zu 



' Vgl. §4S S.O.; Waohhi g62BII S. Si2S. 

' Vgl. Waohbb § B2 B I S. 852ff.; § 28 Abs. 1 8.0. 

' B.a.St vom 28. Juni 1894 Bd. 2S S. 439. 

* Zn bekchten ist, daB die S.O. dort, wo sie den Ansdmck Schifibdieiute 
gebraacht (§§ 82, S4), darunter die „Dienste &af dem Schiäe w&hread der 
Fahrt" i. S. von § 2 Abs. 3 versteht. 
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10 Der Begriff SchifiaiiianD. 

den Schifiräleuten nicht nnr die eigentliolien Matrosen, sondern 
auch der SchifFszimmermann, SchifFskoch, Steward usw.^ 

Daß die Schiffsleute zum Dienste auf dem Schiffe während 
der Fahrt angestellt sein rnttssen, schließt natürlich nicht aas, 
daß sie auch während das Schiff im Hafen oder auf der Beede 
liegt und dann unter Umständen auch am Lande zur Dienet- 
leistung verpflichtet sind, §§ 34, 35 S.O. Dagegen ist durch das 
besprochene gesetzliche Erfordernis die in der Theorie und lange 
Zeit auch in der Praxis umstrittene Frage, ob die nur während 
des Aufenthalts des Schiffes im Heimatshafen dauernd darauf 
angestellten Leute oder die das Löschen und Laden besorgenden 
Schauerleute jemals zur Schiffsmannschaft zu rechnen sind, end- 
gültig in verneinendem Sinne entschieden.* 

3. Der Schiffsmann muß endlich für Rechnung des Reeders 
angestellt sein, d. h. er muß Lohn und Unterhalt auf Kosten des- 
jenigen bekommen, dem das Schiff zum Erwerbe durch die See- 
fahrt dient, g 484 L V. mit § 510 H.G.B. 

4. Daß die Eigenschaft eines SchiSsmanns durch die erfolgte 
Anmusterung, d. i. nach § 13 S.O. die Verlautbamng des mit 
dem Schiffsmanne geschlossenen Henervertrags vor einem Se&- 
mannsamte, nicht bedingt ist, wurde nur deshalb in § 2 Abs. 3 
besonders hervorgebohen , weil der weniger gebildete Teil der 
Schiffsmannschaft die sich unter behördlicher Mitwirknog voll- 
ziehände Anmusterung leicht für das Entscheidende achtet.' 

Ebenso ist die Bestimmung, daß auch die weibliche An- 
gestellte die Rechte und Fffichten des Scbiffsmanns hat, § 3 
Abs. 8 S. 2 S.O., an sich selbstverständlich. Genauer hätte frei- 
lich bestimmt werden sollen, daß die weibliche Angestellte „als 
SchiSsmann gelten" solle, um damit, was zweifellos der Wille des 



* Die a. S.O. {% S) Bchied die AugeBtellten der letzteren Art begriff- 
lich von der SchifiBmanoacliaft , wornnter sie die zn ScbiSadiensten i. e. 3. 
Angestellten verstand, stellte sie ab«T in Rechten und Pflichten der Schüb- 
m annschaft gleich. 

' Vgl. Uotive 1902 m g 2; B.Q.St vom 28. Juni 1894 Bd. 25 S. 4S9; 
BoiBHB I S. 196; Pbbbls, öffentliches Seerecht lu § 3 S.O.; Pkmls, Hand- 
bnch S. 14S; W^smag &2 BI S. S62S., Mbveb zn § 3. 

• Protokolle 1872 I 8. 429ff. 
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Gesetzgebers ist, auch die Vorschriften der S.O. unzweideutig auf 
weibliche Schiffsleate fKr anwendbar za erklären, in denen es 
sich, wie in §§ 99, 126 S.O., nicht wesentlich um Rechte oder 
Pflichten der Schiffslente handelt.' 

5. Von den zum Dienste auf dem Schifle während der Fahrt 
für Rechnung des Reeders angestellten Personen gehören nicht 
zu den Schifi'sleuten i. S. der S.O.: 

a) Der Kapitän i. S. Ton § 2 Abs. 1 S.O., d. i. der Führer 
des Schiffes (Schiffer), in dessen Ermangelung oder Ver- 
hinderung aber sein Stellvertreter. Der letztere Zusatz 
bezweckt nach den Motiven 1872 (za § 2) nur eine Regelung und 
Vereinfachung der für die folgenden BestimmungeQ geltenden 
Terminologie. 

Als Stellvertreter des Kapitäns L S. von §2 Abs. 1 S.O. 
ist mit Metes (zu § 2) derjenige anzusehen, der iu Ermangelung 
oder Verhinderang des Sapitäna die Fohrnng des Schiffes zu 
übernehmen befugt ist und übernimmt,* Eine dauernde Ver- 
hinderung des Kapitäns ist dabei nicht erforderlich, sondern es 
genügt z. B., wenn der Kapitän um auszuruhen auf kurze Zeit 
die Führung des Schiffes in andere Hände legt' 

Eine materielle Vorsohrift darüber, wem im Einzelfalle 
die Stellvertretung des Kapitäns zustehen soll, insbesondere 
eine Vorschrift tlber die Reihenfolge, in der sie auf die Schiffs- 
offiziere übergehen soll, enthält die S.O. nicht. Nach der 
Praxis steht aber das Recht zur Stellvertretung des Kapitäns 
in erster Linie dem vom Reeder hierzu bestimmten Schifis- 
offizier, im Zweifel dem Steuermann bezw. ersten Steuer- 
mann — auf kleineren Schiffen dem sog. Bestmann — zu nnd 
geht schließlich nach der Schiffshierarchie (s. o. § 2] immer auf 
denjenigen Schiffsofüzier nnd in Ermangelung eines solchen auf 



* L. Pebbl« 2a § 2 Aom. 5. 

' Insoweit hat das Wort Stellvertreter hier eine tatsächliche Bedeutang. 
Vgl. Pbbblb, Handbuch S. llSff.; Waqmeb S. S45. Die handelsrechtiiche 
Tollmacht des Schiffers geht Dicht notwendig aof den Stellvertreter i. S. 
Ton § 2 Abs. I S.O. fiber. 

* Tgl. Pbhels, öffentliches Seerecht zn § 2 S.O.; SrxHeLEiH zu § 3 
Anm. 2; Motive 1903 zu § 2. 
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eiuen Scfaiffsmann ttber, der dem Kapitän im Range am nächstai 
steht, über das Bangrerhältnis aber wird in der Regel die 
Masterrolle (§ 14 S.O.) ÄufscMuß geben. 

b) Nicht zu den Schiffslenten i. S. von § 2 Abs. 3 S.O. z^en 
weiterhin die Schiffsoffiziere, das sind die zur Unter- 
stützung des Kapitäns in der Führung des Schiffes be- 
stimmten Angestellten, welche zur Ausübung ihres 
Dienstes eines staatlichen Befähigungsnachweises be- 
dürfen {Schiffsoffiziere i. e. S.), sowie die Arzte, Proviant- 
and Zahlmeister. Letztere „gelten als" SchifFsoffiziere, § 2 
Abs. 2 S.O.i 

Durch diese BegrifFabestimmang setzt eich die S.O. absicht- 
lich in Gegensatz zu der bisher verbreiteten Theorie, daß alle 
die Angestellten als Schiffsleute zu erachten seien, die mit einer 
gewissen Kommandogewalt ausgestattet sind.' Letzteres ist 
vielmehr nach S.O. als Voraussetzung für die Stellnog eines 
Schiffsoffiziers weder erforderlich noch genügend.* Allerdings 
hat aber die Stellung als SchiSisofdzier nach § 3 Abs. 2 S. 1 eine 
gewisse Dienstgewalt über alle SchifFsleute zur Folge. 

Zur Unterstützung des Kapitäns in der Führung des 
Schiffes, d.h. nach den Motiven 1902 insbesondere zur Leitung 
des Deckdienstes — vorzüglich von der Kommandobrücke aus — 
und hei Dampfern in der Leitung der Maschine, kann im Einzel- 
falle jeder Angestellte bestimmt werden. Eines staatlichen 
Befähigungsnachweises bedürfen aber unter jenen Angestellten 
nach § 31 G.O. nur die berufsmäßigen Seesteuerleute und die 
Maschinisten auf Seedamp&chiffen. 

Nach der a, S.O. wurden die Schiffsoffiziere schlechthin zu 
den Schiäsleuten gerechnet. Jetzt sind sie als eine dritte Gruppe 
der SchifFsbesatzung zwischen dem Kapitän und den gewöhnlichen 
ScbifFsleuten herausgehoben, weil dies nach den Motiven im 

' Diese Definition entspricht faat wörtlich dem von F. Pbbblb, OSbnt^ 
licheB Seerecht zu § 3 S.O. entsprechend der in SchifbhitBkreisea herrschen- 
den Anffaasung AnfgeBtellten Begriffe der SchifbofSziere, unr daß dort noch 
die Scbi£&geistliclieii den Offizieren liinzngerecbnet werden. 

' Pebbls, H&ndbnch S. 114; Boybhb I S. 450. 

' Nfiheres in den Iblotiven 1902 zn § 2. 
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Interesse ihrer dienstlicheD Aatorität and mit Bücksicht auf die 
hoben Anforderungen an ihre geaellschaftliche und wissenschaft- 
liche Bildung notwendig erschien. Jedoch finden nach § 3 
Ab8.2S.2 8.0. auf die Schiffsoffiziere die für die Schiffs- 
mannschaft oder den Schiffsmann geltenden Vorschriften 
Anwendung, soweit nicht ansdrficklich ein anderes fest- 
gesetzt ist. Dies gilt insbesondere auch von den Straf- 
Torschriften. 

c] Endlich gilt nach § 2 Abs. 3 3. 3 8.0. auch der Lotse 
nicht als Scbiffsmann und zwar weder Priratlotse noch der 
Zwangslotse. ^ 

Mit Rücksicht auf die besonders in bezug auf den ersteren 
ecbwankende Theorie* wurde es für zweckmäßig erachtet, den 
Lotsen auch ausdrücklich aus der Zahl der Schifisleute auszu- 
nehmen, obwohl er schon nach dem jetzt fest umschriebeneu 
Begriff der SchifFsleute nicht zu diesen gehören dürfte (s. o. 
unter I 1 d}. 

ir. Der im vorstehenden erläuterte Begriff des Schiffsmanns 
gilt zunächst, wie das Gesetz ausdrücklich betont, nur für die 
Vorschriften der S.O. Daraus darf jedoch nicht geschlossen 
werden, daß jene Begriffsbestimmung für andere Beicbsgesetze 
schlechthin unverwendbar sein solle; ihre Verwendbarkeit für die 
Vorschriften anderer Reichsgesetze ist nur jedesmal eine Frage 
besonderer Gesetzesauslegung. 

Wenn z. B. § 481 H,G.B. die Schiffsbesatzung einteilt in 
den Schiffer, die Schiffsofiiziere, die Scbiffsmannscba^ sowie alle 
übrigen auf dem Schiffe angestellten Personen, so ist klar, daß 
im E.G-.B. unter Schiffsmannschaft nur die zu Diensten see- 
männischer Art Angestellten (Schiffsleute i. e. S.) zu verstehen sind, 
soweit nicht im einzelnen Falle eine vernünftige Analogie eine 
weitere Ausdehnung des Begriffes fordert. 

Die §§ 297 und 298 St.G.B. hingegen gebrauchen den Aus- 
druck Schiffsmann, ohne ihn irgendwie zu definieren. Eine dem 

' Über den Unterschied beider s. Botbmb I S. 1&4. 
' Vgl. BoYBNs I S. 446; Pbbklb, öfenfUcliee Seerecht zn § 297 St.G.B.; 
StgüaLBiN zn g 2 Anm. 5 S.O.; PERBLa, Handbuch S. 148ff.; Wagnek g 52 B I 

S. 352ff.; Motive 1902 zu § 2. 
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gewöhDlichen Sprachgebrauche entaommene Auslegung des Wortes 
wörde hier dazu fahren, in beideo Fällen als 3chi£Fsmann nar den 
ScMffsmann i. e. 8. anzusehen. Der juristwehe Sprachgebranch 
des Wortes ist, veil schwankend, für die Auslegung zunächst 
nicht zu verwerten. Der raüo legis entspräche es, unter Schiffs- 
mann in § 297 jeden auf dem SchifTe Angestellten irgend welcher 
Art — sc. außer dem Kapitän — , der die Reise mitmacht,' in 
§ 298 jeden Angestellten zu verstehen, der Bener empfangen hat 
Die akzessorische Natur des Strafrechts aber und der Zusammen- 
hang der §§ 297, 298 StO.B. mit der Seemannsordnung, welche 
in deu §§ 87, 88, sowie in dem Abschnitte über das Vertrags- 
verhältnis (§§ 32, 33, 34) den Schiffslenten i. S. von § 2 Abs. 3 
i. V. mit § 3 Abs. 2 S.O. solche Pflichten auferlegt, deren Ver- 
letzung die erwähnten Vorschriften des StG-.B. unter Strafe stellen, 
läßt es richtig erscheinen, den Schiffsmannsbegriff des St.G-.B. 
mitBiNDuro' aus der S.O. als dem fUr Schiffsleute geltenden 
Spezialgesetze zu entlehnen und zwar dergestalt, daß die 
Schiffsoffiziere i. S. von § 2 Abs. 2 S.O. ohne weiteres den 
Schiffsleuten zugez^ählt werden. Geschah doch in der S.O. ihre 
Ansscheidung aus der Zahl der Schiffsleute nicht deshalb, um sie 
diesen als eine andere Berufaklasse gegenüber zu stellen, sondern 
nur, um sie als qualifizierte Scbiflsleate auch äußerlich erscheinen 
zu lassen. 

FUr die hier vertretene Auffassung spricht zudem noch 
folgende Erwägung: Wenn § 93 Abs. 3 S.O. in allerdings m. E. 
wenig glücklicher Fassung bestimmt, daß der Schiffsmann, d. i. 
der Schiffsmann i. S. von § 2 Abs. 2 i. V. mit § 3 Abs. 2 S. 2 
S.O., welcher mit der Heuer entweicht oder sich verborgen hält, 
um sich dem übernommenen Dienste zu entziehen, mit der in 
§298 StG.B. angedrohten Gefängnisstrafe belegt werden soll, 
so ist damit notwendig zum Ausdruck gebracht, da£ für alle nach 
§ 93 Abs. 3 S.O. delinquierenden Personen eine Strafe bereits 
in §298 StG.B. festgesetzt ist Letzteres ist aber wiederum 
nur dann zutreffend, wenn der Schiffsmannsbegriff in § 298 StG.B. 

' Vgl. die Worte „an Bord nimmt". 
> BiNDiMo, Lehrbnch S. 2G2. 
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draa Scbiffsmaimsbegriff der S.O. (einschüeßUch des Begrilfe der 
Schi&offiziere !) gleich ist oder Teon er weiter als dieser ist 
Tatsächlich dürften beide Begriffe identisch sein. 

III. YoD den Schiffsleuten bezw. der Scbifismannschafl sind 
za auteracheiden: 

1. Die Schiffsbesatzung, §§ 481, 612, 622, 525 H.G.B., 
d. s. sämtliche auf dem Schiffe angeBtellteo Fereoaen einschließ- 
lich des Schiffers.^ 

2. Die Seeleute, Mitnahmegesetz vom 2. Juni 1902 und 
S.U.V.G. Tom 30. Juni 1900, d. 8. nach § 1 Abs. 1 Z. 1 S.U.V.G. 
die Personen, welche auf dentachen Seefahrzeugen als Schiffer, 
Personen der Schiffsmannschaft, Maschinisten, Aufwäxter oder in 
anderer Weise zur Schiffsmannsohaft gehören. Hiemach sind unter 
Seeleuten wohl die Mitglieder der Schiffsbesatzung zu veretehen. 

S. Die anf einem Seefahrz'euge beschäftigten Personen, 
§ 57 i. V. mit § 1 Abs. 1 Ziff. 1 bis 3 und § 2 S.Ü.V.G. 

4. Wesentlich anderes bezeichnet endlich der Begriff See- 
mannschaft, Bekanntmachung, betr. den Nachweis der Be- 
fähigung als Seeschiffer oder Seesteuermann auf deutschen Kauf- 
fahrteischiffen Tom 6. August 1887 (B.O.BL S. 395) Anlagen IB, 
nD und niD.» 

L Die Delikte der Schiffsleute nach der 
Seemannsordiinng, 
A. Allgememes. 

§3. 

Das sachliche Geltungsgebiet der Seemannsordnung. 

Das Geltungsgebiet der Seemannsordnung ist nach 
S.O. § 1 Abs, 1 sachlich grundsätzlich beschränkt auf die 

' Näheres bei Botbhb I 8. 8S, 154, 162 und in den dort zitierten Ent- 
Bcheidnngen dea RG.; ferner B.G.C. vom 26. April 1884 Bd. IS S. lU und 
Tora 11. Dezember 1902 Bd. 50 S. 85; Pesels, Offeatliches Seerecht zu § 3 
SO.; Perels, Handbuch S. HS; Waqneb S. 3fi2£F.; Motive 1902 zu % 2. 

' Jetzt Bek&nntmachnng, belr. den Beßthigungsnachweia und die 
Prüfung der Seeschiffer nnd Seeateuerlente anf deutschen Kanffahrteischiffeu, 
vom 16. Januar 1001 (R-G.Bl. 1901 S. 8), Anlagen. 
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Eaaffahrteiscfaiffe, welche das Recht, die Reichsflagge 
za führen, ausüben dUrfen. Hieniach finden aach die Straf- 
TOrschriften der Seemannsordnang nur auf solche Schiffs- 
leute Anwendung, die auf einem Kauffahrteischiffe der 
erwähnten Art angestellt sind, so daß vor einer ausführ- 
licheren Besprechung der Strafvorschriften selbst eine nähere Be- 
stimmung dieser SchifTsgattung unumgänglich erscheint 

1. Unter Kauffahrteischiffen sind nach der gesetzlieheft 
Begriffsbestimmung in dem Gesetz, betr. das Flaggenrecfat der 
Kauffahrteischiffe vom 22. Juni 1899 (P1.RG.) § 1 Abs. 1, worauf 
auch S.O. § 1 Abs. 1 Bezug nimmt, die zum Erwerbe durch 
die Seefahrt bestimmten Schiffe zu verstehen. 

a) Der Begriff der Seefahrt, der mit Rücksicht auf den 
Umfang des Begriffes „See" an sich ein unbestimmter ist, hat 
der Bundesrat auf Grund von F1.R.G-. § 25 in § 1 seiner Bekannt- 
machung, betr. Ausfübrungsbestimmangen zum § 25 des Flaggen- 
gesetzes vom 22. Juni 1B99. vom 10. November 1899 {R.G-.B1. 
S. 380] fUr die Küste des Reichsgebietes räumlich fest umgrenzt. 
Für die Schutzgebiete steht die Bestimmung der Grenzen der 
Seefahrt nach § 1 Abs. 2 der zit. Bekanntmachung dem Reichs- 
kanzler oder dem von ihm hierzu ermächtigten Beamten zu. 
Näheres bei Meves zu F1.R.G. § 1 Note 2. 

bj Zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmt sind alle 
Schiffe, welche durch die Seefahrt irgend welchen Nutzen suchen,' 
also nicht nur die zur entgeltlichen Waren- oder Personen- 
beförderung dienenden Schiffe, sondern auch die Lotsen-, Hoch- 
seefischerei-, Bergungs- und Schleppfehrzeuge, die denn auch 
Fl.R.G. § 1 Abs. I und zwar lediglich zur klaren Erläuterung 
des Begriffes Kauffahrteischiffe diesen im Gegensatz zum alten 
Flaggenrechtsgeaetz vom 28. Juni 1873 ausdrücklich hinzurechnet 
Zu den Hochseefischereifahrzeugen gehören auch die zur Ge- 
winnung von Korallen-, Schwämmen und sonstigen Meerespro- 
dnkten, nicht lediglich die zum Fischfang bestimmten Fahrzeuge. 
Der Begriff der hohen See aber ergibt sich aus dem Gegensatz 
zu den Küstengewässern. Diese erstrecken sich wiederum nach 

' Vgl. Mbveb zn F1.R.G. § 1 Note S Abs. 2. 
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einem im wesentlichen anerkannten völkerrecMliclieu Grundsätze 
bis zor jederzeitig größten Tragweite der Oesctiütze vom niedrigsten 
Ebbestande an gerechnet Richtiger dürfte man aber wohl die 
Anfangegrenze der hohen See, jedenfalls für die Nordsee, im 
Anschluß an Art 2 des internationalen Vertrags betr. die polizei- 
liche ßegelnng der Fischerei in der Nordsee außerhalb der Kttsten- 
gewässer vom 6. Mai 1882 (B.aBl. 1884 S. 25] auf 3 Seemeilen 
Yon der Niedrigwassergrenze an, in den Buchten nach zit Art 2 
Abs. 2 bestimmen.' 

Niemals gehören zu den KauffahrteischifTen die staatlichen 
Lotsen- und Schleppfahrzeuge, selbst wenn für ihre Benutzung 
Gebühren erhoben werden; denn diese Gebühren dienen grund- 
sätzlich nur zur Deckung der Betriebsnnkosten, während der Er- 
werbszweck fehlt. Vgl. auch Motive zn F1.K.G. § 1. 

c) Für die Bestimmung zum Erwerbe durch die Seefahrt 
ist nicht die ein;<elne Fahrt, sondern die allgemeine Absicht 
des Betriebes maßgebend. 

d] In Gegensatz zu den Kauffahrteischiffen stehen 
außer den Schiffen der Kriegsmarine einschließlich der Zollkreuzer 
(R.G.C. vom 19. Dezember 1893, Bd. 32 S. 146) die Lustjachten, 
Schalschiffe, Vermessungsfehrzeuge, Eabelschiffe, zn wissenschaft- 
lichen Zwecken bestimmte Schiffe usw. 

2. Das Recht zur Führung der Reichsflagge steht den 
Kanffahrteischiffen nach F1.R.G. % 2 nur dann zu, wenn sie im 
ausschließlichen Eigentum von Reichsangehörigen stehen. 
Den Reichsangehörigen werden die in FLR.G. g 2 Abs. 2 aufge- 
zählten Handelsgesellschaften, Genossenschaften und juristischen 
Personen unter den dort angegebenen Voraussetzungen gleich- 
geachtet N^eres bei Mete zu FLR.G. § 2. 

3. Die Befngnis zur Ausübung des Rechts znr Führung 
der Reichsflagge hat in der Regel weiterhin nach FLR.G. §§11 
Abs. 2, 10 grundsätzlich die vorherige Erteilung des Schiffs- 
zertifikates zur Bedingung, d. h. dem Reeder muß über die 
Eintragung des Schiffes in das Schiffsregister von dem Register- 

* 8o Hälsohukb, Das gemeine deutsche Strafrecht, Bonn 1861 — 18BT 
2. Band 2. Abt S. 9S3. 
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gericht (F1.R.Q. § 4 Abs. 2) eise mit dem Inhalte der Eintragang 
übereinstimmende Urkunde erteilt^ worden sein. 

Entbehrlich ist die Erteilang des SchifTszertiäkates nur in 
den F^Uen der §§16, 12 Abs. 1 und Abs. 2 FLILG. 

4. Eine weitere Ansdehuung findet das (Geltungsgebiet der 
Seemann sordnnng nach F1.R.3. § 26 anf seegehende liustyachten, 
auf ausBchlieBlich zur Auebildang von Seeleaten bestimmte See- 
fabrzeuge, auf solche Fahrzeuge, die fllr Rechnung auswärtiger 
Staaten oder deren Angehörigen im Inlande erbaut sind und 
möglicherweise nach g 26 Abs. 2 kraft siner mit Zustimmung des 
Bandesrats erlassenen kaiserlichen Verordnung' auch auf andere 
nicht zum Erwerbe durch die Seefahrt bestimmten Seefahrzenge, 
Bofem diese Fahrzeuge nach F1.B.G. §§ 2 i. V. mit § 26 Abs. I 
S. 1, Abs. 2 das Hecht zur Fahrung der Reichsäagge besitzen 
und TOQ diesem Rechte Gebranch machen. Denn dann unter- 
liegen diese SchifEe, wie F1.R.G. § 26 Abs. 1 S. 2 ganz allgemein 
bestimmt, „den fUr Kauffahrteischiffe geltenden Vorschriften", so- 
nach aber auch, da sie das Recht zur Führung der Reichsflagge 
ausüben dürfen, den Vorschriften der Seemannsordnang. Die 
Fähigkeit des aus gleicher Rechtaquelle wie die Seemannsorduung 
fließenden Flaggenrechtsgesetzes, das Geltungsgebiet der Seemanns- 
ordnang selbständig zu erweitem, ist aber unbestreitbar, und ein 
Grund für eine einschränkende Auslegung des § 26 Abs. l S. 2 
ist nicht ersichtlich. Vgl. auch L. Peuels zu S.O. § 1 Änm. 1 b 
Satz 5. 

5. Endlich kann nach S.O. § 1 Abs. 2 durch kaiserlichs 
Verordnung mit Zustimmung des Bondearats bestimmt werden, 
daß die Vorschriften der S.O. ganz oder teilweise auch auf 
Binnenschiffe Anwendung finden, die ausschließlich auf aus- 
ländischen Gewässern verkehren und deshalb nach § 26 a F1.R.G. 
unter den sonstigen hierzu erforderlichen Voraussetzungen das 
Recht zur Führung der Beicfasflagge ausüben dürfen. Vgl. hierzu 
die kaiserliche Verordnung vom I. März 1900 B.G.B1. S. 41. 



> d. i. nicht notwendig EtuBgehändigt, vgl. Motive zu F1.B.6. g 11. 

' Vgl. die Verordnung, betr. die Eratreckung der für Kan&hrteiscbifb 
geltenden Vorschriften auf die Oouvemementafiihrzeuge der Schntigebiete, 
TOtn 5. Juli 1903, R.Q.B1. 8. 2il. 
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6. Daß die unter die BeBtimmangeu der S.O. fallenden Schiffe 
daa Recht zur Führung der BeichBäagge auch tatsächlich ana- 
üben, ist — außer in den unter 4. erwähnten Fällen — für 
die Anwendbarkeit dieser Bestimmungen nicht erforderlich. 

7. Gemäß § 134 S.0, kann die Anwendung gewisser 
Vorschriften der S.O. für kleinere Fahrzeuge (Küstenfahrer 
naw.) durch Verordnung des Bundesrats ausgeschlossen 
werden. Oesetzhch ohne weiteres ansgeschloasen ist die 
Anwendung gewisser Vorschriften der S.O. nach § 135 für See- 
schlepper, Bergungs- und Hochseefischereifahrzeuge. 

Die strafrechtlichen Bestimmungen sind aber weder 
in § 134 noch in § 135 S.O. erwähnt. Sie bleiben auch nach 
allgemeinen Orundsätzen in allen in g 134 und § 135 S.O. auf- 
gezählten Fällen trotz des Ausschlusses von § 1 Abs. 2 S.O. als 
solche zwingend bestehen; jedoch entfallen sie natürlicherweise, 
soweit durch den Ausschluß der in §§ 134, 135 gedachten Gesetzes- 
bestimmungen ihre Normen fehlen, z. B. entl^Ut die Strafvorschrift 
in § 114 Z. 7 S.O., wenn nach §§ 134, 135 i. V. mit § 1 Abs. 2 
die Auszahlung der Heuer und der Vorschüsse anders als in 
§§ 46, 48 S.O. geregelt ist 



Die altgemeinen strafrechtlichen Bestimmungen der Seemanns- 
ordnung und Ihre Besonderheiten im Verhältnis zum Reichs- 
strafgesetzbuch. 

G-rundsätzlich sind auch bei Anwendung der in der S.O. 
fQr die Schiffslente enthaltenen Strafbestimmungen die einleiten- 
den und die im ersten Titel des Strafgesetzbuchs für 
das Deutsche Reich enthaltenen allgemeinen strafrecht- 
lichen Bestimmungen zu beachten. 

Bemerkenswerte Ausnahmen von diesem Grundsätze 
zeigen jedoch: 

1. § 121 Abs. 1 und 3 S.O. Hiemach findet im Gegensatz 
zu §§ 3, 4 Abs. 1 Z. 3 Abs. 2, § 5 Z. 3 und § 6 StG.B. die Ver- 
folgung der durch die 8.0. mit Strafe bedrohten Handlungen der 
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SchiffBleute ohne Emschränkang auch dann statt, wenn sie 
außerhalb des Beichsgebiets begangen sind, also auch dann, 

a) wenn es sich um eine Übertretung bandelt, 

b) wenn die betreffende Handlung durch die Gesetze des 
Orts der Begangenschaft nicht mit Strafe bedroht ist, 

c) wenn der nach den Gesetzen des Auslandes zur Verfolg- 
barkeit der Handlang etwa erforderliche Antrag nicht gestellt 
worden ist, und auch 

d) wenn der Täter ein Ausländer ist, wie § 121 Abs. 3 im 
Gegensatz zu § 100 a. S.O. noch ausdrücklich hervorhebt.' 

Sowohl ftir Inländer als für Ausländer ist die Straf- 
verfolgung anders als in den Fällen von § 4 Abs. 2 St.G.B. obli- 
gatorisch. Für Inländer erhellt dies ohne weiteres aus dem 
Wortlaute des § 121 Abs. 1 S.O., während § 121 Abs. 3 S.O.* 
nur zur Erläuterung von Abs. 1 bestimmt ist und daher aus seiner 
Fassung, die an sich Zweifeln Baum geben kann, für Ausländer 
nichts Gegenteiliges gefolgert werden darf. 

Dem Reichsgebiete L S, Ton § 121 S.O. dürften nach 
der Terminologie der S.O. die Schutzgebiete nicht zuzuzählen 
sein, wenngleich sie nach S.O. § 6 Abs. 1 als Inland gelten 
sollen (B. a.). Hingegen darf man das Reichsgebiet nach allgemein 
anerkannten Staats- und völkerrechtlichen Grundsätzen wohl un- 
bedenklich auf dessen Küstengewässer erstrecken. 

Schwieriger ist die Frage, ob die deutschen Schiffe auf 
offener See als Reichsgebiet i. S. von § 121 S.O. anzusehen sind. 

Für die Begehung dieser Frage spricht der Umstand, daß 
die Recbtsäktion, wonach das Schiff seinen Heimatsboden fort- 
setzt und auf offener See gewissermaßen einen vorübergehend 
losgelösten Teil seines Heimatsgebiets darstellt, sowohl allgemein 
bei der Auslegung von § 8 StG.ß., als auch „mehr oder minder 
überall in den Bestimmungen der S.O. anerkannt"^ ist. 



' Hingegen liegt kein Grund vor, die Geltnng von § 5 Z. 1 StG.B. flir 
die S.O. suszuschlieBen, vgl. Bindiho, Lehrbuch S. 416 Anm. 5. 

* Ein entsprechender Zusatz fehlte 2d § 100 a. S.O. 

' Vgl. u. a. BoTEHB I S. 23; Wagkeh 8. S09fF.; Motive 1672 zu §§ 1 
nnd 109; Protokolle 1672 I. 
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G^egen die Auffassnng, daß auch in § 121 8,0. unter dem 
Reichsgebiet nicht das Reichs landgehiet, sondern das Reichs- 
gewaltgebiet^ za verstehen ist, läßt sich jedoch geltend machen, 
daß dnrch die Änsdehnimg des Begriffes Reichsgebiet auf die 
anf offener See befindlichen deutschen Schiffe die Anwendbarkeit 
TOn § 121 Abs. 2 S.O. (s. u. 2.) dessen ofi'enBichtlicher Zweck- 
bestimmung zuwider sehr erheblich beschränkt werden würde. 
Auch ist zu beachten, daß in § 126 S.O. ebenso wie in § 10 StP.O. 
die offene See dem Auslande einerseits und dem Inlande andrerseits 
als ein dritter Begriff gegenübergestellt ist, während das „Reichs- 
gebiet" nach § 6 8,0., wo es den Schutzgebieten, die doch 
a,uch zu den Reichsgewaltgebieten gehören, begrifflich gegen- 
übersteht, eine rein territoriale Bedeutung zu haben und 
eine Unterart des „Inlandes" zu sein scheint 

2. Der erwähnte § 121 Abs. 2, flir dessen Tragweite die 
Klarstellung des Begriffes „Reichsgebiet" in Abs. 1 und seines 
Verhältnisses zur offenen See von großer Wichtigkeit ist,' be- 
stimmt, daß die Verjährung der außerhalb des Reicbe- 
gebieta begangenen strafbaren Handlangen erst mit dem 
Tage beginnen soll, an dem das Schiff, auf dem der 
Täter zur Zeit der Begehung angestellt war, zuerst ein 
Seemannsamt erreicht. 

Durch die Vorschriften in §§ 67 Abs. 4, 61, 68 StG.B., wo- 
nach die Verjährung der Strafverfolgung mit dem Tage der Be- 
gangenschaft beginnt, die Strafverfolgung von Übertretungen 
Bchon in 3 Monaten verjährt und die Verjährung aller Delikte 
nur durch Vornahme einer richterlichen Handlung' untere 
brochen wird, würde die Verfolgung der außerhalb des Reichs- 
landgebiets begangenen strafbaren Handlungen in vielen Fällen 
vereitelt werden. Diesem Umstände soll durch die abweichende 
Regelung des Veijährnngsbeginnes in § 121 Abs. 2 S.O. abgeholfen 



> VgL BiNDiMO, Grundriß 8. 77. 

» Dies übersieht Meteh, wenn er zu § 100 a. S.O. behauptet, daß durch 
§ 100 Aha. 1 die völkerrechtliche Kontroverae, wieweit in das Meer hinein 
dtia Herrsch aflsgefaiet der Eüetenländei reicht, vollkommen abgeechmtten sei. 

* Nicht also auch durch die in § 98 S.O. vorgesehene Aufzeichnung. 
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werden, wobei allerdings der Grundgedanke der Veijährnng der 
Strafverfolgung, möge man ihn nun in der „alles sUhnenden Macht 
der Zeit" oder in der allmählichen Zerstörung der Beweismittel 
erblicken, nicht beachtet ist 

Seemannsämter sind im Reichsgebiete die landesrechtlicb, 
in den Schutzgebieten die Tom Reichskanzler auf G-rund von 
§ 5 S.O. bestellten Behörden, im Auslände die Konsulate des 
Reichs für Hafenplätze. Sobald das Schiff ein solches See- 
mannsamt erreicht und Anzeige erstattet ist, hat dieses in den 
Übertretungsfällen der §§ 93 Abs. 1, 96, 96 und 107 S.O.,' 
ein Seemannsamt außerhalb des Reichsgebiets überdies auch in 
dem Vergehensfalle des § 93 Abs. 2 S.O., nach verantwortlicher 
Yemehmung des Angeschuldigten (Beschuldigtfin) diesem nach 
§ 123 S.O. einen „Bescheid" zu erteilen, der in betreff der Ver- 
jährung ebenso wirkt, wie eine richterliche Handlung. Für die 
Vergehens- und Verbrechensfälie in §§93 Abs. 3, 101 bis 
106, 108, 109 ist infolge ihrer für die meisten Fälle ausreichenden 
Verjährungsfrist eine Unterbrechung der Verjährung durch einen 
solchen Bescheid entbehrlicL 

Der Kapitän ist nicht verpflichtet, in den Fällen vou § 122 
S.O. zur Ermöglicbung der Strafverfolgung gerade das Seemanus- 
amt aufzusuchen, welches dem Orte der Begehung der Tat am 
nächsten liegt; die Verjährong der Strafverfolgung bleibt vielmehr 
ohne weiteres so lange gehemmt,- bis das Schiff ein Seemannsamt 
erreicht. Nach Mbves^ ist damit das Seemannsamt gemeint, 
welches der Schiffer in bestimmungsmäßiger Ausftihrung seiner 
Reise zuerst erreicht 

3. Den Zweck, einer Vereitelung der Strafverfolgung infolge 
zeitweiser Unmöglichkeit derselben entgegenzutreten, verfolgt teil- 
weise auch die von § 61 StO.B. abweichende Bestimmung in 
§96 Abs. 4 8. 2 S.O. über das Antragsrecht in den Fällen 
des § 96 S.O. (nicht auch des § 93 Abs. 1 und 2). 

Zu beachten ist auch, daß in den Fällen des § 96 S.O. anders 
als nach § 64 StG-.B. die Zurücknahme des Antrags bis zur 
rechtskräftige n(!] Entscheidung zulässig ist, vgl. §96 Abs. 4 S. 3. 

' Vgl. unten §§ 5, 12. 

' ütt § 100 s.o. 



Digilzedby Google 



Die allgemeinen straft'echtlichen Bestimmungen der 6.0. nsw. 23 

Näheres 8. anten za % 96 S.O. 

Eine Besonderheit gegenüber den vom St.G.B. beobachteten 
aUgemeinen Grundsätzen bietet weiterhin 

4. die Strafdrohang in §§ 96, 96 Abs. 1 nnd 3, 97, wonach 
dch die Strafhöhe erstreckt bis zum Betrage der einmonat- 
lichen — bei Scbifboffizieren nach Ermessen bis zum Betrage 
der zweimonatlichen — Hener, die der zu bestrafende Schiffs- 
maun bezw. Schiffsoffizier zur Zeit der Begangenschaft (?) bezieht, 
im Falle einer nicht monatweise bedungenen Heuer aber bis zu 
dem der ein- bezw. zweimonatlichen Heuer entsprechenden Geld- 
betrage. 

Jenachdem die Höhe der im einzelnen Falle möglichen 
Strafe hiernach den Betrag von 150 Mark überschreitet oder 
nicht, wird die Tat als ein Vergehen oder eine Übertretung 
anzusehen sein.' Damach bestimmt sich wiederum der Mindest- 
betrag der Strafe, Über den S.O. schweigt, nach g 27 St3.B. auf 
3 Mark oder 1 Mark, wahrend nach § 28 i. V. mit § 29 StG.B. 
die nicht beizutreibende Geldstrafe im ersten Falle grundsätzlich 
in Gefängnis, ^ im zweiten Falle aber in Haft umzuwandeln ist. 
Auch die Verjährungsfristen regeln sich entsprechend entweder 
nach § 67 Abs. 2 oder nach § 67 Abs. 3 StG.B. 

5. Endlich ist dem StG.B., obwohl auch bei einzelnen dort 
behandelten Straftaten, wie bei den Verbrecben und Vergeben 
im Amte, ein Zusammentreffen von öffentlicher Strafe und Dis- 
ziplinarstrafe möglieb ist, eine allgemeine Bestimmung von der 
Art des § 110 S.O. fremd, wonach eine erlittene Disziplinar- 
strafe in dem Strafbescheide des Seemannsamtes wie in dem 
gerichtlichen Straforteil bei Abmessung der Strafe berücksichtigt 
werden muß,' 



' Vgt. hierzu Steholeik za § 95 S.U. Anm. 2. 

' e. aber § 28 Abs. 2 StG.B. 

* Nach § 95 a. S.O. durfte die DisEiplinarstrEife nur berücksichtigt 
werden, wahrend diese Berück ei chtigung nach dem preuBiBchen Gesetze zur 
Aofrechterhaltung der Maunszucht auf den Seeschiffen vom 31. Mfirz I&4I 
sogar ausdrücklich untersagt war, vgl. Motive 1872 sa g 96. 
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B. Die einzelnen Delikte. 

§6. 

Der Bruch des Heuervertrags oder die Desertion. 

Für die SeescbifiFahrt, namentlich soweit sie der gewerbB- 
mäßigsD Personen- und Warenbeförderung dient, ist es meistens 
von besonderer Wichtigkeit, daß die Reise gerade zu der im 
voraus bestimmten Zeit angetreten oder fortgesetzt werden kann. 
Kin SegelscbiSj das auf g&nstigen Wind gewartet hat und schließ- 
lich bei E}intritt desselben nicht reisefertig ist, muß infolgedessen 
vielleicht noch wochenlang unbenutzt und untätig im ausländischen 
Hafen Hegen, während der Importeur, der auf frühere Ankunft 
der Ladung rechnete, unnmehr zur rechtzeitigen Erfüllung seiner 
Yerpäichtongen verlustreiche Deckungskäufe vornehmen muß. 
Ebenso wichtig ist es beispielsweise für den Gewinn der großen 
Dampfschiffreedereien, daß ihre mit ungeheuerem Kostenaufwande 
erbauten Schnelldampfer möglichst intensiv ausgenutzt werden 
und auch nicht eine Stunde unnötig im Hafen liegen. Man denke 
femer an die weitgehenden Nachteile, welche die verspätete Ab- 
fahrt und Ankunft eines Postdampfers mit sich bringen kann. 

Diesem großen Interesse an pünktlicher Ausführung 
der Reise, die wiederum zu einem großen Teile durch die recht- 
zeitige und gehörige Bemannung des Schiffes bedingt ist, 
hat die S.O., wie auch bereits ihre landesrechtlichen Vorgänger,' 
in verschiedenster Weise Rechnung getragen. 

So schreibt sie in § IS vor, daß die Anmusterung nar dann 
vor Antritt oder Fortsetzung der Reise zn erfolgen hat, wenn 
dies ohne Verzögerung der Reise ausführbar ist; sie bestimmt 
in § IT, daß der angemusterte Seemann, der durch ein anab- 
wendbares Hindernis außerstande gesetzt ist, den Dienst anzu- 
treten, sich hierüber sobald wie möglich gegen den Kapitän 
und das Seemannsamt der Anmusterung auszuweisen bat, und 
in § 32 Abs. 2, daß der Kapitän oder der Reeder zum sofortigen 



1 Vgl. inebea. das preuS. Ges. vom 20. MSra 1B&4, aesetsrammlnng S. 11 
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Rücktritt TOD dem Heuerrertrage befugt ist, «etm der SchiEEs- 
mami den Dienstantritt auch nur länger als 24 Stunden ver- 
zögert, während der Schifbmann in diesem Falle obendrein 
znm Schadensersätze verpflichtet ist Der Schiffsmann kann 
weiter nach § 75 Z. 2 S.O. seine Entlassung auf Gnind von § 74 
Z. 3 S.O. nur so lange fordern, als die Klickreise noch nicht 
angeordnet ist, und der Kapitän ist nach § 90 S.O. befugt, im 
Falle einer befürchteten Entweichung die Sachen der Schiffsleute 
bis zur Abreise in Verwahrung zu nehmen. Auch kann der 
Schiffsmann, der sich nach der Anmusterung ohne einen genügen- 
den Entschuldignngsgrund dem Antritte oder der Fortsetzung des 
Dienstes entzieht, auf Antrag des Kapitiins vom Seemsnnsamt 
und in Ermangelung eines solchen von der OrtspoUzeibehörde zur 
Erf&llung seiner Pflicht zwangsweise angehalten werden. 

Die äußerste Folgerung ihres Grundsatzes aber, den 
Reeder und die sonstigen Interessenten vor Schaden infolge einer 
Verzögernng der Reise tunlichst zn schützen, zieht die 8.0. in 
§§93, 95, wo sie den Schiffsmann, der sich der Pflicht 
zar Dienstleistung entzieht oder zu entziehen sucht, in 
gewissen Fällen mit öffentlicher Strafe bedroht' 

Die S.O. kennt vier Fälle solchen strafbaren Vertrags- 
bruchs. Ihr Wesen besteht durchweg in der Nichtleistung 
der übernommenen Dienste verbunden mit der Absicht 
dauernder Dieustentziehnng. Ort der Begehung ist daher 
das Schiff, auf dem die Dienste rechtswidrig nicht geleistet 
werden (vgl. die Entscheidung des B6. in Strafsachen vom 27. Sep- 
tember 1880, Rechtsprechung Bd. 2 S. 261 und § 10 StP.O.). 

> Wenn Heves zu a. aO. g 81 S. 3D den Grand fUr die Strafbarkeit 
des „Vertragabruclis" der Schiffalente ledigüch in der Gefahr sacht, die 
dnrch eine Fahrt mit angenügender Bemannung für die Leitang des 
Schiffes, das Leben der Menschen aaf ihm nnd die Ladang entsteht, so bat 

er m. G. nur znm Teil recht, da Ar einen aolchen Schaden infolge ange- 
nflgender Bemannnng in erster Linie nach §§ 518, 511 H.G.B. der 
Schiffer verantwortlich nnd haftbar ist. Die Verletiung dieser Pflicht 
des Schiffers, für gehSrige Bemannnng sa sorgen, ist Überdies in den Fällen 
von §§ 113 Z. 2, 114 Z. 9 S.O. an eich anch strafbar. Der Schiffer darf 
eben grundsätzlich die Heise überhaapt nicht antreten oder fortsetsen, 
bevor das Schiff gehörig bemannt ist. 
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Der UntexBcliied der einzelaeD f^lle besteht vorwiegend 
in dem jeweiligen Stande des Dienatverhältnisses. 

Daß jedesmal nicht nur der Heueryertrag rechtsgttltig abge- 
BchluBsen, sondern auch bereits eine Pflicht zur Dienstleistung 
vorhanden sein muß, andrerseits aber eine vorherige Anmusterung 
nicht erforderlich ist, ergibt schon der oben in § 2 entwickelte 
Begriff des Schiffsmanns. 

L Die einfache Bntweichung/ § 93 Abs. I und 2 S.O. 

Sie liegt dann vor, wenn der Schiffsmann sich der Dieast- 
pQicht entzieht, bevor er eine Zahlung auf die Heuer er- 
halten oder wenn er doch den erhaltenen Heuerbetrag bereits 
abverdient hat Jenachdem wiederum der Schiffsmann den 
Dienst bereits angetreten hat, der Heuervertra^ also bereits in 
tatsächliche Wirksamkeit getreten ist oder nicht, soll die Hand- 
lung mehr oder minder strafbar sein und zwar nach den 
Motiven 1872 zu § 85 vorwiegend deshalb, weil dem Reeder bezw. 
E^pitän ein Ersatz für den vor dem Dienstantritt Entweichenden 
leichter möglich und weniger kostspielig zo sein pflegt, als im 
Falle einer späteren, insbesondere etwa im Auslande erfolgenden 
Entweich ung. 

Den ersteren Fall der einfachen Entweichnng regelt §93 
Abs. 1, den letzteren §93 Abs. 2 S.O. 

a) Im Falle der einfachen Entweichung vor Antritt des 
Dienstes, § 93 Abs. 1 S.O., besteht die Handlung darin, daß sich 
der Schiffsmann verborgen hält, d. h. er muß sich derart an 
einem Orte aufhalten,^ daß er vom Schiffer bezw. von dessen 
Beauftragten nicht ohne weiteres entdeckt werden kann, 
ohne daß dieser Ort selbst versteckt sein mftßte.^ 

' Diese Bezeichnung b. u. a. auch in den Motiven 16T2 eu % 6b S.O. 

* und zwar nach Mevbb zu %% Sl — 8S S.O. Änm. SA „eine längere 2Mt". 

' 8o im weaentlichen Meveh zu §§ 81—83 S.O. Anm. SA, der jedoch 
nicht klar genug betont, daB auf das Verborgensein des Ortes nichts an- 
kommt Wenn Katz zu § 93 Anm. S schlechthin ausfuhrt, daS der Äof- 
enthalt des Scbiffsmaons an Land nur dann als Sichverborgenhalten Ruf- 
gefaBt werden könne, wenn der Schifimann sich nicht zur Anmusterung 
stellt, so übersieht er, daß die Pflicht zum Dienstantritt nach g 32 Abs. 1 S.O. 
nuT im Zweifel mit der Änmoaterang beginnt; vgl. ancb g 13 Satz 2 S.O. 
uud ferner Stbkolbin zu § 93 Anm. 2. 
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So kann es vorkommen, daß der Schiffsmann Bich selbst 
auf dem Schiffe, wo er angestellt ist, verborgen hält, indem 
er etwa ganz angeniert, aber infolge einer Veränderung aeinea 
Äußeren unerkannt, die Reise als Passagier mitmacht Andrer- 
seits kann ein Schiffsmann dann niemals nach § 93 Abs. 1 be- 
straft werden, wenn er zwar die Absicht der Dieastentziehung 
hat, den Dienst auch tatsäcbUch nicht antritt oder fortsetzt, sich 
aber dabei ganz offen und vielleicht unter den Äugen des Kapitäns 
am Lande herumtreibt. In einem solchen Falle hat der Kapitän 
aber, wenn die Anmusterung bereits erfolgt ist und dem Scbiffs- 
mann kein genügender EntBchuldigunsgnind zur Seite steht das 
Becht, ihn nach § 33 8.0. zur Erfüllung seiner Päicbt zwangs- 
weise anhalten zu lassen, während sich der SchifFsmann, solange 
die AnmuBtening noch aussteht, nach § 107 Z. 2 S.O. strafbar 
machen kann. 

b) Hatte der SchifFsmann den Dienst bereits angetreten, 
HO kann er die strafbare Handlung des Vertragshmches neben 
dem Sich verborgenhalten durch eigentliches Entweichen be- 
gehen, indem er sich gegen den Willen des Kapitäns, wenn 
auch nicht notwendig heimlich, > von dem Orte, wo er seiner 
Dienstpflicht zn genügen hat, dergestalt entfernt, daß er vom 
Kapitän nicht ohne weiteres kraft eigener Machtvollkommenheit 
(Tgl. % 91 S.0) zurückgeführt bezw. zurückgehalten werden kann. 
Die Entweichung dürfte jedenfalls erst vollendet sein, wenn der 
Scbiffsmann sich dem Machtbereiche des Kapitäns ent- 
zogen hat. 

Hevbb wendet gegen die Auffotsong, daB auch ein Sichverboi^n- 
hatten auf dem Scbifile «ur BeRehnng der Delikte in § 9S (§ Sl) S.O. ge- 
eignet ist, ein, daß dann die Ausdrücke „zurQckkeliren" oder „Euriickbringen" 
in ^ 94 (82) unanwendbar aein würden. Dieser Gmnd ist m. E. nicht ducch- 
echlagend, znmat diese Ausdrücke zunächet jedenfalls noch auf die Fälle 
des eigentlichen „Entweicheus" in §§ SS Abs. 2 und 3 passen würden, dann 
aber auch m. £. unbedenklich als Rückkehr bezw. Zurück bringung in den 
Dienst aufgefaßt werden können, so da£ sie nur eine vorhergehende Abkehr 
vom Dienste voiaussetzen. Vgl. hierzu g 95 der revidiertes Gesindeord- 
nnng fSr das Kdnigreich Sachsen vom 81. Hai 1S98. 

' So Stenslein EU § 9S Anm. S; anders; Katz zu § 93 Z. S; Hbtbs zu 
§§81—83 Z. SB Abs. 2. 
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Daß zum Entweichen jede räamliche Entfernung, nicht nnr 
das Entlaufen (§ 298 StG.B.) i. 6. S.^ geeignet ist, erscheint eelbst- 
Terständlich. — 

Der Täter muß in beiden Fällen unter a) und b) nicht nur die 
Absicht haben, seiner Yerpäichtimg zum Dienste in Zukunft 
dauernd nicht nachzukommen (s. o.], sondern zum Vorsatz, den 
beide Delikte erfordern,' gehört auch das Bewußtsein des 
Schiffsmanns, daß er dem £apitän in der oben angegebenen 
Weise verborgen ist bezw. daß er sich wider den Willen des 
Kapitäns entfernt 

Das Entweichen bez«. Sicbrerborgenhalten wird erat straf- 
bar, wenn sich die Absicht dauernder Dienstentziehang damit 
Terbindet^ Die Überschreitung eines erteilten Urlaubs 
z. B. macht den Schiffsmann jedenfalls erst dann nach § 93 8.0. 
strafbar, wenn er dazu den Entschloß faßt, nicht wieder in den 
Dienst zorackzukehren.* 

Nachdem der Tatbestand der Entweichung einmal erßlllt ist, 
kann den Schiffsmann weder freiwilliger Dienstantritt oder frei- 
willige Bäckkehr noch zwangsweise Anhaltnng zum Dienst nach 
§ 33 S.O. straflos machen. 

Die einfache Entweichung nach § 93 Abs. 1 8.0. ist bedroht 
mit öeldstrafe bis zu 60 Mark, die nach § 93 Abs. 2 S.O. 
wahlweise mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder Gefängnis- 
strafe bis zu 3 Monaten. Erstere ist sonach eine Übertretung, 
letztere ein Vergehen. Bei der Umwandlung einer erkannten 
Oeldstrafe ist im zweiten Falle § 28 Abs. 2 St.G.B. zu beachten. 

Wegen der Entweichung nach §93 Abs. 1 S.O. erfolgt die 
Untersnchnng und Entscheidung nach § 122 S.O. in jedem 
Falle zunächst durch das Seemannsamt, wegen der Entweichung 
nach § 93 Abs. 2 S.O. nur dann, wenn das Seemannsamt seinen 
Sitz außerhalb des Beichsgebiets hat. Die örtliche Zu- 
stilndigkeit des Seemannsamts bestimmt sich nach § 124 Abs. 3 S.O. 
Über das Verfahren vor den Seemannsämtern vgl. §§ 123 

■ Also auch s. B. du „Entschwimmen", v. LiazT m § 298 StG.B. 
' Vgl. Stekolein bu § 93 Anm. i\ Mevbb za §§ 81—83 Aum. 3. 

■ Vgl. Stbkolbih EU § 98 Anm. b. 

* Vgl. Eaiz EU % 98 Aam. 8; Stenoleih ku § 93 Aum. 3 and 5. 
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bis 125 S.O., E.G. zur StP.O. § 5 Abs. 2 und die auf Grund von 
§ 123 Abs. 4 erlsBBene Verordnung des Bundesrata in der Bekannt- 
machung Tom 13. März 1903, R.G.B1. S. 42. Für das weitere 
Verfahren aach erfolgtem Antrag auf gerichtliche Entscheidung, 
§ 124 Abs. 1 und 2 S.O., sind aach § 27 Z. 1 und 2 G.V.G. die 
Schöffengerichte in beiden Fällen der einlachen Entweichung 
unmittelbar zuständig. 

Die Verfolgung der einfachen Entweichungen findet nach 
§ 93 Abs. 4 S.O. nur auf Antrag, und zwar, wie jetzt aasdrDck- 
lich bestimmt ist, nur auf Antrag des Kapitäns statt Letzteres 
var bisher streitig, indem einige, wie F. Peeels zu § 81 S.O. 
anch dem Reeder, andere wie Satz, ältere Auflage' zu §81 S.O. 
nur dem Reeder das Antragsrecht einräumten, insofern vorzugB- 
weise dieser durch das Entweichen in seinem VermSgen geschädigt 
verde oder doch geschädigt werden kSnne. Das alleinige Antrag- 
recht des Kapitäns rechtfertigt sich aber nicht nur daraus, daß 
diesem nach §§ 526, 527 i. V. mit § 534 H.G.B. die Annahme 
der Schiffsmannschaft, nach § 12 S.O. nur ihm die Pflicht zur 
Anmusterung und nach erfolgter Austeilung nur ihm die oberste 
Dienste und Disziplinargewalt {§§ 3 Abs. 1, 84 S.O.) über die 
Schiffsleute zusteht, sondern insbesondere dadurch, daß er nach 
§513i. V. mit §§511, 512 H.G.B. selbständig fttr die gehörige 
Bemannung des Schiffes zu sorgen und bei Vernachlässigung 
dieser Pflicht nicht nur dem Reeder, sondern auch dem Befrachter; 
Ablader und Ladungsempfänger, dem Reisenden, der Schiäs- 
besatzung usw. haftbar ist und diesen Dritten gegenüber Ton der 
Haftung nicht einmal dadurch be&eit wird, daB er auf An- 
Weisung des Reeders gehandelt hat 

Der Beginn und die Dauer der Antragsfrist bestimmt 
sich anders als in den Fällen des § 96 (s. o. § 4 Z. 3) ausschließ- 
lich nach §§ 61 ff. St.G.B. unter Beachtung von § 121 S.O. 

Die Znrtlcknahme des Antrags ist nach §§98 Abs. 4 S.2 
S.O., 64 StG.B. bis zur Verkündung eines auf Strafe lautenden 
Urteils zulässig, dem aber mit Metes zu §§ 81 — 84 S.O. Anm. 4 

■ 1. Aufl. Anm. 6 zn § 81 S.O. 
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Abs. 3 der vom Seemannsamt nach g 123 S.O. erteilte Bescheid 
nicht ^eichzustellen ist. 

IL Am schwereten strafbar ist die Entweichung des 
SchifiEsmanos dann, wenn er — Tor oder nach dem Antritte des 
Dienstes — mit der Heuer entweicht oder sich Terborgen hält, 
am sich dem übernommenen Dienste ^ zu entziehen, § 93 Abs. 8 S.O. 

In diesem Falle hat der SchiSsmann Qefängnisstrafe bis 
zu einem Jahre zu gewärtigen, und nur bei Vorhandensein 
mildernder -Umstände kann nach einem Zusätze der neuen 
S.O. aof Geldstrafe bis za 300 Mark erkannt werden. Auch 
ist die Strafbarkeit nicht durch Antrag bedingt und die Unter- 
suchung und Entscheidung des Vergehens findet nie durch das 
Seemannsamt, sondern durch die Strafkammer des Landgerichts 
statt' Die nicht beizutreibende Geldstrafe ist nach §28 Abs. 1 
StQ.ß. im Gegensatz zu den Fällen des § 93 Abs. 2 S.O. stets 
in Gefängnis umzuwandeln. 

Über die Bedeutung der Worte „mit der Heuer" 
herrscht Streit, der leider auch bei der Nenredaktion der Straf- 
Torschrift durch die geltende Seemannsordnung nicht gesetzlich 
entschieden worden ist 

Die Heuer ist zunächst unzweifelhaft nach § 27ff. S.O. die 
vertragsmäßige Vergütung des SchifFamanns für seine Dienste 
und natürlicherweise auch jeder Bruchteil dieser Vergütung,' 
die dem Schiäsmaan nach § 48 S.O. in baar oder -mittels einer 
auf den Reeder ausgestellten, grundsätzlich unbedingten und auf 
Sicht gestellten Anweisung ausgezahlt werden muß. Nicht zur 
Heuer gehören daher die etwa gezahlten Handgelder oder der 
bei Hochseefischereifahrzeugen neben der Vergütung Torkommende 
Anteil der SchifEsleute am Gewinn, wohl aber alle Vorschuß- 
zahlungen auf die Heuer. Unbestritten ist ferner, daß der 
„mit" der Heuer desertierende Schiflsmann diese nicht not- 
wendig bei sich tragen muß.* 

' D. i. dem Antritte oder der Fortsetzung deaaelben. 
' Ob OberweiBung an die Schöffengerichte analog von § 75 Z. 11 Q.V.G. 
zulSssig iat? 

* Vgl. Mbvbb EU §§ 81—83 Anm. SB Abe. 4. 

• Vgl. F. Pbkbu, öffentlichea Seerecht ni § 266 StG.B. 



I 
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Dagegen erscheint zweifelhaft, ob auch der Scbiffsmann 
mit der Hener entläuft, der die erlialtene Keuer bereits in 
vollem Umfange abverdient, d. h. den ihrer Höhe eni- 
sprechendeu Teil der Dienste scboo geleistet hat, oder nur der 
SchiSiBinann , der die empfangene Heuer noch nicht oder noch 
nicht vollständig abverdient hat 

Die Entstehangsgeschichte des §93 Abs. 3 spricht m. E. 
überzeugend fiir die letztere, in der Litteratur vorwiegende 
Ueinung. ' Denn diese Straf bestimmung ist aus dem von ihr auch 
zitierten § 298 StG.B. herübergenommen worden. Der § 298 
erscheint aber im Strafgeaetzbuche unter der Überschrift des 
strafbaren Eigennutzes, der wiederum in dem Tatbestande 
des § 298 St.G.B. (§ 93 Abs. 3 S.O.) wohl nur dann gefunden 
werden kann, wenn der entweichende Schiffsmann die Gegenleistung 
fltr die emp^gene Vergütung nicht gewährt hat. Und gerade 
dieser Eigennutz ist dafür maßgebend gewesen, den Fall des § 93 
Abs. 3 S.O. (§298 Stö.B.) besonders strafbar zu machen. Auch 
tu den Motiven zu § 85 des Entwurfs der alten S.O. ist zur 
Erläuterung der qualifizierten Entweichung auf § 298 StG.B. Be- 
zug genommen, „wonach der Schi£Fsmann wegen strafbaren Eigen- 
nutzes" bestraft werde. Weiter macht L. Pekels mit Becht darauf 
aufmerksam, daß auch der Sprachgebrauch die herrschende 
Meinung stützt Endlich ist zu beachten, daß es jedenfalls 
bei allen gröberen Reedereien durchaus üblich ist, dem Schiffs- 
mann unmittelbar nach der Anmusterung einen Heuer- 
TorschuB zu gewähren, und das Entweichen mit diesem Heuer- 
vorschuß hat §93 Abs. 3 vorzugsweise treffen wollen.* 



' Die letztere Meinung vertreten u. a. Katz m § 93 Änm. 1 1 ; L. Pbbblb 
zu § 93 Anm. 3; Stknoleik zu § 9S Anm. 8 und in der Literatur zu St.G.B. 
BiNDiNQ, Lehrbnch S. 415, 416; Uälbchneb 2. Bd. 1. Abt 8. 397; Opfbnhofv 
ZD j^ 298 St.G.B. Verteidiger der gegenteiligen Ansicht ist vor allem Metes 
cit, dem sich OiiSHAusEN zu ^ 29B Sc.O.B. Nr. 2 und wohl auch Fbahk zu 
EU % 298 St.G.B. Anm. 1 auBchlieBen. 

' Der ft. a. O. für die hier vertretene Ansicht noch angezogene Um- 
stand, daB in dem gedruckten Entwürfe zum Norddeutschen Strafgesetzhuche 
das Wort „widerrechtlicli" in die entsprechende Strafhcstimmung ein- 
geschoben war, dürfte deshalb bedeatungalos sein, weil dieser Zusatz schon 
mr Charakteriaienuig des Entweichens an sieh gerecbtfiartigt erscheint 
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Öegeo die AnffaBsung, daß der mit der Heuer eotweichende 
Schiffamann dieae noch nicht abverdient haben darf, wendet 
Mbves ein, daß nach § 82 a. S.O. (§ 94) der Schiffomann „in den 
Fällen der beiden letzten Absätze des § 81" (in den Fällen des 
§ 93 Abs. 2, 3] unter umständen den Anspruch anf die bis 
dahin verdiente Heuer verlieren soll; es kSnne aber bei jener 
Gesetzesanslegung überhaupt nicht vorkommen, daß dem 
8chi£&mann noch ein Ansprach (vgl. §§ 194, 362 Abs. 1 B.(i).B.) 
auf Heuer zusteht, und es wttrden dann die Worte des § 82 in 
den Fällen der beiden letzten Absätze des § 81 (in den Fällen 
des % 93 Abs. 2, 3] ohne Sinn sein. 

Letzteres ist allerdings richtig; jedoch wird man sich mit 
dieser teilvreisen Inhaltsleere des § 94 S. 1 (§ 81 8. 1 a. S.O.) 
wohl oder übel abfinden müssen und darf die vorhandene Dis- 
krepanz nicht lediglich um der Harmonie des Gesetzes willen in 
der von Mbves angegebenen bedenklichen Weise zu lösen suchen, 
obwohl im übrigen, wie auch Meves anerkennt, Überwiegende 
Gründe fUr die hier vertretene Auslegung des § 93 Abs. 3 sprechen,' 

Nimmt man nach allem an, daß nnr der Schif&mann niit 
der Heuer entweicht bezw. sich verborgen hält^ der die empfangene 
Heuer noch nicht oder noch nicht vollständig abverdient hat, so 
muß man folgerichtig zur Strafbarkeit nach §93 Abs.. 3, die 
zweifellos Vorsatz erfordert, auch das Bewußtsein des Schiffs- 
manus verlangen, daß er noch unverdiente Heuer in 
Händen hat 

Nicht erforderlich ist dagegen, daß der Schiffsmann gerade 
in der Absicht, d. i. mit dem zweckhewußten Willen handelt, 
einen Gewinn zu machen oder gar das Vermögen des Reeders 
zu schädigen. 

Hinsichtlich der übrigen Tatbestandsmerkmale des § 93 Abs. 3 
kann auf das oben zu den Fällen der einfachea Entweichung 
Ausgeführte verwiesen werden. 

III. Einen im wesentlichen privilegierten Sonder- 
tatbestand der strafbaren Diensteutziehung regelt §95 8.0. 
Danach wird der SchifFsmann, der sich im Auslande dem 

* Ober die Bedeutung des § 94 S.O. im beaonderen siehe unten Z. IT. 
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Dienste ia einem der Fälle des § 74 Z. 1, 3, 4, ö 8.0. der 
VorHchrift des § 77 zuwider entzogen hat, mit Geldstrafe 
bis zum Betrage einer Kfon&tsheaer^ bestraft. 

Das Delikt ist hiernach entweder Vergehen oder tJber- 
tratang, bei gewGhnlichen Schiffsleuten wohl meistens ÜbMretong 
[b. 0. § 4 Z. 4), Änderseite ist es Bonderbarerweise stets ohne 
Antrag von amtswegen za verfolgen. Auf das Verfahren finden 
§§122 ff. S.O. Anwendung. 

Nach § 74 i. V. mit § 75 S.O. ist der Schiffsmann be- 
rechtigt, seine sofortige Entlassung zu fordern 

1. wenn sieh der Kapitän einer schweren Verletzung 
seiner Pflichten gegen den SchidBmanD, insbesondere dnrch 
Mißhandlung oder durch Duldung solcher seitens anderer Personen 
der Schiffsbesatzung, durch grundlose Vorenthaltung von Speise 
und Trank oder durch Verabreichung verdorbeuen Proviants 
schuldig macht; 

2. wenn das Schiff die Flagge wechselt; 

3. wenn nach Beendigung der Ausreise eine Zwischen- 
reise beschlossen, oder wenn eine Zwischenreise beendigt ist, 
sofern seit dem Dienstantritt ein oder anderthalb Jahr, je nach- 
dem das Schiff in einem europäischen (§ 82) oder in einem nicht- 
europäischen Hafen sich befindet, verflossen sind, es sei denn, 
daß sich entweder der Schiffsmann f^ eine längere als die an- 
gegebene-.Zeit verheuert hat oder daß bereits die Biickreise ange- 
ordnet ist; 

4. wenn das Schiff nach einem Hafen bestimmt ist oder einen 
Hafen anlaufen soll, der schon zur Zeit der Anmusterung durch 
Pest, Cholera oder Gelbfieber verseucht war, sofern nicht dem 
Schiffsmanne bei der Anmusterung dieser Hafen and die Ver- 
seuchung mitgeteilt worden ist; 

5. wenn der 8chiffsmann beabsichtigt, sich für die 
Maschinisten-, Steuermanns- oder Schifferprüfung vor- 
zubereiten oder eine ihm nachweislich gebotene Stellung als 
Kapitän anzunehmen, sofern er in diesen Fällen einen geeigneten 



' Eine Erhöhung der Strafe gegen SchiffBoffiziere auf den zwei[aoQat< 
liehen Heuerbetrag ist andere als in § 96 Abs. 9 nicht vorgesehen. 



Bbtbs, Delikte. 
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Ersatzmaim stellt and durcli den Wechsel dem Schiffe kein Äuf- 
enthfdt entsteht 

Verläßt der Schiffsmann in einem der genannten Fälle, nach- 
dem er seine EhiÜassung vergeblich gefordert hat, eigenmächtig 
und wider Willen des EapitäuB den Dienst, oder tritt er den 
Dienst nicht an, so kann er gleichwohl, da für ihn eine Pflicht 
2nr Dienstleistung nicht besteht, nach § 93 S.O. grundsätz- 
lich nicht bestraft werden und zwar selbst dann nicht, wenn 
er bereits empfangene und noch nicht abverdiente Heuer zurUck- 
behält. Mn Streit über die Berechtigung zum sofortigen Ver- 
lassen des Dienstes und dessen Folgen (§ 76) ist dann lediglich 
im Zivilprozesse zu entscheiden. 

Um jedoch den Kapitän and die sonstigen Interessenten 
davor zu schützen, daß die Schiffsleute das Schiff im Auslände 
wegen eines vermeintlichen Qrundes aus § 74 ohne weiteres und 
vielleicht leichtfertig im Stiche lassen, bestimmt § 77 S.O., daß 
der Schiffamann, der seine Entlassung vor Ablauf der Dienstzeit 
fordert, im Auslande — außer beim Wechsel der (National-) 
Flagge — den Dienst erst dann gegen den Willen des Eapitäns 
verlassen darf, wenn ein^ Seemannsamt die Berechtigung 
des Schiffsmanns zum sofortigen Verlassen des Dienstes 
gemäß § 129 S.O. durch vorläufige Entscheidung fest- 
gestellt hat; andernfalls soll der Schiffsmann nach § 95 
S.O. bestraft werden. 

Der Tatbestand des §95 erfordert hiernach: 

daß der Schiffsmann berechtigt war, seine Ent- 
lassung ans einem der in § 74 Z. 1, 3, 4, 5 er- 
wähnten G-rtludfl zu fordern; 

daß er seine Entlassung vom Eapiüin vergeblich ge- 
fordert hat; 

daß er sich dem Dienste im Anslande entzogen 
hat, bevor das Seemaunsamt Über die Berechtigung 
hierzu gemäß § 129 vorläufig entschieden oder obwohl 
das — von ihm selbst oder vom Kapitän angegangene — 



> Über die Ertliche Ziutändigkeit vgl. § 128, aber auch g läO S.O. 
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Seemuinaamt eu seinen ünguQBtea entacliiedeii hat,' 
und endlich 

daß die Diensteotziehnng gegen den Willen des 
Kapitäns erfolgt ist Letzteres Erfordernis liegt übrigens 
schon an sich im Begriffe der Entziehnng. 

Im einzelnen ist hierbei noch folgendes zn heachten: 

Der Schiffsmann ist außer in den Fällen des § 74 aach im 
Falle des § 58 Abs. 2 S.O. znr sofortigen Auflösang des Dieust- 
verhältnisseB berechtigt; damit durften aber auch die Gründe 
hierzu erschöpfend aufgezählt sein, so daß daneben § 626 B.G-.B. 
keine Geltung hat.' Die Vorschrift des § 77 S.O. findet nach 
ihrem Wortlaute auf alle diese f^lle mit Ausnahme von § 74 Z. 2, 
also auch auf § 58 Abs. 2 Anwendung, die Strafbestimmung 
des § 95 jedoch nur auf die Fälle des § 74 Z. 1, S, 4 und 5. 

Was unter schwerer TerletzuDg der Pflichten seitens 
des Kapitäns i. 8. von § 74 Z. 1 zn verstehen ist, bestimmt sich 
nach dem einzelnen Falle. Jedenfalls aber mnß die Pflichtver- 
letzung dem Kapitän oder dessen Stellvertreter (§2 Abs. 1) 
znr Last fallen and eine schuldhafte, wenn anch nicht not- 
wendig dolose sein; sogenanntes objektives Unrecht genilgt nicht. 
Pflichtverletzung seitens eines anderen Vorgesetzten kommt nur 
insoweit in Betracht, als sie der Kapitän schnldhafl; veranlaßt 
oder geduldet hat' 

Als „Mißhandlung" ist nach Meves nnr die in §§ 223 flf. 
StG.B. mit Strafe bedrohte Körperverletzung anznsehen. Die 
Kostentziehnng ist eine begründete in den Fällen der gg 57, 
91 S.O. 

Wegen der übrigen GrUnde, die sofortige Entlassung zu 
fordern, wird auf L. Pebels, Anmerkungen zn § 74 verwiesen. 



' Der letztere Fall eotbält jedesmal notwendigerweise anch d»i 
Tatbeatand dea § 107 Z. b (b. u.); dadurch ist aber eine echte KoDknirens 
beider Delikt« aaageBchlowen. 

* Vgl. L. Pebbls sa § T4 Anm. 2; Pshelb, Handbuch S. 169 S., aber 
aach Bottob S. ibl für den Fall, daß dem SchiSamann eine andere ala die 
vertragBinKBige LeistoDg angeBonnen wird. 

* Vgl. Pbkbib, Handbnch 8. 169 ff. 
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Nicht notwendig erscheiat, dELß der Schiffemann gerade 
ausdrücklich aus einem der in § 74 Z. 1, 3 his 5 ange- 
gebeneu Gründe seine Eutlassong gefordert hat, sofern er nur 
dem Kapitän seinen Willen, den Dienet zn verladen, zu erkennen 
gegeben hat — was vielleicht erat durch das Angehen des See- 
mannsamtes geschieht — und einer der erwähnten Gründe tat- 
sächlich vorhanden ist Dagegen fordert Stenqleik, daß der 
SchifFsmann aus YeranlasBung der Voraussetzungen des 
§ 74 Z. 1,3 bis 5 handele. 

Allerdings ist za bemerken, daß der SchifTsroaun sich dann 
nicht mehr auf einen der in § 74 Z. 1, 3 bis 5 angegebenen 
Grilnde berufen kann, wenn er vorher dem Xapitän gegenüber 
auf das Recht, seine Entlassung zu fordern, ausdrücklich oder 
stillschweigend verzichtet hat, indem er etwa unter Verzeihung 
der ihm widerfahrenen Mißhandlung weiterhin im Dienste ge- 
blieben ist.^ 

Hat das Seemanusamt in seiner vorläufigen Entscheidung zu 
Ungunsten des Schiffsmanns erkannt, so nützt diesem, wenn er 
sich gleichwohl dem Dienste entzieht, der Nachweis, daß er 
tatsächlich berechtigt war, seine Entlassung zu fordern, nur inso- 
weit, als er damit gleichzeitig eine Notstandslage i. S. von §§ 52, 
54 StG.B. geltend macht. Im übrigen braucht die vorläufige 
Entscheidung des Seemannsamts im Strafverfahren auf ihre 
materielle Regelmäßigkeit hin nicht geprüft zu werden.' 
Das Wesen des Delikts nach § 95 S.O. besteht eben nicht 
lediglich in dem Kontraktbrucb bezw. in der Dienstentziebung, 
sondern in gleicher Weise darin, daß der Schiffsmann unter- 
lassen hat, die vorläufige Entscheidung des Seemannsamts nach- 
zusuchen, oder daß er der ihm ungünstigen Entscheidung 
zuwidergehandelt hat Im letzteren Falle kann aber im 
allgemeineQ nichts darauf ankommen, ob die EhitscbeiduDg 
materiell gerechtfertigt ist; denn § 77 schreibt schlechfhin vor, 
daß der Schiffsmann in den dort angegebenen Fällen den Dienst 



' Vgl. L Febclb xq g 74 Änm. 1; SrENaLEiir zu § 9& Aotn. 4. 
* Vgl. such § t29 Abs. 3 S.O. Anders Mbvm zn §§ 81—83 Atun. SB 
Abs. 8. 
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nnr aaf Grusd einer vorläufigen EDtscheidung des See- 
maonsamts TertasBen darf. Dieser Vorschrift handelt aber der 
Schiffsmaon iinangeHeheD der materiellen Anfechtharkeit in jedem 
Falle zuwider, wo er trotz einer ihm ungünstigen Entecfaeidung 
den Dienst eigenmächtig verlaßt* 

l)ie Gelegenheit, die Entscheidnog des Seemannsamts nach- 
zusuchen, darf der Kapitän dem Scbi&manii nur aus dringenden 
Gründen versageni anderenfalls macht er sich nach § 114 Z. 14 
strafbar. 

Die Einwilligung des Kapitäns schließt die Strafbarkeit 
des SchifFsmanns aus; nachträgliche Zustimmung ist dagegen 
unbeachtlich, sofern das Verlassen des Dienstes einmal wider 
Willen des Kapitäns geschehen ist. Der Schiffsmann wiederum 
muß wissen, daß er gegen den Willen des Kapitäns den 
Dienst verläßt Daher ntltzt ihm selbst die irrige Annahme, 
daß der Kapitän mit seiner Handlungsweise einverstanden sei 
oder sie doch bei Kenntnis obe weiteres billigen würde. 

Nur das Verlassen des Dienstes ist strafbar, d. h. der 
Schiffsmann muß vorher den Dienst bereits angetreten haben. 
Das bloße Nichtantreten des Dienstes genUgt nicht.' Denn ob- 
wohl § 95 durch Verwendung des allgemeinen Ausdrucks „sich 
dem Dienste entziehen" beide Fälle zn treffen scheint, so ist 
andrerseits zu beachten, daß § 95 nnr die Dienstentziehung ent- 
gegen der Vorschrift des §77 mit Strafe bedroht; §77 aber 
verbietet nur das Verlassen des Dienstes. 

Das Verlassen des Dienstes erfordert, daß sich der Schiffs- 
mann der Dienstgewalt des Kapitäns entzieht; hierzu wird 
meistens nur eine räumliche Trennung vom Schiffe geeignet sein. 



' AndrerBeits schlieBt bei einer Dienatentziebuiig im Inlande, für 
welche« die Vorachrift dei § 77 keine Geltnag hat, &Dch die irrige An- 
nahme des SchifiamannB, er Bei berechtigt, «eine sofortige Entloganng m 
fordern, desaen Strafbarkeit aus. Denn wie in allen FUlen der eigentlichen 
Dienstentziehung (§ 93) eine Pflicht eut Dienetloistung Toraasgeaetst ist (a. o.), 
•0 iat in subjektiver Hineicbt auch das Bewußtsein dieser Pflicht zur 
Straf barkeit erforderlich. 

' Andere Perelb, Handbach S. 167 fi'. 
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Eine bloße Arbeitsverweigerung, wie Eatz^ meint, genügt 
zur Begehang des besprocbenen Delikts nicbt. 

Das Verlassen des Dienstes kann endlich nnr dann ane 
§ 95 S.O. bestraft werden, wenn es im Auslände erfolgt Der 
letztere Umstand geh&rt zum gesetzlichen Tatbestand i. S. 
TOD §59 3t.03. Ein Irrtum Über den Umfang des Eechts- 
begriffes Ausland (§ 6 Abs. 1 S.O.} schützt aber als bloßer 
Elechtsirrtiim den Schiffsmann nicht vor Strafe. 

IV. In sämtlichen deutschen Seestaateu war schon vor E^n- 
ftlbmng der gemeinen deutschen Seemannsordnong die Ent- 
weichung nicht nur unter Strafe gestellt, sondern auch mit 
privatrechtlichen Nachteilen bedroht, und zwar verlor der 
entwichene Schif&mann entweder nur die verdiente Heuer oder 
dajieben aach die au Bord befindlichen Effekten.* 

Im Anschluß daran bestimmte der Entwurf der alten Seemanns- 
ordnung in §68 unter dem Abschnitte „VertragSTerhältnis": 
Der Schiffsmann, welcher entweicht und nicht vor Abgang 
des Schiffes zurückkehrt oder zwangsweise zurückgebracht 
wird, verliert den Anspruch auf die bis dahin ver- 
diente Heuer. 

Seine Effekten verfallen dem Schiffe. 

In der alten Seemannsordnung selbst wurde die entsprechende 
Vorschrift im Anschluß an § 81 unter die Strafbestimmungen 
eingeschaltet und überdies ergänzt. Man wollte zwar den vollen 
Verlust der Heuer und den Verlust der E^ekten beibehalten, 
andrerseits aber auch dem Reeder in keinem Falle mehr zu- 
kommen lassen, als sein Schaden betrug, und fQgte deshalb hinzu, 
daß die Heuer und, sofern diese nicht ausreicht, auch die Effekten 
des SchiflFsmanns zur Deckung der Schadensansprflche des Reeders 
aus dem Heuer- oder Dienstrertrag in Anspruch genommen 
werden können, während im übrigen, soweit die Heuer hierzu 
nicht erforderlich ist, nach Maßgabe des § 107 S.O. verfahren 
werden soll, d. h. sie soll der Seemannskasse und in Er- 
mangelung einer solchen der Ortsarmenkasse des (in- 



■ Vgl. Moüve 1872 an § 68. 



Digilzedby Google 



See Bruch des Henerrertrags oder die Duertioii. 39 

ländischen] Heirnfttshäfens des Schiffes, welchem der T&t«r 
zur Zeit der Tat angehörte, zaflie&en, sofem sie nicht landes- 
gesetzlich zu anderen ähnlichen Zwecken bestimmt wird. 

Die geltende Seemannsordnung endlich ersetzte in ihrem 
§94 das Wort „Effekten" durch „an Bord znrilckgelassene Sachen" 
und fögte in § 94 S. 3 die Bestimmung hinzu, daß dem See- 
mannssmte, bei welchem die Ifeläung von der .Entweicbnng er- 
folgt, sobald als möglich eine Aufstellung der Schadensuisprtlche 
und dee Heuergathabens einzureichen ist, widrigenfalls die Be- 
fehls des Reeders, sich an der Heuer und den Sachen des Schiflia' 
manns schadlos zu halten, erlischt. 

Zu dieser m. E. namentlich in ihrer juristischen Konstruktion 
nunmehr recht unklaren Vorschrift des § 94 mag wegen ihrer 
engen Beziehung zu der einfachen Entweichung des § 93 Abs. 2 
wenigstens das Wesentlichste bemerkt werden: 

Obwohl unter den Strafvorschriften stehend, wird man den 
§94 doch nicht als eine Strafbestimmnng und den in ihm 
festgesetzten Verlust der Heuer und der zurückgelassenen Sachen 
nicht als eine Nehenstrafe t&r den erwähnten Fall der Ent- 
weichung auffassen können. Denn einerseits sind es wohl nur 
gesetzestechnische Gründe gewesen, weshalb man Jene Vorschrift 
aus dem Abschnitte über das Vertragsverhältnis herausgenommen 
ond der die Entweichung betrefFenden Strafbestimmung des § 93 
angegliedert hat; andrerseits spricht gegen die Annahme einer 
Nebenstrafe schon der Umstand, daß der Verlust der Heuer und 
der Sachen unabhängig Ton dem Bescheide oder dem Drteile 
über die Straftat der Entweichnng eintritt, sofern nur die 
Voraussetzungen der strafbaren Entweichung des § 98 Abs. 2 
gegeben sind. 

Jedoch hat die besprochene Bestimmung insofern eine Be- 
ziehung zu den „Strafrorschriften", als der Bechtsgrund für den 
Verlust der Heuer ausschließlich in der strafbaren Handlung der 
Gntweichung zu suchen ist, ganz unabhängig von der vermfigens- 
rechtiichen Schädigung des Reeders, die allerdings regelmäßig 
vorhanden ist und auch der erste Beweggrund zur Aufstellung 
des § 94 gewesen ist 

Im übrigen wird mit SrEiiaLEni (zn g 94) anzunehmen sein, 
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daß die aoB § 94 hergeleiteten „Befagnisse" des Reeders bezw. 
der öffentlichen Kasse nur im Wege der Zivilklage bezw. 
Einrede geltend gemacht werden können. 

Daß nar die noch rückständige Hener gemäß §94 ver- 
loren werden kann, wird in der Literatur fast dnrcliweg aner- 
kannt;' denn auf ausgezahlte Heuer besteht kein „Anspruch" 
mehr. Deshalb kann der Heuerrerlust, wie oben ausgeführt, nnr 
im Falle des § 93 Abs. 2, nicht auch des Abs. 3, praktisch werden. 

Die YOn Binding' vertretene Meinung, daß unter dem Ver- 
luste des Anspruchs auf die verdiente Heuer der Verlust auch der 
bereits aasgezablten verdienten Heuer zu verstehen ist, dergestalt, 
daß die letztere der KUckforderung unterliegen soll, findet zwar so- 
wohl in dem Bestreben, den §94 auch auf §93 Abs. 3 tatsächlich 
anwendbar zu machen, als in der historischen Betrachtnng der 
Vorschrift ihre Stützen. So war z. B. nach älterem preußischen 
Bechte' der Schiffsmann, welcher vor vollendeter Reise eigen- 
mächtig aus dem Dienste trat, sofern ihn der Schiffer nicht 
wieder annehmen wollte, verpflichtet, alles Empfangene an 
Handgeld und Heuer zurückzugeben. Auch die Motive 1872 
zu § 68 des Entwurfs sprechen schlechtbin von einem Verluste 
der Heuer, ohne zwischen ausgezahlter und rückständiger Heuer 
zu unterscheiden.* Endlich war bei Schaffung der atton See- 
mannsordnung die Terminologie des Wortes ,, Anspruch" noch 
keineswegs eine so feste wie heute nach dem bürgerlichen 
Qesetzbnche. 

Alle diese Zweifel werden jedoch heute m. EX dadurch 
zwingend gehoben, daß der von der neuen S.O. dem § 94 hinzU' 



■ Vgl. Stehglein zu §94; Katz za §94; Wioheb S. 262 ff.; Pebbu, 
Handbucb S. 184; L. Pebelb in §64 Anm, 1; Mkveb zu §§81 — 83 Anm. 3 i. f. 

' Brauraa, Lehrbuch S. 415 Anm, 2. 

' Vgl. dae Seerecht und die Floßschififthrt nach den preufiischen Ge- 
aetien von Alexandbs Mibob, Leipzig 183S, Bd. I § 39S i. V. mit § 392. 

* Vgl. auch das IranzÖfische Dicret disciplinaire et p^nal poor 
la marine marchandiie vom 24. März, 2S. April iS52 art. 69: Tont 
diaertenr perd de droit la solde par lui acquiee, sowie die Handels- 
ordnang des RosBischen Eeichea (übenetzt von Vietob von ZwiHoiuNir, 
Eigft 1889), 2. Bach 2. Titel 5. Hauptatück 2. Abteilnng § 213, wonach der 
desertierende Schiflsmann „alles verdienten Lohnes" verlustig wird. 
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gefQgte Satz 3 von der AufBtellnng über den Betrag des Hener- 
gathsbeuB spricht; imter Heuerguthaben kann aber zweifellos 
unr rückständige Heuer verstauden werden. 

Die dem Scbiffemann etwa ausgezahlte noch nicht abverdiente 
Heuer unterliegt selbstverBtändlich nach aJlgemeioen Qrundaätzen 
der Btlckforderung des Reeders; die öffentlichen Kassen haben 
darauf nie ein Anrecht. 

Y. In Zusammenhang mit der Besprechung der Entweichung 
sei femer noch das Recht des Kapitäns erwähnt, den Schiffs- 
mann, der sich nach der Anmusterung ohne einen ge- 
nügenden Bntschuldigungsgrund dem Antritt oder der 
Fortsetzung des Dienstes entzieht, durch das Seemanns- 
amt und in Ermangelung eines solchen durch die Ortapolizei- 
behdrde zur Erfüllung seiner Pflicht zwangsweise an- 
halten zu lassen, § 33 S.O., und überdies denjenigen Schiffs- 
mann, der sich einer Entweichung i. 8. von § 93 Abs. 2 oder 3 
schuldig macht, auch selbst festzunehmen, § 127 Abs. 2 S.O. 

Zur Erläuterung der letzteren Vorschrift, die ebenso wie die 
erstere nicht zu den hier zu besprechenden Vorschriften des 
materiellen Strafrechts gehört, wird auf Meves zu g§ 102 — 103, 
insbesondere auf Anmerkung 3 hingewiesen. 

Eiine weitere Ergänzung änden die Strafrorschriften in §§ 93, 
95 S.O. endlich in § 8 Nr. 2 c des Gesetzes betreffend die 
Stellenvermittelung für Schiffsleute vom 2. Juni 1902, 
wonach der S teile nv er mittler, welcher es unternimmt, einen Schiffs- 
mann zum Bruche des eingegangeneu Heuerrertrags zu verleiten, 
mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder mit Haft bestraft wird. 

Natürlich ist auch die Anstiftung (i. S. von § 48 SiG.B.) 
M den strafbaren Handlungen der §§ 93, 95 S.O., wie auch zu 
allen anderen Delikten der S.O. und, soweit ein Vergehen oder 
Verbrechen in Frage steht, auch die Beihilfe i. 3, von § 49 
StG.B. strafbar. Anstifter und Gehilfe kann in allen Fällen 
auch ein Nichtschiffsmann sein. 
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§6- 
Gröbliche Verletzungen der Dienstpflicht 

Die Päichten, denen der Scbiffsmann als solcher nachza- 
kommen hat, und seine dienstliche Stellnng zu den übr^en Mit- 
gliedern der Schiffsbesatzung sind im wesentlichen ausdrücklich 
und zwar teils im einzelnen, teils generell in der Seemannsorduung 
aufgeführt. Sie sind zwingender Natur und können gen^ 
§ 1 Abs. 2 durch Vertrag nur ergänzt, nicht aber abgeändert 
werden ; solche ergänzende Verabredungen bedürfen wiederum 
nach § 14 Abs. 2 der Eintragung in die Musterrolle. 

Auch die Schiffsoffiziere haben nach § 3 Abs. 2 S. 2 S.O. 
dieselben Fäichten wie die Schiffsleute, soweit nicht durch das 
Gesetz ausdrücklich ein anderes festgesetzt ist;' auch ihnen gegen- 
über sind mithin nur ergänzende Vertragsbestimmungen neben 
den gesetzlichen zulässig. Jedoch regelt sich das dienstliche 
Verhältnis der Schiffsoffiziere untereinander, abgesehen 
Tön der zwingenden Vorschrift in § 3 Abs. 3 S. 2, grundsätzlich 
nach den vom Keeder oder vom Kapitän getroffenen Festsetzungen, 
vgl. § 3 Abs. 8 a 1. 

Die unmittelbar oder mittelbar ans dem Heuerrertrage bezw. 
aus der Anstellung entspringenden Pflichten der Scbiffslente, ihre 
Dienstpflichten, sind teils positiver, teils negativer 
Natur, d. h. es wird den Schiffsleuten entweder etwas geboten 
oder verboten. 

Einzelne solcher Pflichten hebt die Seemannsordnnng 
in §§ 34 Abs. 8, 36 Abs. 1 S. 3, 41, 42, 54 S. 2, 85 Abs. 1 Hslb- 
satz 1, 86, 87 Abs. 1 S. 1, 88 hervor, andere wieder, wie die 
Pflicht, den Wachdienst sorgfältig auszuführen, liegen auch ohne 
ausdrückliche gesetzliche Festsetzung von selbst in der Beruft- 
Stellung des Schiffsmanns begründet 

Daneben sind noch zwei sehr bedeutungsvolle gene- 
relle „Dienstpflichten" der Schiffsleute zu beachten: einer- 
seits die Pflicht, gegen jedermann ein angemessenes und 



' Vgl. L. E^BSBL8 EU § S Anm. 4. 
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friedfertiges Betragen zu beobachten, insbesondere dem 
Kapitän, den Schiffsoffizieren nnd den sonstigen Vorgesetzten mit 
Achtung zu begegnen, § 85 Abs. 1 und 2, und andrerseits 
die Pflicht, in Ansehung des Schiffsdienstes den Anord- 
nungen des Kapitäns, der Schiffsoffiziere und der son- 
stigen Vorgesetzten anweigerlich Gehorsam zuleisten 
und zu jeder Zeit, an allen Orten und unter allen Umständen 
alle für Schiff und Ladung übertragene Arbeiten zu verrichten, 
§§ 34 Abs. 1, 2, 85 Abs. 2 Halbsatz 2. 

Die Verletzung aller genannten Dienstpflichten ist nun nicht 
nur unter Umständen mit zivilrechtlichen Nachteilen [sofortige 
Entlassung nach § 70 Z. 2, Schadeusersatzpflicht) und Diszipli- 
narstrafe verbunden, sondern auch, sofern sie in gröblicher 
Weise erfolgt, durch § 96 i. V. mit §§97, 98 S.O. mit Bffent- 
licher Strafe bedroht 

Dabei ist zu beachten, daß die Strafbestimmung in § 96 den 
Strafvorschriften in §§ 93, 95, 100 bis 106, deren Tatbestände 
in gewisser Einsicht auch eine Verletzung der Dienstpäicht ent- 
halten, häufig, wenn auch nicht schlechthin subsidiär sein wird. 

Was als gröbliche Verletzung der Dienstpäicht anzusehen 
ist, entscheidet im einzelnen Falle das Seemannsamt (§ 122) oder 
nach gestelltem Antrage auf gerichtliche Entscheidung das 
Schöffengericht nach pHichtmäßigem Ermessen. Bei Beurteilung 
der Frage, ob eine gröbliche Dienatpäichtverletzung vorliegt, 
wird vor allem der Grad der erfolgten Störung des geregelten 
Schiffsdienstes und der Schiffsordnung, die Gefährdung der 
Sicherheit des Schifies nnd der Mitfahrenden, die Intensität des 
verbrecherischen Willens und das Unzureichende einer disziph- 
naren Ahndung zu beachten sein. 

I. Die wesentlichsten, keineswegs aber alle !E^le der 
Verletzung der Dienstpflicht, die, wenn sie in gröblicher Weise 
erfolgt,* strafbar sein soll, zählt § 96 Abs. 2 S.O. in Z. 1 
bis 8 auf. 



' Nach § 84 a. S.O. waren die dort besonders an%ezäblten Dienet- 
pflifhtverletzoiigeii Hchlechtbiit strafbar. 
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Hierzu gehören: 

1. DaB Verlassen des SchiffeB ohne Erlaubnis and 
das Ausbleiben Qber die festgesetzte Zeit, § 96 Z. 4 
i. V. mit § 34 Abs. 3. 

Der Schiffsmann hat grundsätzlich von der Anstellung 
an bis zur Abmusterung und unangesehen einer ihm hierdurch 
drohenden Gefahr fllr Leib oder Leben (§41 S.O.) an Bord des 
Schiffes zu bleiben. Er darf den fiord nur Terla^aen, wenn 
er entweder in den Booten, den Leichterfahrzeugen oder auf dem 
Lande Dienst zu Terricbten hat oder wenn ihm der Kapitän oder 
ein dazu berechtigter anderer Vorgesetzter Urlaub erteilt hat 
In allen diesen Fällen muß er aber zur festgesetzten Zeit 
zurückkehren, §34 Abs. 2, 3. S.O. 

In den Häfen des Beicbsgebiets darf dem Scbiffsmann 
andrerseits nach § 34 Abs. 3 in seiner dienstfreien Zeit die Er- 
laubnis zum Verlassen des Schiffes nur aus triftigen Gründen 
verweigert werden, und der Kapitän, der dieser Vorschrift zuwider- 
handelt, macht sich nach § 114 Z. 5 S.O. strafbar. Gleichwohl 
darf der Schiffsmann auch bei rechtswidriger Verweigerung des 
Urlaubs sich nicht eigenmächtig vom Schiffe entfernen, und dieser 
Umstand würde seine Bestrafung nicht ausschließen.* 

Verläßt der Schiffsmann das Schiff in der Absicht, nicht 
wieder zurückzukehren oder kehrt er, nachdem er es mit 
Erlaubnis des Schiffers oder doch ohne jene Absicht verlassen 
hat, nicht wieder zurück, so ist er wegen Dienstentziehung 
nach §§ 98, 95 zu bestrafen. 

Das Delikt des §96 Z. 4 kann wohl nur vorsätzlich be- 
gangen werden.' Der Schiffsmann muß daher wissen, daß er 
wider Willen des Kapitäns handelt; er muß im Falle der Urlaubs- 
überschreitung insbesondere wissen, daß die Zeit seines Urlaubs 
verstrichen ist Sofern eine Zeit und Stunde für die ßückkehr 



' Vgl. L. Pntsui zn § 96 Anm. S. 

* Nach Mevh eu §§ B4, 85 a. S.O. ist in allen F&llen des § 84 (96) 
und iusbeBondere in dem vorliegenden auch die fahrlässige Znwider- 
haodlnng straf bar. 
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nicht aasdrttcklich festgesetzt ist, hat er zur üblichen Zeit^ zurack- 
znkehren. 

2. Das Wegbringen eigener oder fremder Sachen 
von Bord des Schiffes und an Bord bringen oder an 
Bord bringen lassen von G-tltern oder sonstigen Q-egen- 
ständen ohne Erlaubnis, § 96 Abs. 2 Z. 5. 

Schon der Code de Commerce (Livre II Titre V art 251) 
verbietet dem Eapit&n und den Scbiösleuten, irgend welche Waren 
ohne Erlaubnis des Eigentümers und ohne Fracht dafür zu be- 
zahlen itü* eigene Rechnung mit zu befördern, es sei denn, daß 
sie vom Keeder dazu ermächtigt sind. 

Diese Vorschrift will vorwiegend verhiadem, daß der Kapitän 
oder die SchifTslente zum Schaden des Reeders und vielleicht um 
dem Befrachter gegen eine gewisse Vergütung einen unlauteren 
Gewinn zum Nachteile seines Mandanten (des Eigentümers] zu 
ermöglichen, fremde Waren als „Freigepäck" mitnehmen. 

In ähnlicher Weise bestimmen § 544 H.G.B. und § 87 
Abs. 1 S.O^ daß „der Schi£Fer ohne Einwilligung des Reeders fOr 
eigene Rechnung keine Güter verladen" und „der Schiffsmann 
ohne Erlaubnis des Kapitäns keine Guter an Bord bringen oder 
an Bord bringen lassen" darf, widrigenfalls sie dem Reeder zum 
mindesten die höchste am Abladungsorte zur Abladungszeit für 
solche Reisen und Güter bedungene Fracht zu erstatten haben. 

Beide Vorschriften wollen zunächst ebenso wie der erwähnte 
Artikel des Code de Commerce den Reeder vor einer Hinterziehung 
der Fracht, dann aber auch, ebenso wie u. a. §§ 563, 564, 673 
Abs. 2 H.G.B., aUe in § 612 Abs. 1 H.G.B. aufgezählten Inter- 
essenten vor jeden Schaden schützen, der einerseits durch die 
natürliche Beschaffenheit der Güter, andrerseits dadurch 
entstehen kann, daß durch ihre Ifitnahme die Beschlagnahme 
oder Einziehung des Schiffes oder der Ladung oder infolge- 
dessen auch nur ein unvorhergesehener Aufenthalt veranlaßt wird. 

Im Anschluß hieran wird dem Kapitän in § 87 Abs. 2 S.O. 
überdies die Befugnis zugesprochen, die vom Schiffsmann selbst 
oder doch auf dessen Veranlassung an Bord gebrachten Güter 

' Nach § 30 Abs. 3 S. 2 a. S.O. im Zweifel noch vor B Uhr ahends. 



Digilzedby Google 



46 GrObUche VerietEongen der Dienstpfijclit 

über Bord zu werfen, „wenn ihr Verbleiben an Bord Schiff 
oder Ladung oder die Geeundheit der an Bord befindlicben 
Personen gefährden oder das Einschreiten einer Behörde zar 
Folge haben kann". 

Den SchiffBleuten ist ferner in §88 Abs. 1 S.O. noch 
besonders die Mitnahme von Waffen oder Unnition, toh 
Branntwein und anderea geistigen Getränken, sowie von mehr 
an Tabak und Tabakswaren, als sie je zu ihrem eigenen 
Gebrauch auf der beabsichtigten Beise bedürfen, ohne 
Sticksicht darauf, ob diese Sachen im einzelnen Falle als 
Güter in Fra^e kommen oder nicht, untersagt in der Erwägung, 
daß Waffen und Munition in den Händen der Schiffsleute, ebenso 
wie der übermäßige Gentiß geistiger Getränke eine stäte Gefahr 
für die Mannszucht bilden und bezüglich des Tabaks und der 
Tabakswaren in den meisten Ländern besonders strenge Zollvor- 
schriften besteben.* 

Um endlich alle Gefabren, die durch die Mitnahme von 
Sachen aller im vorstehenden erwähnten Arten entstehen können, 
TOD vornherein abzuschneiden und den ungebildeten Schitl»- 
lenten nicht die Entscheidung darüber zu lassen, ob die Mit- 
nahme aus besonderen Gründen zulässig oder unzulässig ist, 
verbietet § 96 Z. 5 S.O. den Schiffslenten schlechthin bei 
Strafe, ohne Erlaubnis Güter oder sonstige Gegenstände 
(d. i. Sachen, § 90 B.G.B.) irgend welcher Art, seien es eigene 
oder fremde, an Bord zu bringen oder an Bord bringen 
zu lassen. 

Unter letzterem ist wohl nur die im eigenen Interesse aber 
durch Dritte erfolgende mittelbare Anbordnahme, nicht auch 
das bloße Gescbehenlassen einer Anbordnahme seitens 
Dritter zu verstehen. 

Die weitere Bestimmung in § 96 Abs. 2 Z. 5, wonach auch 
das Wegbringen eigener oder fremder Sachen von Bord des 
SchiETes — mögen sie ihrerseits erlaubter- oder unerlaubterweise 
dorthin gebracht worden sein — , einer Erlaubnis bedarf nnd 
anderenfalls strafbar ist, beruht nicht sowohl in der Gefahr, die 



• Vgl. Motive 1872 zu § 77. 
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ihre vielleicbt verbotene oder doch einem Zoll unterliegende Einfuhr 
mit sich bringen kann, sondern bezveckt äuch, dem Kapitän and 
Reeder die ihnen möglicherweise nach g§ 68 Abs. 2, 90, 94, 127 
S.0.^ zasteheuden Becbte zn sichera. 

Beide Delikte aus § 96 Abs. 2 Z. 5 erfordern Vorsatz 
ond können konkurrieren. 

Zum Vorsatz gehört das Bewußtsein, daS die betrefFendea 
Sachen ohne Erlaubnis an Bord gebracht oder von Bord weg- 
gebracht werden. Die Erlaubnis muß vom Kapitän ausgehen; 
m kann aber auch mittelbar, z. B. durch einen dazu ermäch- 
t^D Schiffsoffizier erteilt werden. 

Nach L. Pebbls (zu§ 87 Anm. 2)* bleibt überdies die Rechts- 
beständigkeit von Verträgen, auf Grund deren in den Fällen 
des § 87 die Mitnahme der G-Uter erfolgt, unberührt, soweit 
nicht etwa § 134 B.Ö.B. eingreift 

Sind die ohne Vorwisseo des Kapitäns an Bord genommenen 
Sachen solche, die das Schiff oder die Ladung dadurch ge- 
fährden, daß sie die Beschlagnahme oder Einziehung des 
ächiffes oder der Ladung veranlassen können und kannte der 
Schiffomann diese G-efahr, so kann der letztere nur aus § 297 
StG.B. bestraft werden. 

Bemerkt sei noch, daß beide Delikte des § 96 Abs. 2 Z. 5 
S.O. nach Meves' eine besondere Heimlichkeit der Handlung 
nicht voransselxen. 

3. Eigenmächtige Zulassung fremder Personen an 
Bord und Gestattung des Anlegens von Fahrzeugen an 
das Schiff, §96 Abs. 2 Z. 6. 

Da der Kapitän das Kausrecht auf dem Schiffe ausübt, 
darf grundsätzlich niemand ohne seine Erlaubnis das Schiff be- 
treten. Dem Betreten des Schiffes ist das Anlegen an dasselbe 
gleichgestellt. 

Das Interesse des Kapitäns, sein Hausrecht durch Fem- 
haltnng fremder Personen und Fahrzeuge zu wahren, ist nicht 

' Vgl. auch §§ 60 S. 3, 68 S. 1, 65 Abe. 2 und 3 S.O. 
' Vgl. auch die dort Eitierte Entscbeidnag des BeichBoberhaudels- 
getichte vom 2b. September tB93. 

' Vgl. Mbvbb zu §§ 84, 85 Anm. 2. 
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lediglich flia form&leB; mao denke vielmehr an den „blinden 
Passagier", an die Gefahr, welche dem Schiffe dadurch droht, 
daß in einem verseuchten Hafen Einheimische ao Bord kommen 
oder an die Befürderung des Schmuggels und der Entweichnngea 
dnrch das Anlegen fremder Fahrzeuge. 

Da der Kapitän nicht immer persSnhch in der Lage ist, sein 
Hausrecht in der angegebenen Beziehung auszuüben, ist es eine 
natürliche Pflicht aller seiner Angestellter, darüber zu 
wachen, daß kein Fremder unbefugt das Schiff betritt 
und kein Fahrzeug unbefugt an dasselbe anlegt; die vor- 
sätzliche Verletzung dieser Pflicht ist in § 96 Abs. 2 Z. 6 mit 
Strafe bedroht 

Fremde Personen i. S. dieser Strafbestimmung sind alle, 
die kein Becht zum Betreten des Schiffes haben. 

Unter Zulassung ist nicht nur die formelle Erteilung der 
Erlaubnis zum Zutritt zu verstehen, soudem jedes Nicht- 
hindern desselben trotz Hindernkönnens. 

Entsprechendes gilt für die G^stattung des Anlegens. 

Beide Begriffe erfordern ferner subjektiv ein Nichthindern- 
wollen. 

Endlich ist in beiden Fällen vorausgesetzt, daß der Schiffs- 
mann eigenmächtig handelt, d. h. ohne sich vorher zu ver- 
gewissern, ob der Kapitän sein Tun oder Unterlassen billigt. 
Anderenfalls nutzt ihm die Zustimmung des Kapitäns nichts. 

Ene fahrlässige Begehung der fraglichen Delikte fUr mög- 
lich zu halten, verbietet m. E. hier schon der Sprachgebranch. 

4. Vergeudung, unbefugte Veräußerung und Beiseite- 
bringen von Proviant, § 96 Abs. 2 Z. 8 i. V. mit § 64 S. 2. 

Das Delikt bezieht sich, wie aus seiner im Wortlaute sehr 
engen Angliederung an § 54 S. 2 zu ersehen ist, durchweg nur 
auf die dem Schiffsmann bereits verabreichten Speise und 
Getränke. 

Zu dieser Bestimmung in § 54 8. 2 bemerken die Motive 
1872 (zu §§ 44—46 des Entwurfs): 

„Die Bekdstigung wird dem Schiffsmann nur zu seinem 
eigenen Bedarf verabreicht, so daß, was davon nicht 
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verzehrt wird, dem Mundvorrat des Schiffes wieder 
znf&llt« 

Bichtiger und genauer läßt sich vielleicht sagen: 

Der Schiffsmann erwirbt an dem ihm zugeteilten Proviant 
überhaupt kein Eigentum, sondern er bat nur das 
Recht, ihn nach Maßgabe seines jeweiligen per- 
BÖnlichen Bedürfnisses zu gebrauchen bezw. zu 
verbrauchen. 

Der Mißbrauch dieses Bechts aber in den in §96 Abs. 2 
Z. 8 angegebenen Formen ist strafbar. 

Im einzelnen ist folgendes zu beachten: 

Beiseite gebracht ist der zugeteilte Proviant in allen 
Fällen, in denen er dem Gesamtmundvorrat des Schiffes, zu dem 
er ja trotz der Zuteilung noch gehört, entzogen worden ist. Die 
Tergendnng und die Veräußerung sind wiederum nur besondere 
Arten des Beiseitebringens, ^ deren tatsächliche Merkmale sich 
von selbst erklären. 

Unbefugt ist die Veräußerung gemäß §54 S. 2 in jedem 
Falle, wo sie vom Kapitän oder Eeeder nicht besonders ge- 
stattet ist 

Da auch der dem SchifFsmann zugeteilte Proviant nicht 
Eigentum des Schiffsmanns wird und der Schiffsmann ihn nur zu 
seinem unmittelbaren persönlichen Bedarf zu verwenden und 
dadurch sich anzueignen befagt ist, jede darüber hinausgehende 
Äneignungshandlung, insbesondere eine Veräußerung aber rechts- 
widrig ist, wird der Tatbestand des § 96 Z. 8 S.O. nach der hier 
vertretenen Auffassung objektiv in vielen Fällen den der Unter- 
schlagung i. S. von % 246 StG.B. decken; jedoch wird zur 
Strafbarkeit nach § 246 StG~B. das Bewußtsein der Recbtswidrig- 
keit der Aneignung meistens fehlen. 

Anders ist es natürlich, wenn der Schiffsmann von dem 
Mnndvorrat etwas für sich verwendet, soweit er ihm noch 
nicht zugeteilt ist; dann wird die Strafe nach §§242, 246ff. 
eveni 370 Z. 5 StG.B. auszuwerfen sein. 

Eine Vergeudung, unbefugte Veräußerung oder ein sonstiges 

■ Vgl. hieran den Wortlaat des zit. g 54 S. 2. 
Bkiu, Pelikis. 4 
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Beiseitebringen Ton ProTiant ist nach Uevbs (zu §§84, 85 Anm.4) 
nur dann strafbar, wenn es Bicb am eine „nicht ganz unbe- 
deutende Quantität" handelt, da eine geringe Menge weder 
auf die VerproTiantiemng des SchiffeB, noch auf die Verpflegung 
des betreffenden SchifTsmanns von irgend welchem Einfluß IbL 
Dem wird aaf Qmnd der geltenden Seemannsordnung schon des- 
halb beizupflichten sein, weil auch im Falle des § 96 Abs. 2 
Z. 8 S.O. nur die gröbliche Verletzung der betreffenden .^ienst^ 
pflicht" strafbar ist. 

5. Trunkenheit im Schiffsdieuste, § 96 Abs. 2 Z. 7 
i.V. mit §85 Abs. 1. 

Da der SchifFsmann nach § 85 Abs. 1 verptlichtet ist, sich 
stets nüchtern zu halten, ist die Trunkenheit im Schiflsdienste, 
sofem sie im übrigen den Umständen nach eine gröbliche Pflichtr 
Verletzung darstellt, z. B. auch dann strafbar, wenn der Schiffs- 
mann etwa nach erhaltenem Urlaub plfitzlich und unvermutet 
zur Arbeit befohlen wird. 

Bestraft wird das Trunkensein an eich, gleichviel ob der 
Schiffsmaon infolge desselben seine Pflichten mangelhaft erfüllt 
hat oder nicht. 

Nur wiederholte Trunkenheit im Dienste berechtigt den 
Schiffer aber nach § 70 Z. 2 S.O. zur sofortigen Entlassung des 
Schiffsmsnns. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob die Trunkenheit im 
einzelnen Falle als gröbliche Verletzung der Dienstpflicht anzu- 
sehen ist, ist insbesondere die Art des Dienstes, die der betreffende 
Schiffsmann gerade zu verrichten hat, zu beachten. Daher wird 
z. B. Trunkenheit im Wachtdienste stets strafbar sein, wie denn 
überdies 

6. nach § 96 Abs. 2 Z. 1 jede gröbliche Nachlässigkeit 
im Wachtdienste bestraft werden soll 

Das Wesen des letzteren Delikts besteht im G-egensatz zu 
§ 96 Z. 7 in mangelhafter Dienstverrichtung, möge sie auf 
Vorsatz oder Fahrlässigkeit beruhen. 

Über den Wachtdienst vgl. insbesondere §§ 35 ff. S.O. 

7. Ungehorsam gegen den Dienstbefehl eines Vor- 
gesetzten, § 96 Abs. 2 Z. 2 i. V. mit §§ 34, 41 Abs. 1 S. 1. 
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Wenngleich jedem SchifEsmaime dorch den Henerrertrag 
regelmäßig eine besondere Funktion and eine besondere Dienst- 
stiellTing auf dem Schiffe angewiesen wird, so ist es doch im 
InteresHe eines geregelten Schiffadienstes nnd insbesondere der 
Sicherheit des Schiffes nnmöglich, von vornherein eine derart 
strenge Umgrenzung und Scheidung der dienstlichen Pfiidtten der 
einzelnen Schiffsleute vorzunehmen, daß jeder nur gerade diese 
and keine andere Arbeit zu verrichten verbunden ist. Das 
gilt nicht nur fllr Notfälle (§ 41^ sondern im allgemeinen. 

Daher legt § 34 S.O., wie bereite oben ausgeführt, allen 
Schi&leuten grundsätzlich die Pflicht aui^ den Anordnungen der 
Voi^esetzten in Ansehung des Schiffsdienstes, d. L ihren 
Diensthefehlen, unter allen Umständen unweigerlich G^e- 
horsam zu leisten. 

Damit ist nun nicht etwa dem Kapitän und den sonstigen 
Vorgesetzten das Becht gegeben, von ihren Untergebenen ohne 
unterschied jede Leistung zu fordern, die irgendwie auf den 
Scbiffsdienst Bezug bat Yielmehr müssen einerseits im allge- 
meinen klare Grenzen des Heaervertrags beachtet und die Arbeit 
dem Heuervertrag entsprechend geregelt, andrerseits die zahl- 
reichen besonderen und zwingenden Vorschriften in § 35 ff. S.O. 
hinsichtlich der Art und des Maßes der von den Schifisleuten zu 
leistenden Dienste innegehalten werden. 

Überdies betreffen die Vorschriften in §§ 96 Abs. 2 Z. 2, 34 
wohl nur solche Befehle, die im Dienste selbst erteilt sind, 
and man darf schwerlich annehmen, daß der Schiffsmann, wie 
nach dem Militärstralgesetzbuche der Soldat, dem Vorgesetzten 
auch außer Dienst dann unbedingten Gehorsam schuldet, sofern 
dieser sich nur „in ein dienstliches Verhältnis" zu ihm 
setzt und einen Dienstbefehl erteilt.' 



' Vgl. Motive 1902 sd §3 und Motiv« znin MilitäratrafgeHetzbnch §10& 
desEutwuriB. Zu beachteo ist femer, daB nach berkCmmlicheiD militKrischen 
SprachgebraDch mit „Dienatbefebl" jeder Befehl irgend eines militärischen 
Vorgesetzten bezeichnet wird, während die Befehle eines Vorsetzten, die 
Bberdies eine Dienstangelegenheit betreffen, ,3efehle in DienstMchen" ge- 
nannt werden. 
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Schnldflt hiemach der Schiffsmann nur den Befehlen seiner 
Vorgesetzten Gehorsam, die nach vorstehendem als rechtmäßige 
zn erachten sind, so hat er diesen Befehlen andrerseits unweiger- 
lich zu gehorchen, d. h. ohne Zögern, ohne Prüfung ihrer 
Zweckmäßigkeit, ohne Prüfung der mit ihrer Ausführung etwa 
verbnudeneu Gefahr für Leib oder Laben und wohl auch ohne 
Prüfung ihrer Bechtmäßigkeit, d. h. -ohne Prüfung, oh der 
Vorgesetzte ein Becht hat, ihre Ausführung zu verlangen, während 
er natürlich eine ihm anbefohlene strafbare Handlung, die er 
als solche erkannt hat, nicht ausführen darf ohne die Gefahr, 
sich auch selbst strafbar zu machen.^ 

Der SchifFsmann kann sich infolgedessen seiner Verurteilang 
gegenüber zwar darauf berufen, daß er die ihm anbefohlene 
Handlung für eine strafbare erachtet, nicht aber auch darauf 
daß er den ihm erteilten Befehl aus einem anderen Grunde 
irrtümlich für unzulässig gehalten habe. 

Ein Gegengewicht hierfür bildet die Bestimmung in § 111 8.0, 
wonach die Vorgesetzten, welche ihre Disziplinargewalt miß- 
brauchen, insbesondere sie wissentlich zur Erzwingung eines ud- 
rechtmäßigen Dienstbefehls oder zur Bestrafung der Nichtbeach- 
tung eines solchen anwenden, mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark 
oder Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft werden. 

Ob der Dienstbefehl schriftlich oder mÜndUch, für den be- 
sonderen Fall oder im allgemeinen erteilt ist, macht keinen 
Unterschied. 

Der Ungehorsam wiederum k&nu in gänzlicher „Nicht- 
beachtung, eigenmächtiger Abänderung oder Über- 
schreitung des Befehls seinen Ausdruck finden.* 

Der Begriff des „Vorgesetzten" ist seinem materiellen 
Inhalte nach in der Seemannsordnung nicht definiert Nach dem 
Ausdrucke kann aber als Vorgesetzter insoweit nur derjenige 
angesehen werden, welcher dem SchifEsmann vorgesetzt, d. h. 
ihm Befehle zu erteilen berechtigt ist Diese Berechtigung 
kann wiederum eine allgemeine sein oder sich nur auf einzelne 
Dienstzweige oder Dienstangelegenheiten beziehen. 

' Vgl. Stbnoleik za § 100 Antn. 4. 

' Vgl. hierzu die Motive zum MilitÄretrafgeaetzbiich zu § 105. 
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Dagegen enthält jetzt § 3 S.O. einige Vorschriften darüber, 
wer eine solche Befehlsgevalt besitzt und anf welche Personen 
sich diese erstreckt 

Diese Yorschriften besagen: 

Der Kapitän ist der Dienstvorgesetzte sämtlicher 
Schiffaoffiziere und Schiffaleute; 

die Schiffeoffiziere sind Vorgesetzte sämtlicher 
Schiffsleute und zwar einerlei, welchem Dienstzweige 
der BchifTsoffizier oder der Schiffsmann angehört. Des- 
halb ist z. 6. der Schiäsarzt Vorgesetzter auch der Heizer 
und Kohlenzieher; 

das dienstliche Verhältnis der Schiffsoffiziere 
anter einander, insbesondere das Verhältnis zwischen 
Offizieren verschiedener Dienstzweige, bestimmt sich 
nach den vom Reeder oder Kapitän getrofTenen besonderen 
Festsetzungen; jedoch ist auf Dampfschiffen während der 
Ausübung des Wachtdienstes der machthabende Maschinist 
dem wachthabenden Steuermann stets insofern nnter- 
geordnet, als er die von diesem nach der Maschine ge- 
gebenen Befehle auszuführen hat; 

die außer den SchifTsoffizieren in den einzelnen 
Dienstzweigen als Voi^esetzte geltenden Schiffsleute 
werden vom Kapitän bestimmt. 
Aus der Fassung dieser letzteren in § 3 Abs. 4 enthaltenen 
Bestimmung ergibt sich, wie die Motive 1902 hervorheben, daß 
Vorgesetzte der letzteren Art, die auf den großen Dampfern wohl 
ak Unteroffiziere bezeichnet werden, nur innerhalb ihres 
Dienstzweiges bestellt werden können, dergestalt, daß z. B. 
nicht der Oberheizer schlechthin zum Vorgesetzten der Matrosen, 
der Bootsmann nicht zum Vorgesetzten von Heizern oder Auf- 
sehern bestimmt werden kann. 

Andrerseits darf aus den Vorschriften des § 3 nicht der 
Schloß gezogen werden, daß es dem Kapitän verwehrt sei, für 
den einzelnen Fall auch noch anderen Schiffsleuten das 
Recht, Dienstbefehle zu erteilen und damit für den einzelnen 
Fall die Stellung eines Vorgesetzten zu übertragen; einem 
aolchen Vorgesetzten schuldet dann der untergebene Schiffsmann 
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den gleichen G-ehorsam wie den Yoi^setzten auf GruDd toh 
§3. Nnr kann der Kapitän, da nach der zwingenden Vor- 
schrift des § 3 Abs. 2 die SchifFsoffiziere stets die Vorgesetzten 
der Schiffsleute sind, niemals einen Schiffsoffizier der 
Befehlsgewalt eines gewöhnlichen Schiffsmanns unter- 
werfen. 

Da anch das Delikt des § 96 Abs. 2 Z. 2 wohl nur 7or- 
sätzlich begangen werden kann, erfordert es in subjektiver 
Hinsicht das Bewoßtsein des SchifTsmanns bezw. 9chiffsoC£ziere, 
daß der Befehl von einem Vorgesetzten erteilt ist 

8. Schuldet der Schiffsman» nur den Befehlen seiner Vor- 
gesetzten G-ehorsam, die im Dienste erteilt sind und sich auf 
dienstliche Angelenheiten beziehen, so hat er gleichwohl seinen 
Vorgesetzten, sofern sie nicht nur für den einzelnen Fall bestellt 
sind, jederzeit und insbesondere auch anßer Dienst mit 
Achtung zu begegnen, § 85 Abs. 2 Halbsatz 1, im übrigen 
aber nach §85 Abs. 1 gegen jedermann ein angemessenes 
und friedfertiges Betragen zu beachten. 

Die Verletzung dieser Pflichten bedroht § 96 Abs. 2 Z. 3 
^ „ungebührliches Betragen gegen Vorgesetzte, gegen 
andere Mitglieder der Schiffsmannschaft oder gegen 
Keisende" mit Strafe. 

Dia Päicht eines angemessenen und friedfertigen Betragens 
haben auch die Vorgesetzten gegenüber ihren Unter- 
gebenen.^ Sie haben sich diesen gegenüber insbesondere ihrer 
Stellung entsprechend zu benehmen. Daher dürfte z. B. unter 
Umständen auch ein die Disziplin gefährdendes Fraternisieren 
der Offiziere mit den Schiffsleuten strafbar sein. 

Ein ungebührliches Betragen der Schiffsleute gegenüber 
anderen als den in § 96 Abs. 2 Z. 3 aufgezählten Personen ist 
zwar nicht ausdrücklich mit Strafe bedroht, kann aber möglicher- 
weise gleichwohl nach der aUgemeinen Vorschrift des § 96 Abs. 1 
L V. mit § 85 Abs. 1 als gröbliche Verletzung der Dienstpflicht 
bestraft werden. 



' Vgl. Menn § 99 S.O. 
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Unter den hente nur kraft jener allgemeinen Vorschrift 
strafbaren Verletzungen der Dienstpflicht nannte der Entwarf der 
friiheran SeemannsordnuDg noch ausdräcklich die wiederholte 
Fahrlässigkeit im Steuern. 

Das französische D6cret disciplinaire et p^nal ponr la marine 
marchandise 7om 24. März, 26. April 1852 (Tbület, SuppL 
S. 265 S.) zählt in den Artikeln 58 und 60 unter den fantes de 
discipline und den dälits maritimes noch auf: le fait de s'etre 
endormi un premier fois 6tant ä la harre, en ?igie ou au hossoir.; 
le fait d'avoir allumS nn premier fois des feux saus permissions, 
ou d'avoir circuld dans les lieuz oü celä est inderdit k bord 
avec des feux, une pipe ou un cigare allum^s; l'emploi, eans 
autorisatioQ, d'une emharcation da navire; l'altSration des vivres 
OD marchandises. 

Über die Höhe und Berechnung der nach § 96 auszu- 
werfenden Strafen b. oben § 4 Z. 4. 

9. Die Strafbarkeit bezw. Strafverfolgung aller Vergehen 
und Übertretungen des §96 S.O. ist einerseits durch die Stellung 
eines StrafantragB gemäß § 96 Abs. 4, andrerseits in den 
meisten Fällen nach §98 auch durch die Eintragung in das 
Schiffstagebuch bedingt. 

a) Der Strafantrag, zu deaaen Stellung grundsätzlich der 
Kapitän bzw. dessen Stellvertreter (§ 2 Abs. 1) und nur im 
Falle des § 96 Z. 3 neben diesem der verletzte Schiffsmann 
oder Schiffsoffizier (§3 Äbs.2 S. 2)', nie aber der Reeder oder 
der verletzte Beisende berechtigt ist, kann nach § 96 Abs. 4 S. 2 
bis zur Abmusterung gestellt werden. 

Die Bedeutung dieser Vorschrift, insbesondere ihr Ver- 
hältnis zu § 61 StG.B., wonach ein Strafantrag binnen 3 Mo- 
naten seit der Kenntnis der Tat und des Täters gestellt werden 
kann, ist streitig. 

Nach Waqses, {S. 362) haben § 96 Abs. 4 S. 2 S.O. und 

' Vgl. Motive 1902 za § 91 des Entwurfs. Danach soll übrigens auch 
dem Scbifbmann, soweit er durch dnen Verstoß gegen die Dienstpflicht in 
den Fällen des § 96 Abs. 2 Z. 2 und S verletzt ist, das Antragsrecht za- 
stehen. Das dOrfte jedoch schon mit Rücksicht auf § »8 Abs. 2, der irnr 
den Fall des g 96 Abs. 2 Z. 3 erwOhnt, abzulehnen sein. 
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§ 61 SLG-.B. neben einander Geltung, so daß der Strafantrag 
einerseits vor der Abmusterung, andrereeits innerhalb der drei- 
monatlichen Frist des § 61 SiG-3. gestellt werden mtiB. 

Nach anderer Meinung ist durch § 96 Abs. 4 S 2 nur eine 
Erweiterung jener dreimonatlichen Frist beabsichtigt, und es 
kann folgerichtig der Antrag auch nach der Abmusterung ge- 
stellt werden, sofern nur die dreimonatliche Frist noch nicht 
abgelaufen ist.^ 

Zutreffend endlich erblicken die meisten in der Bestimmung 
der Seemaunsordnuug eine tou der des Beichsstrafgesetz- 
bnchs durchaus unabhängige zeitliche Begrenzung des 
Antragerechts, so daß je nach dem Zeitpunkte der Abmusterung 
die AntragsMet länger oder kürzer ist als nach dem Reichs- 
strafgesetzbache und sogar möglicherweise nach der Seemanns- 
ordnung das Antragsrecht bereits verloren ist, noch ehe gemäß 
§ 61 S. 2 St.G3. die Antragspflicht begonnen haben würde. 

Der Orund für diese letztere Ansicht Hegt zum einen Teile 
in der häufigen tatsächlichen Unmöglichkeit, innerhalb der Frist 
des § 61 St.G.B. ein Seemannsamt zu erreichen und einen Straf- 
antrag zu stellen {s. o. § 4 Z. 3). Andrerseits fUhrt Mevbs in 
sehr beachtlicher Weise zu ihrer Begründung aus: es müsse der 
Prüfung des Schiffers überlassen bleiben, ob die Vergebung des 
Schjfismanns infolge der begleitenden Umstände einen derartig 
schweren Charakter habe, daß er die baldige, ein mehr oder 
weniger zeitraubendes Verfahren voraussetzende und leicht zu 
einer Freiheitsentziehung führende Bestrafung für angemessen 
und trotz der dem Schiffsdienst dadurch zugefügten Beeinträch- 
tigung für notwendig erachte. Dies spräche für eine Verlängerung 
der Antragsfrist. Für eine Verkürzung hingegen sei die Erwägung 
maßgebend, daß mit der Abmusterung das Dienstverhältnis auf- 
gelöst und der Schiffsmann zur Eingehung anderweiter Heuer- 
Terträge berechtigt werde, und daß mit diesem Abschlüsse auch 
alle aus dem Verhältnisse herrührenden Differenzen abgeschlossen 
werden sollten. 



' Mevss zu § 8&, F. Pebbls sa % 84, L. Pbrgls zu g 96 Anm. 13; 
wohl auch SiKSGLtaH zn § 96 Aom. 4. 
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Endlich spricht fOr die Richti^eit der hier Tertretenen An- 
sicht noch die Entstehungsgeschichte des § 96. 

Der entsprechende §81 des Entwurfs zur alten Seemanns- 
ordnung stand anter den „Disziplinarvorschriften" und befugte 
den Kapitän, Dienstvergehen des SchifFsnianns mit Geldbuße bis 
zum Betrage einer Monatsheuer zu bestrafen. Dieses Disziplinar- 
strafrecht wäre dann aber zeitlich ausschließlich durch die 
Beendigung des Dienstverhältnisses bzw. durch die Anmusterung 
umgrenzt gewesen. Das Gesetz hat sich dann bei der Hegelnng 
der entsprechenden öffentlichen Strafbestimmung insoweit dem 
Entwürfe angeschlossen, als es das Antragsrecht des Schiffers 
ausschließlich durch die Abmusterung zeitlich begrenzte. 

Sieht man einen wesentUchen Gtrund für die Belristung des 
Autragsrechts gemäß § 96 Abs. 4 S. 2 in der mit der Abmusterung 
verbundenen Auflösung des Dienstverhältnisses, so kann wiederum 
kein Zweifel darüber sein, daß nicht der Tag, sondern der 
Zeitpunkt der Abmusterung entscheidend ist.^ 

unberührt durch die Bestimmung des § 96 Abs. 4 S. 2 
bleibt die vollkommen andere Frage der Verjährung der Ver- 
gehen oder Übertretungen des § 96. Der Strafantrag muß des- 
halb, um wirksam zu sein, in jedem Falle vor Eintritt der Ver- 
jährung gestellt werden. 

Da auch nach der Seemannsordnung aber die Übertretungen 
gmndsätzlich in 3 Monaten von der Begehung an vei^ähren, hat 
die Vorschrift des § Ö6 Abs. 4 S. 2 8.O., soweit sie im Verhältnis 
zu g 61 St.G.ß. eine Verlängerung der Antragsfrist festsetzt, 
nur in den Fällen, wo es sich mit Rücksicht auf die Höhe der 
Monateheuer und das dadurch begründete Straänaximum um ein 
Vergehen handelt, bei einer Übertretung aber nur dann 
praktische Bedeutung, wemi sie außerhalb des Reichsgebietes 
begangen worden ist (§ 121 Abs. 2 S.O.).^ 



> Vgl BiBDDia, Handbach 8. 642 Anm. lo. 

' NShereB hierüber bei L. Pbbm« eo § 96 Anm. 13 und Hbtbb zu 
§§ 81, SB. Die Ansicht von Mkybs, daB doich g 84 Abs. 5 S. 2 (§ »6 Abs. 8 S. 2) 
auch die Teij&hmsgsfrist tuinehmbEtr bis zur AbmoBtenrng verlängert worden 
sei, wenn man nicht dem ßesebgeher den Vorwnrf einer Gedankenlosigkeit 
machen wolle, ist im wesentlichen dnreh die Voraussetzung hervorgerufen. 



ilizedby Google 



58 GrCbliclie Verletznageti der Dienitpflicht. 

Die Zurücknahme des Strafantrags, die während der 
Oeltnngszeit der alten SeemanDSordnimg bis zur Abänderung des 
§ 64 StG.B. durch die Novelle vom 26. Februar 1876 kraft all- 
gemeiner Bestimmang zulässig, in der Folgezeit aber wohl un- 
zulässig war, soll nach der Beatimmang in § 96 Abs. 4 S. 3 der 
geltenden SeemannBordnung nicht nur bis zur Yerkttndung eines 
auf Strafe lautenden Urteils, sondern sogar bis zur Rechtskraft 
des Strafbescheids oder Strafurteils zulässig sein. 

b) Die Eintragung in das Schiffstagebuch. 

Nach §§ 519 ft H.G.B. sind auf jedem Schiffe für jede Reise 
vom Einnehmen der Ladung oder des Ballastes an alle erbeb- 
lichen Begebenheiten, insbesondere auch die auf dem Schiffe 
begangenen strafbaren Handinngen und verhängten Disziplinar- 
strafen (§ 520 Abs. 2 H.G.B.i s. auch § 92 S.O.) in einem Tage- 
buche zu beurkunden. Die Eintragungen haben, soweit nicht 
die umstände es hindern, täglich zu geschehen und werden nach 
§519 Abs. 2H.G.B. vom Steuermann unter Aufsicht des Schiffers und 
nur bei Verhinderung des ersteren vom Schiffer selbst oder durch 
einen von diesem zu bestimmenden und zu beau&ichtigeuden 
geeigneten Schiffsmann bewirkt. 

Der Eintrag der strafbaren Handlungen im Stdüfis- 
tagebuche dient grundsätzlich nur zur Sicherung des Beweises 
insofern, als er eine Stütze für das Gedächtnis der Beteiligten 
bilden soll;' er ist kein Beweismittel i. S. von §248 StP.O. 



daß die strafbaren Handlangen des § S4 (96) in allen Fällen Ober- 
tretnngen aeien. Letzteres erBcteint aber nicht zatrefi^d (a. o.), und der 
von MivEa fUr die gegenteilige Ansicht angeführte Giund, <!I&B an Stelle 
der gemäfl § 8i (96) erkannten Geldstrafen nacb § 101 Abs. 1 nnr Haft 
eingesetzt werden könne, achlSgt jedenfalls für die geltende S.O. schon 
deshalb nicht durch, weil dort in § 123 Abs. I abeichtlich nicht von der an 
Stelle der Geldstrafe tretenden Haft, sondern schlechthin von der an ihre 
Stelle tretenden Freiheitsstrafe gesprochen wird. Aach Qbereieht Mbvkb 
anscheinend, daß eine Diskrepanz der Bestimmungen über das Antragsrecht 
and Über die Veijäbrung von Übertietnngen infolge des möglicherwäse ver- 
schiedenen Beginns beider Fristen (vgl § 67 Abs. i und § 61 S. 3 StG.B.) 
trotz deren gleicher absoluter Dauer auch bei den AntragsObertretuDgen 
des St.G.B. vorkommen kann. 

1 Anden wohl i. T. Stbkolbin zq g§ 97, 96. 
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Jedoch ist die Eintragung prozessuale Voranssetzang für 
die Strafbarkeit aller toh § 96 S.O. betroffeoen Ver- 
letzungen der Dienstpflicht. 

Als solche mnß die Eintragung überdies stets vom Kapitän 
(oder dessen Stellvertreter) ausgehen, eine genaue Angabe des 
Sachverhalts enthalten und Bchließlich, venn sie nicht als ver* 
Bäumt i. S. von § 98 Abs. 2 S. 2 gelten soll, sobald als mög- 
lich geschehen [§ 98 Abs. I Halbs. I). 

Die weiteren Bestimmungen in § 98, wonach dem SchifTs- 
mann ex officio von dem Inhalte der Eintragung unter ansdrück- 
bcher Hinweisung auf die Strafandrohung des § 96 Mitteilung 
zu machen und ihm auf Verlangen eine Abschrift der Eintragung 
auszuhändigen, der Grund für eine unterlassene Mitteilung aber 
im Tagebache anzugehen ist, haben hingegen m. E. auf die Ver- 
folgbarkeit der Dienstpäichtverletznngen keinen Einfloß;' denn diese 
Uitteilung, Aushändigung der Abschrift usw. sind anders als die 
in § 98 Abs. 1 vorgaschriebeoe Angabe des Sachverhalts keine 
Bestandteile der in § 98 Abs. 2 als Voraussetzung für die Straf- 
verfolgung genannten Eintragung. 

Die Eintragung in das Schiffstagebuch ist endlich nur 
wesentlich, soweit der Kapitän selbst verletzt ist, während 
den verletzten Schiffslenten (oder Schiffsoffizieren) das ihnen 
in den Fällen des § 96 Abs. 2 Z. 3 gewährleistete Antragsrecht 
durch die Unterlassung der Eintragung nicht verloren gehen soll. 
Jedoch liegt dem Kapitän im Interesse der Beweissicherung auch 
hier die Pflicht ob, die „Beschwerden" der Schiffslente unter 
genauer Angabe des Sachverhalts im SchifTstagebucbe einzutragen, 
8§99. 114 Z. 12 SO. 



Die fiehorsamsverweigerung. 

Der erste Entwurf zum Norddeutschen Strafgesetzbuche ent- 
hielt in Titel II Abschnitt 7 unter der Überschrift „ungehorsam . 
Widerstand und Gewalt von Schiffsleuten gegen ihre Vorgesetzten 

' So L. Pbrblb EU g 93 und beHonders SiNRNOLBni za §§ PT, f>8; 
I. T. anderer Heinaug Bdidiho, Handbuch S. 599 ff. 
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auf Seeschiffen" eine Beibe von Strafvorschriften, welche als die 
§§ 86 — 92 mit nur wenigen Abänderungen und Ergänzungen in die 
alte Seemannsordnung herüber genommen worden* und denen 
hente nach geringen weiteren Änderungen, die sich jedoch &st 
nirgends auf die Tatbestandsmerkmsle beziehen, die §§ 100 bis 
106 S.O. entsprechen. 

In der Literatur werden diese sämtlichen Strafbestimmnagea 
von Meyeb als Zuwiderhandlungen gegen die Mannazucht, 
d. h. gegen die ,rA.u£rechterhaItnng dar rückhaltlosen Unterordaaug 
der Mannschaft unter die Befehle der Vorgesetzten",* von 
F. Fbkelb in seinem Handbuche (S. 184 ff.) im Anschluß wohl 
an das Militäxstrafgesetzbuch " gemeinschaftlich mit § 96 Abs. 2 
Z. 2 und 3 als Zuwiderhandlungen gegen die Pflichten 
der Onterordnung (Insubordination), von Wagnee als aktiver 
und passiver Widerstand nnd von Katz als Widerstand 
gegen die Dienstgewalt des Schiffers zusammengefaßt. Da 
jedoch m. E. in gewissem Sinne auch die übrigen in § 96 und 
zum Teil auch die in §§ 93, 95 S.O. enthaltenen Strafbestimmungen 
Verstöße gegen die Mannszucht oder die Subordination, nicht 
alle Bestimmungen in §§ 100 — 106 aber einen eigentlichen 
Widerstand betreffen, mögen im folgenden die Vorschriften der 
§§ 100 ff. getrennt oder doch nur insoweit gemeinschaftlich be- 
handelt werden, als sie unverkennbar zusammen gehören. 

Letzteres trifft auf die §§ 100 und 101 zu. 

Beide Strafvorschriften enthalten als gemeinschaftliches cha- 
rakteristischeB Tatbestandsmerkmal die Verweigerung des 
schuldigen Gehorsams gegenüber VorgesetEten, und zwar 
einerseits die Gehorsamsverweigerung eines Schiffsmanns gegen- 
über den wiederholten Befehlen eines Vorgesetzten (§ 100), 
andrerseits die gemeinschaftliche nnd überdies auf Ver- 
abredung erfolgende Gehorsamsverweigerung mehrerer 
Schiffsleute ohne Rücksicht darauf, ob ein einmaliger oder wieder- 
holter Befehl vorliegt {§ 101). 



1 Tgl. Motive 1872 m §§ 86—94 des Entwarft. 
' Vgl. Mbves vor §§ 86, 87. 
' 2. Teil 1. Titel Ö. Abachnitt 
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Die Verweigerung des Gehorsams ist oatUrlicherweisä in 
beiden Fällen nur dann strafbar, wenn ein Dienstbefehl in dem 
oben § 6 Z. 7 ausgeführten Sinne vorliegt; denn nur einem sol- 
chen Befehle schuldet der Schiffsmann G-ehorsam. Uherhaupt 
haben die sämtlichen oben zu § 96 Abs. 2 Z. 2 gegebenen Er- 
läuterungen auch fdr die §§ 100 and 101 Gültigkeit, da die Tat- 
bestände der beiden letzteren Delikte den ungehorsam im Sinne 
Ton § 96 Abs. 2 Z. 2 in jedem Falle einschließen und nur Quali- 
fikationen desselben darstellen. 

Eine solche Qualifikation ist m. E. schon in dem Gebrancbe 
des Ausdrucks „Verweigerung des Gehorsams" an Stelle des 
Wortes „Ungehorsam" begründet. Diese Begriffe sind m. E. nicht 
identisch. 

Zwar erblicken die meisten (Meves zu § 86 Anm. 3/ 
F. Pebels zu § 86 Anm. 1, L. Pebbls zu § 100 Anm. 2, Pebels, 
Handbuch S. 184 ff., Stbnglei» zu § 100 Anm. 5) eine Verwei- 
gerung des Gehorsams schon in der tatsächlichen Nichtbefolgung 
des Befehls, sofern sich damit nur ein auf die Nichtausführung 
gerichteterVorsatz verbindet, und sehen den Unterschied zwischen 
dem Ungehorsam und der Gehorsamsverweigerung nur darin, daß 
der Ungehorsam auch die Fahrlässigkeit umfasse. Hingegen wird 
man mit Katz (zu § 100 Anm. 1)* für den Begrifi" der Gehor- 
samsverweigerung neben jenem Vorsatze fordern müssen, daß 
der Schiffamann, sei es durch Worte, Gebärden oder andere 
Handlungen bewußtermaßen zu erkennen gibt, daß er nicht 
gesonnen ist, den Befehl auszuführen. Die Gehorsams- 
verweigerung steht damit der dösobäissance accompagnöe d'un 
refus formel d'ob^ir i. S. von art. 60 des mehrfach erwähnten 
französischen Dekrets vom 24. März, 26. April 1862 gleich. 

Im einzelnen erfordern die strafbaren Handlungen der §§ 100 
und 101 folgendes: 

1. Im Falle des § 100 muß ein wiederholter, auf das- 
selbe konkrete Ziel gerichteter Befehl desselben Vor- 
gesetzten an denselben Untergebenen vorliegen; es genügt nichts 



' 8. jedoch «ach Mbves m % 
* B. jedoch auch EIatz zu tO 
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daß der SchiffamanQ den Befehlen eines Yorgesetzten wieder- 
holt den Gehorsam verweigert hat^ 

Der SchifFsmann muß auch wissen, daß ihm von demselbeD 
Vorgesetzten ein nnd dasselbe mehr als einmal anhefohlen worden 
ist, und er muß jedem Befehle vorsätzlich die Weigerung 
folgen lassen.' 

Schon deshalb ist es nötig, daß zwischen den Befehlen ein 
Eaum liegt, der die Befolgung des ersten Befehls möglich macht.' 

Nach Stengleih muß der zweite Befehl überdies vom Vor- 
gesetzten im Hinblick auf die Nichtbeachtung des ersten Befehls 
erteilt sein. 

2. Die Oehorsamsverwaigernng im Komplott,* § 101 
S.O., erfordert anders als die des § 100 nicht, daß ein wieder- 
holter Dienstbefehl vorausgegangen sei. Der Strafschärfungsgrund 
liegt hier vielmehr in der demeinschaftlichkeit der Weigerung 
und in der ihr zugrunde liegenden Verabredung. 

Die Straf bestimmung des § 101 S,0. bedroht nach ihrem 
Wortlaute im G-egensatz zu § 100 nicht diejenigen mit Strafe, 
die dem Befehle eines Vorgesetzten, sondern diejenigen, die 
dem Kapitän, einem Schiffsoffizier oder einem anderen Vor- 
gesetzten gemeinschaftlich den Gehorsam verweigern. Hiernach 
kann es zweifelhaft erscheinen, ob die gemeinschaftliche Gehor- 
samsverweigerung eich auf einen bestimmten Befehl beziehen 
muß, oder ob es genttgt, daß den Befehlen eines bestimmten 
Yorgeaetzten im allgemeinen von mehreren Untergebenen ge- 
meinschaftlich der Gehorsam verweigert vrird, ohne Unterschied, 
ob die Befehle auf dasselbe Ziel gerichtet sind oder nicht. 

In dieser Hinsicht ist soviel unbestritten, daß nicht von vorn- 
herein ein einziger Befehl an mehrere Schiffaleute gerichtet zu 
sein braucht, sondern daß es jedenfalls genügt, wenn mehreren 



' F. Peselb zu § Se Amn, 2, L. PxsBia EU § 100 Änm. 2, SiEMOLBni 
^ 100 Aom. 2. 

■ Katz zu § 100, Meves zn § 86 Aam. 2. 

■ F. Perbls zu § B6 Anm. 8; L. Pbbels zn § 100 Anm. 2; Stenolbni 
i 100 Anm. 2. 

• Mhvbb zq § BTi Pbbbls, HKndbach 8. 184 ff. 
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nacheinander der gleiche Befehl erteilt worden ist^ Nach Metes 
kann die Gemeinschaftlichkeit der Gehorsamaverweigerang aber 
auch dann vorliegen, wenn an jeden einzelnen ein besonderer und 
möglicherweise inhaltlich verschiedener Befehl ergebt; jedoch 
seien einerseits eine „gewisse Einheit der Zeit", andrerseits die 
„Gleichartigkeit der Handlung, also der Verweigerung des Gte- 
horsams gegen den Befehl zu einer bestimmten Art von Dienst- 
Verrichtung" Kriterien für die Gemeinschaftlichkeit der Handlung. 

So wenig präzis auch nach dieser Meinung von Metes die 
Merkmale der Gemeinschaftlichkeit sind, so läßt sich doch, ins- 
besondere aus dem hervorgehobenen Wortlaute des Gesetzes, 
manches zugunsten dieser Meinung anführen. Femer erscheint 
es billig, auch die Schiffsleute mit einer besonderen Strafe zu 
belegen, die sich verschworen haben, einem bestimmten Vor- 
gesetzten schlechthin den Gehorsam zu verweigern und auf 
rerschiedene Befehle hin sämtlich, wenn auch nicht auf einmal, 
diesen Entschluß verwirklichen; in diesem Falle könnte aber 
andrerseits nichts auf die „Gleichartigkeit der Handlungen" in 
dem von Uetes angegebenen Sinne und nur wenig auf die „ge- 
wisse Einheit der Zeit" ankommen. 

Trotzdem verdient m. & die Ansicht Stenoleins den Vor- 
zug, wonach eine gemeinschaftliche Gehorsamsverweigerung 
nur möglich ist, wenn an jeden Beteiligten derselbe oder 
doch der inhaltlich gleiche Befehl ergangen ist und alle 
gleichzeitig oder in anmittelbarer zeitlicher Folge seine 
Ausfuhrung verweigern. Denn dies entspricht m. E. dem 
Sinne des Wortes „gemeinschaftlich", auf dem der Nachdruck der 
Strafvorschrift liegt, noch mehr als die Metes sehe Auslegung. 

Da die Gemeinscbaftlichkeit der Handlungen zimi gesetz- 
lichen Tatbestand gehört, setzt die Strafbarkeit nach § 101 S.O. 
das Bewußtsein dieser Gemeinscbaftlichkeit voraus: Wer 
einem Voi^esetzteu gleichzeitig mit anderen, aber ohue Kenntnis 
vom Tun der anderen den Gehorsam verweigert, kann zwar nach 
§ 96 Abs. 2 Z, 2 und möglicherweise nach § 100, nie aber nach 
§ 101 S.O. bestraft werden. 

' Katz in § tOl Aum. 2; Stbholbih la § 101 Anin. 2. 
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In jedem Falle maß die gemeiuechaftliche GehorsamsTer- 
veigenmg endlich anf Verabredung erfolgen. 

Eine solche Verabredung erfordert nach Stekqledi keine 
ausdrückliche Verständigung der Beteiligten, sondern es genflgt 
jede Verständigung mit irgend welchen znr HerbeifOhmUg einra 
Willenattbereinstimmung geeigneten Mitteln, also z. B. mit Ge- 
bSrden. ^ 

Wann die Verabredung erfolgt, ist gleichgültig, sofem sie 
nur für die gemeinsohaftlicheu Handlungen kaasal ist Sie kann 
daher mSglicherweiae erst während der getrennten Begebnng 
mehrerer Üngehorsamsdelikte zwischen den einzelnen Tätern zd- 
stande kommen, so daß sich dann ein einfincher Ungehorsam oder 
eine GehorsamsTerweigerung des § 100 in die des § 101 fortsetzt 

Eine bloße Teilnahme an der Verabredung, der die 
G-ehorsams Verweigerung oder doch die gemeinschaftliche Gehor- 
samsTerweigerung nicht folgt, ist als solche straflos, kann 
aber unter Umständen als intellektuelle Beihilfe bestraft werden. ' 

Daß die nach § 101 delinquierenden Schiffsleute {zur Schiffs- 
mannschaft gehörigen Personen) nicht notwendig denselben Rang 
haben müssen, erscheint Belbstverständlich ; jedoch müssen Bie 
schon deshalb zu der Besatzung desselben Schiffes gehören, weil 
den Angestellten des einen Schiffes niemals solche eines anderen 
vorgesetzt eind.^ 

Die angedrohte Strafe ist bei der G«horsamsTerweige- 
rung des § 100 wahlweise Geföngnis bis zu 3 Monaten oder 
Geldstrafe bis zu 300 Mark, bei der schwereren des § 101 grund- 
sätzlich Ge^gnis bis zu einem Jahre und nur bei Vorhanden- 
sein mildernder Umstände nach richterlichem Ermessen Geldstrafe 
bis zu 300 Mark. 

Für den Rädelsführer soll im Falle des § 101 jedodi nie 
auf Geldstrafe erkannt werden dürfen; er hat im allgemeinen 
Gefängnis bis zu 3 Jahren, bei mildernden Umständen Gefängnis 
bis zu einem Jahre zu gewärtigen. 



' Vgl. STBHot.Bni «u § 101 Alun. 1, Mbvm m § 

* Stehqlbin eq § 101 Änm. 2. 

* Vgl Hktxb zu § B6, 67 Anm. 2. 
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Wer als B&delsfUbrer anzaseben ist, läßt sich niolit fOr alle 
F&lle Tollkommen klar bestimiDeti, Jedenfalls aber muB der 
Rädelsführer auch selbst den Oehorsam verweigert aad 
entweder bei der Verabredung oder bei der Begehung 
der Tat irgendwie eine leitende Rolle gespielt baben.^ 
Daß er gerade den ersten Anstoß zu der Verabredong gegeben 
hat, ist m. R nicht erforderlicli nnd jedenäJls fttr sich allein nicht 



Richtig bezeichnet vielleicht Eatz (zu § 101) den Rädels- 
fliltrer als „das geistige Haupt der Äusföhnmg, der also die 
Verabredung, wenn auch nicht anstifte, so doch leite nnd zugleich 
bei Begehung Führer der Mittäter ist". 

Nach dieser Begriäsbestimmung erscheint es zweifellos, daB 
trotz des anscheinend widersprechenden Wortlautes des Glesetzes 
mehrere Rädelsführer und daß andrerseits als Rädelsführer 
nur Schiffslente in Frage kommen können.* Anstifter oder öe- 
hilfe kann aber natürlich auch ein Nichtschiffsmann sein. 

Im übrigen braucht nicht notwendig immer ein Rädels- 
ftlhrer vorbanden zu sein. Man denke besonders an den Fall, 
daß ein Dritter, etwa ein Passagier, die Täter zur Verabredung 
tmd gemeinsamen Begehung einer Gehorsamsverweigerung anreizt, 
während keiner der Täter selbst eine führende Rolle dabei spielt 

3. Zuständig für die Verhandlung und Entscheidung sind 
im Falle des § 100 nach § 27 Z. 2 G.V.a die Schöffengerichte, 
im Falle des § 101 nach § 73 Z. 1 G.V.G. die Strafkammern. 



Die Nötigung eines Vorgesetzten. 

Die Freiheit der Willenshestimmung und Willenabetätigang 
des Kapitäns und der sonstigen Vorgesetzten von Scbifialeuten 

' Tgl. Stehouhn zn § 101 Anm. S; Katz zu § 101 Anm. S; Hhveb eu 
§§8S, ST Anm. 3. Daß der BädelEfGhrer bei Begehuog der Tat mittan 
mitB, folgert Sibholgin besonders daraus, daü die Strafdrobnng Ar den 
BldelefBhrer im Gesel^estexte in unmittelbarem Zusammenhang steht mit 
der tilr die Täter im allgemeinen. 

■ Eatz zu § 101 Anm. S; Mbvbs ed §§ 86, 87 Anm. 3; L. Pesels zu 
llOl Anm. 8; Stbhqlbir iu § 101 Anm. 3. 

BiTKi, DallUe. ö 
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erscheint in vielen Fällen durch die Strafdrohangen des § 240 
StO-B. noch nicht in einer den besonderen praktischen Bedürf- 
nissen genagenden Weise geschützt, n&mlich dann nicht, wenn 
es sich um die WillenabeBtimmnng und Wiilensbetätigung inner- 
halb ihres dienstlichen Wirkungskreises handelt 

In diesen Fällen erschienen einerseits die filr die Nötigung 
i. 8. des § 240 St.O.B. allein tanglichen Mittel der Gewalt oder 
der Bedrohung mit einem Vergehen oder Verbrechen zn eng 
umgrenzt, andrerseits glaubte man in solchen Fällen bei der 
Schaffung der alten ä.O., neben dem vollendeten Delikt nicht nur 
den Yersucb, sondern schon das Unternehmen der Begehung strafen 
zu müssen und selbst bei einem bloßen unternehmen der Tat über 
den Strafrahmen der gemeinen Nötigung hinausgehen zu dürfen. 
Daher bestimmte § 89 a. S.O. in teilweisem AoschluB an 
§ 114 StG.B.: 

Der Schif^ann, der es unternimmt, den Schiffer 
oder einen anderen Vorgesetztsn durch Gewalt oder 
durch Bedrohung mit Gewalt oder durch Ver- 
weigerung der Dienste zur Vornahme oder zur 
Unterlassung einer dienstlichen Verrichtung zu 
nötigen, wird mit Ge^gnia bis zu 2 Jahren bestraft 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann auf Geld- 
strafe bis zu 600 Mark erkannt werden. 
Während diese im Verhältnis zu § 240 StG.B., der selbst 
die vollendete Nötigung nur mit Gefängnis bis zu 1 Jahr oder 
Geldstrafe bis zu 600 Mark bedroht, recht harte, im Verhältnis 
zu § 114 St.G.B. aber immerhin merkwürdig milde Strafbestim- 
mung noch nach % 97 des Entwurfs der geltenden Seemanns- 
ordnung unveiHndert bleiben sollte, schränkt sie der § 108 der 
geltenden Seemannsordnung iDsofem erheblich ein, als er 
nur die Vollendung der Nötigung mit der erwähnten Strafe des 
§ 89 a. S.O. bedroht, daneben allerdings ebenso wie § 240 StG.B. 
den Versuch für strafbar erklärt, das Unternehmen der Hand- 
lung als solches aber straflos läßt 

Damit erscheint § 103 S.O. jetzt noch deutlicher als § 89 
a. S.0, nur als ein besonderer, qualifizierter Fall der ge- 
meinen Nötigung des Reichsstrafgesetzbuchs. Soweit 
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beide Delikte gemeinschaftliche Merkmale zeigen, mag § lOS S.O. 
hier nicht näher erläutert werden; denn es erscheint gerecht- 
fertigt, die Sonderdelikte der SchiSsleate hier nur insoweit zu 
behaDdeln, als sie wirklich Besonderheiten bieten. 

Die Besonderheiten der Nötigung des § 103 S.O. im 
Terhältnis zu der des §240 StO.B, sind aber folgende: 

1. Täter kann nur ein Schiffsmann, Verletzter nur 
ein Vorgesetzter desselben Scbiffsmanns sein. Ein 
Schiffetoann, der den Kapitän eines anderen Schiffes oder etwa 
einen Angestellten seines Schiffes, der nnr in einem ihm fremden 
Dienstzweige die Stellung eines Vorgesetzten einnimmt (§ 3 Abs. 4 
8.O.), zur Vornahme oder Unterlassung einer dienstlichen Ver- 
richtung nötigt, kann nicht nach § 103 S.O., sondern höchstens 
nach § 240 St.G.B. bestraft werden. 

Andrerseits ist es ohne Belang, oh der Vorgesetzte sich 
zur Zeit der Nötigung gerade in dienstlicher Funktion 
befand oder nicht 

Als Mittel der Nötigung kennt § 103 S.O. außer der 



Gewalt: 



a) Die Bedrohung mit Gewalt. Ob diese Gewalt 
bei Verwirklichung den Tatbestand eines Verbrechens 
oder Vergehens erfüllen würde, kommt nicht in Betracht; 
andrerseits reicht die Bedrohung mit einem Verbrechen 
oder Vergehen, deren Begehung — wie z. B. die Be- 
leidigung — eine (physische) Gewalt i. S. von §§ 103 S.O., 
240 St.G.B. nicht enthalten würde, zur Strafbarkeit nach 
§ 103 S.O. nicht aus. 

b) Die Verweigerung der Dienste. Diese Weigerung 
ist zweifellos nur insoweit von Bedeutung, als es sich 
um Dienste handelt, zu deren Leistung der Schiffsmann 
verpflichtet ist, mit anderen Worten um Verweigerung 
des schuldigen Gehorsams i. S. von §§ 100, 101 S.O.* 
Natürlich genügt auch die Verweigerung einer einzelnen 
Dienstleistung. 

■ Mevbb zu g 89 Anm. 4; Katz eu § lOS Anm. 4; Stbnslein zu § 10 
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8. Der Yoi^iesetzte maß durch das Vertalten des SdiiSs- 
maiiDS zur VorDahme oder Unterlassung eiuer dieostlicben 
Verrichtung genötigt werden. 

Dienstliche Verrichtung ist nach Uetes* jede Handlung 
des Vorgesetzten, welche sich auf die Fflhmng und Leitung des 
Schiffes bezieht, utich STEMäLGOi (zu § 103 Änm. 7) jede Anord- 
nung, welche den SchifFsdienst betrifft, nach K&rz (zu § 103 
Anm. 4) jede Verrichtung, welche zu den dem Vorgesetzten be- 
sonders obliegenden G-eschgften gehört. AnaJog den „Amtshuid- 
lungen" in § 114 St.G.B. kann man vielleicht die dienstlichen 
Verrichtungen eines Vorgesetzten auch als diejenigen Hand- 
lungen bezeichnen, welche innerhalb der Zuständigkeit, 
d. h. innerhalb des Kreises der Pflichten oder Eechte des Vor- 
gesetzten liegen und vermöge derselben vorzunehmen sind.' 
Das praktische Ergebnis wird biemacb allerdings dasselbe sein, 
wie nach den von Metes und Katz gegebenen Deflnitionen, 
während Stemglkim, sofern er nur die Dienstbefehle im Auge hat, 
den Begriff wohl zu eng faßt; nach ihm wQrde z.B. der Schiffs- 
mann nicht nach § 103 bestraft werden können, der den Kapitän 
zur Unterlassung einer nach § 98 vorgeschriebenen Eintragung 
ins Schiffstagebuch nötigt 

Nach Stenolein soll llbrigens, sofern die Anordnung nur 
den Schiffsdienst betrifft, nichts darauf ankommen, ob sie inner- 
halb der Befugnisse des Vorgesetzten liegt oder nicht.* Hiemach 
yr&re auch der Schiffsmann nach § 103 zu bestrafen, der etwa 
den Schiffsarzt nötigt, dem Steuermann das Halten eines bestimmten 



' Als Holcfae H&ndlang beieiehnet Meves (eu g 89 Anm. 2) nicht nnr 
jede, die den Kura des Schiffes oder die Sicherheit and Schnelligkeit der 
Fahrt im Auge bat, aonderu aach jede andere, welche inuerhalb der dem 

Vorgeeetzten vom Gesetz aaferlegten Pflichten liegt Ygi auch § 7 des 
prenB. Ges. vom 81. März 1S41, worin derjenige Schiffsmaun mit Strafe 
bedroht war, welcher den KapitSn durch Gewalt oder Drohung oder auch 
nur dnrch Verweigerung der Dienste „zu einer Handlung oder Unterlasauag, 
welcbe sich auf die Leitung des Schiffee, sowie auf die Aufeicbt Über Ate 
Schiff oder die Ladung bezieht", zu nötigen sncht. 

' Vgl. K.G,St. Bd. 18 S. 360. 

' Vgl. anch Meves zu § 89 Anm. 2. 
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Kurses anzabefehlen oder dem Kapitän hinsiolitlicti des Schiff 
dienates Yorschriften zu erteilen. 

4. Zum Vorsätze gehört im besonderen das Bewußtsein 
des Scbiffsmanns, auf den Willen eines ihm dienstlich Vorgesetzten. 
einen Zwang auszuaben. Auch das Vorhandensein dar unter 
2, und 3. erläuterten Tatbestandsmomente moB dem SchifEsmaoa 
bekannt sein. 

5. Wann ein stsrafbarer Yersaoli vorliegt, bestimmt sich 
lediglich nach § 43 St63.; natürlicherweise haben auch die Be- 
stimmungen in §§ 44—46 StGB. Geltung. 

6. Zuständig als erkennende Gerichte sind nach § TS Z. 1 
G.V.G. die Strafkammern. Eine Überweisung an die Schöffen- 
gerichte ist anders als in den FSMea des § 114 St.O.B. (vgl. § 75 
Z. 1 Q.V.Ö.) niemals zulässig. 

§9. 
Der Wideretand gegen Vorgesetzte. 

Nach § 104 S.O. finden die Strafvorschriften des 
§ 103 auch auf den Schiffsmann Anwendung, welcher dem 
Kapitän, einem Schiffsoffizier oder einem anderen Vor- 
gesetzten in AusObnng seiner Dienstbefugnisse durch 
Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerstand 
leistet oder den Kapitän, einen Schiffsoffizier oder einen 
anderen Vorgesetzten tätlich angreift' 

Auch die Erläuterung dieses Widerstands gegen Vorgesetzte 
erübrigt sich zum Teil infolge der analogen Bestimmung in 
§ 113 St.G.B., die denjenigen mit Strafe bedroht, welcher 
einem Beamten, der zur Vollstreckung von Gesetzen usw. berufen 
ist, in der rechtmäßigen Ausübung seines Amtes durch Gewalt 
oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerstand leistet oder einen 



' Äncli bei diesem Delikte sollte noch nach § 96 des Entwarb zur 
geltenden S.O., ebenso wie nach §90 a. 8.0. schon das Unternehmen der 
Handlung strafbar sein; ebenso war nach dem Wortlaute kein Gewicht 
daranf gelegt, ob der Voi^esetzte sich in Änaübnng seiner Dienstbefugnisse 

be&ud oder nicht. 
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solchen Beamten während der rechtmäßiges Ausübung seines 
Amtes tätlich tingreifL 

Zur Erlänterong der Begriffe der Gewalt, der Bedrohung 
mit Gewalt, des Widerstaaids und des tätlichen Angriffs mag 
daher auf die Litteratar und die Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts zu § IIS St.G.B. verwiesen sein, und nur die Besonder- 
heiten des Widerstands der S.O. im Verhältnis zu dem 
des § 113 St.O.B. seien im folgenden herrorgehoben: 

1. Täter kann nur ein Schiffsmann, Verletzter nur 
ein Vorgesetzter desselben sein (s. o. § 8 Z. 1). 

2. Der Vorgesetzte muß sich in Aasübung seiner Dienst- 
befugnisse befinden, d. h. er muß im Begriffe stehen, solche 
Handlungen vorzunehmen , zu deren Vornahme er kraft seiner 
Dienststellimg befugt ist. Damit ergibt sich ohne weiteres, daß 
eine wenn auch nur in concreto unrechtmäßige Ausübung der 
Dienstgewalt die Anwendbarkeit des § 104 ausschließt, und es 
bedarf dazu gar keiner analogen Übertragang des Begriffes der 
Rechtmäßigkeit aus § 113 StG.B.»» 

Im übrigen ist es gleichgültig, ob die Handlung des 
Vorgesetzten sich gegen einen Schiffsmann richtet oder 
nicht, und im ersteren Falle braacht der Schiffsmann, 
welcher den Widerstand leistet, nicht notwendig der- 
selbe zu sein, gegen den sich die Handlung des Vor- 
gesetzten richtet. 

Zweifelhaft erscheint, ob auch der Vorgesetzte, gegen den 
sich der tätliche Angriff richtet, gerade in Ausübung seiner 
Dienstbefugnisse begriffen sein muß. Nach der milden Tendenz 
des Gesetzgebers und im Anschluß an § 113 StG.B. läßt sich 
dies m. K bejahen, zumal auch die Worte „in Ausübung seiner 
Dienstbefugnisse" ohne sprachliche Schwierigkeiten aus dem Voraus- 



> Vgl. bea. K.aSt vom 1. November 1880 Bd. 8 S. 411, 12. JnU 1B81 
Bd. 4 8. S74, 18. November IS82 Bd. 7 6. 301, 2. November 1885 Bd. 13 
S. 105, 5. November 18S5 Bd. 27 S. 105. 

* Katz EU § 104 Aum. 1, der selbst ttbrigens &iif diese BechtmKBigkeit 
cur Strafbarkeit nach § 104 S.O. kein Gewicht legt 



Digilzedby Google 



Der Widerstand gegea Yorgwetzte. 71 

ergänzt werden kSnnen.^ Allerdings ist zu beachten, 
d&ß der tätliche Angriff auf einen Vorgesetzten im Intereeee der 
MaDiieszucht an sich eine besondere Ahndung rechtfertigt, die 
bei der erwähnten Auslegung in vielen Stallen ausbleibt; denn ein 
tätlicher Angriff auf Vorgesetzte, die sich nicht in Ausfibnog 
ihrer DienstbefugnisBe befinden, kann dann, sofern er nicht zu- 
gleich eine Edrpeirerletzung enthält, nnr nach § 96 Z. 3 bestraft 
werden. 

3. Zum dohts gehört, daß der Täter die unter 1 . und 2. an- 
geföhrten umstände während der Tat kennt' Sofern der Vor- 
gesetzte sich jedoch tatsächlich in Ausübung seiner Dienstbefug- 
uiase befindet, k^nn sich der Schiffsmann aber wohl auch hier 
infolge seiner Pflicht zu unweigerlichem (Gehorsam nicht darauf 
bernfen, daß er die betreffende Handlung des Vorgesetzten für 
nnrechtmäßig gehalten habe (s. o. § 6 Z. 7). 

Welchen Zweck der Schiffsmann mit dem Widerstände oder 
dem tätlichen Angriff verfolgt, ist gleichgültig ; insbesondere 
braucht der täthche Angriff nicht zu geschehen, um Widerstand 
zu leisten.' 

4. Die Strafdrohungen sind dieselben wie in § 103, mit- 
hin grundsätzlich Ge^gnis bis zu 2 Jahren und nur bei mil- 
dernden Umständen nach richterlichem Ermessen Geldstrafe bis 
zu 600 M. Aus der Bezugnahme auf die Strafvorscfariften des 
§ 103 folgt femer auch für das Vergehen des § 104 die Straf- 
barkeit des Versnchs. 

5. Die Entscheidung steht ebenso wie in den Fällen des 
§ 103 ausschließlich den Strafkammern zu. 



' Vgl. hieran die aosloge Entscheidung das Reichegerichta K.Gt.St. vom 
30. Oktoher 1880 Bd. 3 S. 17. 

' Z. T. abweichend Mbves zn § 90 Änm. 2c, der die Annahme, dafi 
dae Objekt seiner Handlnng nicht zn den Vorgesetzten gehSre, den Schi%- 
mann nur dann entschnldigen l&ßt, wenn sie eine richtige wikr, d. h. wenn 
ee sich tateächlieh nicht nm einen Tot^esetzten hajidelt In ^em solchen 
Falle ist die „Annahme" des Schiffimanna aber äberhanpt nnbeachtlicb und 
die Tat bleibt straflos wegen Untaaglichkeit des Objekts. 

■ Eatz zn § 104 Änm. 1^ SiENQLBnr zu § 104 Anm. 3; B.G.St vom 
i- November 188& Bd. IS S. 106. 
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§ 10. 
Die Nfitigung und der Widerstand bn Komplott (Meuterei). 

Wie die Nötif^ung des § 103 und der Widerstand des 
§ 104 infolge ihrer inneren Verwandtschaft durch den iu jedem 
Falle auf den Vorgesetzten bez. deseen Willen ausgeübten Zwang 
den gleichen StrafrorBchriften unterstellt sind, so tritt nach § 105 
80. fBr beide Delikte in gleicher Weis« eine Schärfung der 
angedrohten Strafe dann ein, wenn sie von mehreren Schiffs- 
leuten auf Verabredung gemeinschaftlich begangen 
werden. In diesem Falle kann die Strafe bis auf das Doppelte 
des angedrohten Höcbstbetrages, d. i. grundsätzlich auf 
Gefängnis bis zu 4 Jahren, bei Vorhandensein mildernder um- 
stände auf Geldstrafe bis zu 1200 M. erhöht werden, während 
nach § 105 Abs. 2 der Rädelsführer sowie diejenigen Schiäslente, 
welche gegen einen Vorgesetzten Gewalttätigkeiten verüben, einer 
noch weiter verschärften Strafe unterliegen. 

Das Delikt des § 105 S.O., welches nach § 91 a. S.O. gleicb- 
&lls schon durch das Unternehmen der Handlung Terwirklicht 
war, wird von Metes als Meuterei bezeichnet. Mit demselben 
Worte benennt Boyens (Bd. I S. 458) alle in %% 87 bis 91 a. S.O. 
bedrohten schweren Verletzungen der Dienstpflicht, während 
§ 122 StG.B. und § 10a M.StG.B. unter Meuterei zwei weitere, 
auch von einander wiederum wesentlich verschiedene strafbare 
Handlungen verstehen. 

1. Als charakteristisches Tatbestandsmerkmal erfordert die 
Meuterei der S.O. ebenso wie die des StG.B. und des M.SiO-B. 
die Gemeinsamkeit der Begehung. Dazu genügt m. E. nicht: 

a) Die „gleichzeitige Anwesenheit am Orte der Tat, 
wobei die Anwesenden ihr Einverständnis an den Tag 
legen, so daß sich der Vorgesetzte einer Vereinigung 
gegenübersieht" (Stenoi^ein zu § 105 Anm. 2); 

b) die „Ausführung der von allen gewollten Absicht in 
Anwesenheit und unter Zustimmung aller mit den von 
den übrigen gebilligten Mitteln" (Mevbs zu § 91 Anra. 2). 
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Vielmehr enthält die gemeinschaftliche Äasfahning 

c) den Begriff der Mittäterschaft i, S. von § 47 
StGt.B.* Insbesondere müssen daher nach der Recht- 
sprechung des Reichsgerichts alle den Täter- 
willen, den animuB auctoris besitzen. Im Übrigen 
braucht das Uaß ihrer tatsächlichen Mitwirkung 
bei der Ausführung nicht notwendig ein gleiches zu 
sein, und es ist insoweit nicht nötig, daß die Handlung 
eines jeden einzelnen den Erfolg der Nötigung selbständig 
herbeizuführen geeignet war, sofern dieser nur durch 
das Zusammenwirken erreicht wird. 
Da der Begriff der gemeinschaftlichen Ausführung ebenso 
wie in § 101 zum gesetzlichen Tatbestand gehört, erfordert die 
Strafbarkeit überdies das Bewußtsein des Täters, daß er 
Mittäter oder doch einen Mittäter habe. In letzterer Be- 
ziehung darf aus der von § 101 abweichenden Fassung des § 106 
schon deshalb nicht der Schluß gezogen werden, daß eine Be- 
teiligung von mehr als zwei Schiffsleuten vorausgesetzt sei, weil 
nach § 102 (s. u.) die Aufforderung zur Begehung der Meuterei 
ansdrücklich auch dann für strafbar erklärt wird, wenn sie nur 
an zwei Schiffsleute .gerichtet ist Daraus folgt zweifellos, daß 
auch scbon zwei Scbiffsleute eine Meuterei begehen können.* 

2. Die gemeinHchaftliche Begehung muß auf Verabredung 
erfolgen. 

Über das Wesen der Verabredung ist bei der Erläuterui^ 
des § 101 (oben § 7 Z. 2) das Nötige gesagt 

' So Katz eq § 105 Anm. 2 and beaoiidera fttr den anitlogen Fall des 
gemeinschtiftliGheii HBUBfriedeDabrucha R.(it.St vom 9. Oktober 1SS0 Bd. 8 
8. 1. Vgl. jedoch auch R.G.St. vom 2. Jnli 1883 Bd. 9 S. 42 und 
8. November 1668 Bd. 18 S. 174, wo für die „gern ein Bchaftliehe AuBübung" 
einer Kontrebaude i. S. von § 146 des Vereinezollgeeetzes vom 1. Juli 1869 
diu fittlich und zeitlich verbtmdene Auftreten einer Mehrzahl bewnBt zu- 
«Mamenvrirkender Genossen für genügend erklärt wird, gleichviel ob sie 
UittSter oder Gehilfen sind. Nach Meves zu g 91 Anm. 2 kann hingegen 
„weder die Definition der Mittäterschaft noch die der Teilnahme auf die 
Tätigkeit der Menterer angewandt werden" (i^ 

* Mevss zu § 91 Anm. 1; StEirOLEiit za § 105 Anm. 2; L. Pbrbls zu 
§ 105 Anm. 2. 
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Auch bei der Meuterei mtiB wie bei der gemeinschafüicben 
GeborsamBTerweigeroDg die Tat eine Folge der Verabredung 
sein. Deshalb muß feststehen, daß die konkrete gemeinschaft- 
liche Handlung ohne die Verahrednng nicht verwirklicht worden 
wS.re, und es liegt niemals Meuterei vor, wenn das gemeinschaär 
liehe Zusammenwirken Werk eines Za&lls ist.^ 

Daneben ist es gleichgültig, ob sich die Verabredung auf 
jeden einzelnen Teil der Ausfährung bezog und jedem gerade die 
von ihm gespielte BoUe zugewiesen hat. Jedoch ist § 105 wohl 
nicht, wie Mevbs (zu § 91 Z. 3) meint, schlechthin auch dann 
anzuwenden, wenn die verabredete, auf eine Nötigung gerichtete 
Tat bei der Ausführung in Widerstand übergeht, oder wenn die 
Ausführung des verabredeten gemeinschaftlichen Ungehorsams 
zum tätlichen Angriff, Nötigung oder Widerstand fortschreitet; 
vielmehr ist es in einem solchen Falle Tatfrage, ob die Verab- 
redung zum mindesten als Eventualität auch das tatsächlich ver- 
öbte Delikt umfaßte. Wird aber z. B. von zwei SchifiFsleuten 
auf Verabredung ein gemeinsamer tätlicher Angriff auf einen 
Vorgesetzten ausgeführt und läßt sich der eine von ihnen hei der 
Ausführung zu dem in jedem Falle schwereren Delikte des Tot- 
schlags {§ 212 StG.B. im Vgl zu § 105 Abs. 2 8.0.) hinreißen, 
so wird dadurch die Strafbarkeit des anderen auf Grund von 
§ 105 Abs. 2 selbst dann nicht berührt, wenn man annimmt^ daß 
der Totschlag nur eine Fortsetzung des tätlichen Angriffs dw- 
stellt und den Totschläger info^edessen nur aus § 212 StG.B. 
bestraft. 

Wie StenoLeen hervorhebt, muß die Verabredung stet» auf 
- gemeinschaftliches Handeln gerichtet sein. War sie auf 
Einzelhandlungen gerichtet, so wird die Anwendbarkeit des 
§ 105 S.O. auch dadurch nicht begründet, daß die Ausführung 
der Nötigung oder des Widerstands gemeinschaftlich geschieht, 
es sei denn, daß entwender die Verabredung das gemeinschaft* 
liehe Handeln als Eventualität mit einschloß, oder daß noch 
während des Abschlusses der gemeinschaftÜchen Ausführung eine 
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WUleoBabereinstimmuiig zustande kam, auf Omnd deren dann 
die Tat fortgesetzt wurde. 

Streitig ist, ob alle Meuterer wie an der Begehung so 
auch an der Verabredung teilgenommen haben müssen. 
Bejaht wird diese Frage von Katz, während nach Stbnoi^ein auch 
derjenige Mitwirkende wegen Meuterei zu bestrafen ist, der nur 
von der bestehenden Verabredung Kenntnis hatte, ohne sich an 
ihr beteiligt zu haben. 

Die Meinung von Katz ist m. E. die zutreffende; denn nach 
dem Wortlaute des Gesetzes erscheint es erforderlich, daß nicht 
nur das Gesamtresultat Folge einer Verabredung ist, sondern 
daß auchjeder einzelne auf Grund der Verabredung gehandelt 
hat. Es kann daher der Schiffsmann, der ohne Torauagehende 
Willenseinigung, wenn auch im Zusammenwirken mit den Meu- 
terern dem Vorgesetzten gewaltsam Widerstand leistet, nur aus 
§ 104 S.O. und höchstens in Konkurrenz damit als Gehilfe der 
Meuterer bestraft werden. 

3. Nur in der Form der Beihilfe und der Anstiftung ist 
übrigens m. E- eine „Teilnahme" an der Meuterei denkbar, 
nicht auch in der Form der Mittäterschaft i. S. von § 47 St.G.B., 
wie Stehslein sie im Falle eines nur spontanen Znsammenwirkens 
ohne vorübergehendes Einverständnis für möglich hält. Denn die 
Teilnahme an der Verabredung und das Handeln auf Grund der- 
selben ist m. E. gleichwertiges gesetzliches Tatbestandsmerkmal 
wie die gemeioschafthche, d. h. in Mittäterschaft begangene 
Nötigungs- oder Widerstandshandlung selbst Ein „Mittäter" 
mftßte sich daher notwendig auch an der Verabredung beteiligt 
haben, gleichwie jeder Meuterer begrifflich Mittäter bei der 
Nötigung oder dem Widerstände ist Daraus folgt aber wiederum, 
daß es keinen „Mittäter" hei der Meuterei gebe, der nicht selbst 
Meuterer wäre.' 

Anstifter und Gehhlfen können auch Nichtschiffsleute 
sein, Täter hingegen nur Schiffiileute und Verletzte nur Vor- 

< Vgl. hierzu auch die zit. Entscheid nng des B.G.St vom 2. Jnli 1S83 
Bd. 9 S. 42, wo aoBgeepTochen ist, daß §§48£ StG.B., nicht aber auch 
§ il StG.B. Qoben der gemeinHchaftlichen Defraude des g 146 des Vereins- 
lallgeBetzes anwendbar bleiben. 
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gesetzte derselbeu Schiffsleute, wie fiberbanpt fQr jeden Meu- 
terer — abgesehen von dem vielleicbt für sich aUeio zur Herbei- 
föhroQg des Erfolges angeaügenden Maße seiner Tätigkeit bei 
der gemeiusohaftlichen ÄasfQhrang ^ alle die Umstände vor- 
lieges müssen, die seine Bestrafung nach §§103 oder 104 
ermöglichen würden. 

4. Nach § 105 Abs. 2 werden einerseits die Kädelsführer, 
aDdrerseits aber auch diejeuigeu, welche gegen den EspitSn oder 
einen anderen Vorgesetzten Gewalttätigkeiten verüben, wahl- 
weise mit Zuchtbaus bis zu 5 Jahren, neben welchem auf Zia> 
lässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden kann, oder mit 
Gefängnis von gleicher Dauer bestraft, während bei Vorbanden' 
sein mildernder Umstände Gteßingnisstrafe nicht nuter 3 Monaten 
„eintritt". 

a) Über den Begriff des Rädelsführers sind die Aus- 
führungen zu § 101 (oben § 7 Z, 2) zu vergleichen. 

b) Unter Gewalttätigkeiten sind mit Stengi.ein 
(£u § 105 Anm. 4) nicht nur alle Mißhandlungen, sondern 
alle Anwendungen von physischer Gewalt am 
Körper des Vorgesetzten, z. R Festhalten, Binden 
oder dergl., nicht aber auch Gewalt an Sachen oder die 
bloße Androbong von Gewalt zu verstehen; auch wird 
jede einzelne, hiernach als Gewalttätigkeit zo bezeichnende 
Handlung zur Strafbarkeit nach § 105 Abs. 2 genügen. 
Die Gewalttätigkeit muß jedoch nicht nur die Person 
eines Voi^esetzten , sondern die Person gerade des- 
jenigen Vorgesetzten treffen, gegen den die Meuterei, 
sei es in erster Linie oder eventuell, gerichtet ist. Dar 
her reicht es an sich zn der schwereren Bestrafung nicht 
aus, wenn gegen einen Voi^setzten Gewalt verübt wird, 
der auf der Seite des anmittelbar Angegriffenen steht 
oder diesem freiwillig zu Hilfe eilt' 

Mit Recht macht ferner Meves darauf aufmerksam, 
daß in vielen Fällen der Nötigung oder des Widerstands, 
hier aber wiederum stets bei dem tätlichen Angriff, die 



' So Mevbs zn § 91 Anm. 5; anders Si^nreLEiii za § 105 Anm. 4. 
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Verabung einer Gewalttätigkeit an sich zur Erfüllung 
des Tatbestands gehört Jedoch braucht auch in diesen 
Fällen bei der gemeinschaftlichen Begehung nicht not- 
wendig jeder einzelne Hand an den Vorgesetzten zu legen, 
und die verschärfte Strafe trifft dann lediglich die, welche 
das letztere getan haben. 

c) Wenn § lOö Abs. 2 S. 1 neben der Zuchthausstrafe 
bis zu 5 Jahren wahlweise Gefängnis von (;lei<'her 
Dauer androht, so kann damit, wie in der Litteratnr 
einstimmig angenommen wird, schon deshalb nur Q-e- 
fängnis von mindestens 1 bis zu 5 Jahren gemeint sein, 
weil sonst gemäß Abs. 2 8. 2. bei mildernden Umständen 
in jedem Falle eine schwerere Strafe ausgeworfen werden 
müßte, als ohne solche möglich wäre. 

Mildernde Umstände müssen im Falle des§ 105 Abs. 2 
im Gegensatz zu Abs. 1 berücksichtigt werden, wie der 
verschiedene Wortlaut der Strafdrohungen in § 105 Abs. 2 
S. 2 und § 103 S. 2 i. V. mit § 105 Abs. 1 deutlich 
ergibt. 

Verschiedene Ansichten herrseben in der Litteratnr 
darüber, ob im Falle des § 105 Abs. 2 auf Verlast der 
bürgerlichen Ehrenrechte nur neben der Zuchthaus- 
strafe oder auch neben der Gefängnisstrafe erkannt werden 
kann. STENäLEiii bejaht letzteres schlechthin, obwohl 
das Gesetz den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
neben der Gefitngniss träfe nicht ausdrücklich zuläßt 
Nach anderer Meinung^ ist die Aberkennung der bürger- 
lichen Ehrenrechte neben der Gefängnisstrafe nur dann 
zulässig, wenn diese wegen Annahme mildernder Umstände 
an Stelle von Zuchthaus ausgeworfen worden ist Nach 
der richtigen, vom Reichsgericht* und von F. Pbhelt* 
vertretenen Ansicht dürfen neben der Gefängnisstrafe 
jedoch selbst in dem letzteren Falle die bürgerlichen 
Ehrenrechte nicht aberkannt werden, weil hier die Ge- 

' EXEIXFELLEB S. 619. 

■ KG.St vom 5. Juni 1894, Bd. 25 S. 408. 
• m § 91 8.0. 
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iUngnisstrafe nicht an Stelle von Znchthans BchlechtliiD, 
sondern nar an Stelle von Znohthaus oder G^efängnis 
ansgesprocben wird, „auf eine derartige als einheitliches 
Ganze zu hetrachtende Strafdrohung mit ihrem aus- 
gesprochenen eigenen Charakter aber nicht einfach das- 
jenige übertragen werden darf, was über die Strafdrohung 
des Zuchthauses als solche normiert ist". 

Die weitere Streitfrage endlich, ob auch neben der 
alternativ angedrohten Gef^gniastrafe des § 105 Abs. 2 
auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden 
könne, ^ ist durch die Neuredaktion der Straf bestimmung 
in yemeinendem Sinne entschieden worden. 
5. Die Aburteilung der Meuterer erfolgt in jedem Falle 
durch die Strafkammeni. 

§11. 

Die Aufforderung zur Gehorsamsverweigerung und zur Meuterei. 
Das Vergehen nach § 106. 

Wenngleich, wie mehrfach erwähnt, die Vorschriften des 
Eeichastrafgesetzbuchs über Anstiftung {% 48) und Beihilfe [§ 49) 
bei allen Delikten der Schiffsleute — für die Beihilfe natürlich 
die Übertretungen ausgenommen — Anwendung finden und zwar 
gleichviel, ob ein Schiffsmann oder ein extraneus Anstifter oder 
Gehilfe ist, so erschien die Anwendung dieser Vorschriften allein 
doch in den schwereren Fällen der Insubordination nicht aus- 
reichend, um der Gefahr jeder Förderung solcher Straftaten 
in genügender Weise entgegenzutreten. Der Grund dafür liegt 
vor allem darin, daß sowohl die Anstiftung wie die Beihilfe zn 
ihrer Strafbarkeit die Begehung einer strafbaren Haupttat 
voraussetzen, während nach §§ 48, 49 St.G.B. jeder Ver- 
such der Förderung bzw. Herbeiführung einer strafbaren Hand- 
lung grundsätzlich straflos bleibt. 

Auf dieser Erwägung beruhen — wenigstens zum Teil — im 
Reichsstrafgesetzbuch selbst die §§ 49 a, 85, 111, 112, 180, 159,' 

* Iq § 91 a. S.O. fehlten die Worte „neben der ZnchthauaBtrafs"! 
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133; von den Straf bestimmimgen der SeemannsordnuEg gehören 
hierher die §§ 102 nnd 106. 

I. Nach § 102 S.O. wird ebenso wie nach § 88 a. S.O. der 
SchiffBioann, welcher zwei oder mehrere zur Schiffs- 
mannschaft gehörige Personen zur Begehung einer Oe- 
horsamsverweigernng im Komplott (§ 101) oder einer 
Meuterei (§105) auffordert, gleich dem Anstifter bestraft, 
wenn die Aufforderung die strafbare Handlung oder einen 
strafbaren Versuch derselben zur Folge gehabt hat, 
während auch die erfolglose Aufforderung znr öehor- 
samsverweigerung im Komplott mit Geldstrafe bis zu 
300 Mark, die znr Meuterei aber wahlweise mit Geld- 
strafe bis zu 600 Hark oder mit Gefängnis bis zu 1 Jahr 
zu sUhnen ist 

Die entsprechenden Vorschriften des Entwurfs zur alten 
S.O. (§§ 88, 89), zu deren Rechtfertigung die Motive bemerken, 
daß die außerordentliche Gefährlichkeit einer von einem Mitgliede 
der Mannschaft ausgehenden Aufreizung des Schiff volkes zu 
ünbotmäßigkeiteu und Gewalttätigkeiten eine strenge Repression 
erheische, verfolgten die Grundtendenz des jetzigen § 102 S.O. 
noch weiter, indem § 89 nicht nur die Aufforderung zur gemein- 
schaftlichen Gehorsamsverweigerung und zur Meuterei, sondern 
auch die zur einfachen Nötigung und zum einfachen Widerstände, 
§ 88 aber sogar die Aufforderung zum ungehorsam gegen Vor- 
gesetzte schlechthin fUr strafbar erklärte; dabei sollte es überdies 
entsprechend den oben erwähnten Bestimmungen in %% HO und 
111 St,G.B. genügen, wenn die Aufforderung vor zwei oder 
mehreren SchifFslenten erfolgt war. 

Das Wesen der Delikte in % 102 der geltenden Seemanns- 
ordnung ist jedoch das gleiche geblieben wie nach der alten See- 
mannsordnung und deren Entwürfe und liegt nach wie vor in der 

1. Aufforderung zur Begehung einer strafbaren Handlung 
wider die Mannszncht 

Diese Aufforderung muß,- wie auch aus der erwähnten Stelle 
der Motive klar hervorgeht, von einem zur Besatzung des Schiffes 
gehörigen Schiffamanne ausgehen nnd an zwei oder 
mehrere Schiffsleute oder Schiffsoffiziere desselben 
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Schiffes gerichtet sein. Mit welchen Mitteln sie erfolgt, ist 
gleichgültig; sie braucht nicht notwendig milndlicb, kann vielmehr 
auch Bcbriftlich oder durch Gasten, nnmittelhar oder mittelbar 
verwirklicht werden. In jedem Falle aber muß sie eine erkenn- 
bare, ernstlich gemeinte Kundgebung sein, wodurch die 
Aufgeforderten zur Yerübung der strafbaren Handlungen 
der §§ 101, 105 veranlaßt werden Bollen.* Ob die Aufge- 
forderten die Aufforderung angenommen oder auch nur tat- 
sächlich als solche erkannt haben, ob sie bereits zur Tat ent- 
schlossen waren oder an ihre AusfObrung Oberhaupt noch nicht 
dachten, und ob diejenigen, welche der Anfordernde bestimmen 
will, die Tat auch wirklieb begeben oder auch nur durch die 
Aufforderung zu ihrer Begehung ermuntert worden sind, kommt 
für das Wesen der Aufforderung an sich nicht in Betracht 

Die AufiTorderung muß femer, wie Stenolein (zu § 102 
Anm. 3} bemerkt, auf den vollen Tatbestand der §§ 101 
oder 105 gerichtet sein, mithin im Falle des § 101 nicht 
nur auf gemeinschaftliche Gehorsamsverweigerung, sondem auch 
auf verabredete Gehorsamsverweigerung. Eine teilweise ab- 
weichende Ansicht vertritt Müvib (zu § 88). Nach ihm müssen 
zwar „die tatsächlichen Feststellungen behufs Anwendung des 
Gesetzes auf die Aufforderung in jedem Falle auch das Bequisit 
der Verabredung umfassen, also eine Verabredung als stattgehabt 
erwähnen und ihren Eintritt als in den Willen des Auffordernden 
liegend darstellen; jedoch bedürfe es nicht des Nachweises, daß 
— im Falle § 101 Abs. 1 — nach erfolgter Aufforderung die 
Übereinstimmung der zu gemeinschafthchem Handeln Angefor- 
derten durch eine besondere Abrede erzielt worden sei, und es 
sei vielmehr die Aufforderung selbst, welche an die anwesenden 
zur Begehung der Tat angereizten Personen gerichtet, gleichzeitig 
auch das Moment der Verabredung umfasse, wenn sie auch be- 
sondere Abreden über die Art der Ausführung nicht ausschließe." 
Daran ist richtig, daß der Eintritt einer Verabredung in dem 
Willen des Auffordernden liegen muß, unrichtig erscheint jedoch, 



' Vgl. R.G.8t vom 16. April 1883 Bd. 8 8. 229, vom 4. Jani li9l 
Bd. SO 8. 142; Mevbb in § 88 Anm. 1. 
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daß jede an mehrere Pereonen gerichtet« Anfforderung zur Be- 
gehimg der Tat au sich auch das Moment der Verabredung um- 
fasse; gerade dieses ist vielmehr Tatfra^, wenn aach wohl in- 
allen Fällen, in denen ein Schiffsmann mehrere gleichzeitig zum 
gemeinschaftlichen Widerstände oder zur gemeinBchafÜichen Ge- 
borsamfiTerweigeniDg auffordert, der Anffordemde zam mindesten 
als Eventualität auch die hinzutretende Verabredung von vorn- 
herein billigen und stillschweigend, wenn auch erkennbar, in die 
Aofforderung mit einschließen wird. 

Auch die weitere Ansicht von Meyes, daß eine Aufforderung 
zar Hegehung einer nach §§ 101, 105 strafbaren Ebindlung schon 
dann vorliege, wenn die Aufforderung, ohne eines der beiden 
Delikte bestimmt zu bezeichnen, überhaupt auf ünbotmäßigkeit 
gerichtet sei und die Aoreizung zur Begehung einer solchen ent- 
halte, ist m. E. nicht haltbar, zumal das Qesetz im Falle der 
erfolglosen Aufforderung des § 102 Abs. 2 genau zwischen der 
AofCorderung zur Greborsamsrerweigerung im Komplott und der 
zur Meuterei unterscheidet, eine Aufforderung zu anderer Unbot- 
mäSigkeit als solche aber nirgends unter Strafe stellt. 

Da § 102 8.0. anders als § 49a St.&B. nur die Aufforderung 
zur Begehung einer nach §§ 101, 105 strafbaren Handlung, 
nicht auch die Aufforderung zur Teilnahme daran erwähnt, 
tann die Aufforderung zur Anstiftung zu jenen Delikten oder 
im Beihilfe bei ihnen niemals nach § 102 S.O. bestraft werden. 
Ist die Aufforderung aber auf Begehung gerichtet, so kommt 
nichts darauf an, ob die Tat nach dem Willen des Auffordernden 
schlechthin oder nnr bedingungsweise begangen wer- 
den soll. 

2. Im Gegensatz zu §§ 88, 89 des Entwurfs zur alten S.O. 
and zu §§ 110, 111 St6.B. muß die Aufforderung an zwei oder 
mehrere Schiffsleute gerichtet sein, und es ist weder erforderlich 
noch genügend, daß sie vor mehreren Schiffeleuten erfolgt, d. h. 
gleichzeitig für mehrere wahrnehmbar ist^ Daher ist der Tat- 
bestand des § 102 einerseits auch dann erMUt, wenn mehrere 
Schiffsleute nach einander einzeln und vertraulich zur Begehung 

' R.&.8t vom 20. Oktober 1881 Bd. 5 8. 60. 

Bim , Delikts. ß 
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der Meuterei aufgefordert werden, audrerseits genügt ea Di(^t, 
wenn nur ein einzelner SchiffsmaDU, wenngleich zu Gehör mehrerer, 
aufgefordert wird, eich an einer — vielleicht nur in Gemeinschaft 
mit dem Auffordernden selbst zu begehenden — Meuterei zu 
beteiligen.^ 

3. Die Aufforderung muß in objektiver wie auch in aub- 
jektiver Hinsicbt^ d. h. nach der Annahme des AuEfordemdeo, 
nicht nur die äußerliche Verwirklichung der Tatbestände des 
§ 10t oder § 105 S.O., sondern die strafbare Begehung jener 
Handlungen zum Gegenstande haben. Daher bleibt z. B. der 
Sohiffsmann straflos, der andere anffordert, dem Kapitän in einem 
Falle den Gehorsam zu verweigern, wo dieser die Begehung einer 
strafbaren Handlung, etwa die körperliche ZUcbtigang eines wider- 
spenstigen Schiffsjungen, anbeäehlt. Entsprechendes gilt auch 
dann, wenn der Auffordernde irrtümlich annahm, die zum Wider- 
stände Aufgeforderten befinden sich in einer Notwehr- oder Not- 
Btandslage; nicht hingegen wenn er irrtümlich annahm, die zat 
Gehorsamsverweigerung Aufgeforderten brauchten im einzelnen 
Falle deshalb keinen Gehorsam zu leisten, weil der Befehl des Vor- 
gesetzten lediglich dessen Befugnisse überschreite. Denn in einem 
solchen Falle würde diese Annahme infolge der Pflicht zu un- 
weigerlichem Gehorsam auch die aufgeforderten Täter nicht vor 
Strafe schützen, und die Handlung würde bei Verwirklichung in 
jedem Falle eine strafbare sein. 

4. Wie eingangs ausgefiihrt, besteht das Wesen der in 
§ 102 bedrohten Delikte in der Aufforderung an sich ohne 
Bücksiebt auf ihren Erfolg. Nur soll diese Aufforderung 
dann, wenn sie die beabsichtigte strafbare Handlung oder einen 
strafbaren Versuch (§ 105 i. V. mit §§ 103 S. 3, 104) derselben 
zur Folge gehabt bat, schwerer strafbar sein. 

Das Wesen des § 102 Abs. 2, welcher die Aufforderung 
bedroht, sofern sie ohne Erfolg geblieben ist, entspricht durch- 
aus der Aufforderung zur Begehung eines Verbrechens 
i. S. von § 49a StG.ß.; denn auch dieser setzt voraas, daß das 
Werben der Täter, daß die Anstiftung mißlungen ist, und beide 

' Vgl. hierzu STSMOLEor zn % 102 Änm. 1. A. M. Mstbs m § B8 Anm. i. 
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Straf beBtimmuD gen greiüeo nur ein, „wenn ein strafbar ange- 
gangener Täter fehlt", scheiden aber aus, sobald die Aufgeforderten 
die strafbare Eandlnug vollendet oder in strafbarer Weise ver- 
sucht haben.' Die erfolgreiche Aufforderung des § 102 
Abs. I aber steht vrohl durchweg der Anstiftung i. S. 
von § 48 StO.B. gleich.* 

Eioen üsterscbied zwiacben Anstiftnng und erfolgreicher 
Äufforderimg findet zwar Stbnolsin darin, daß § 102 Abs. 1 als 
Mittel zur Willensbestimmung nur die Aufforderung kennt, 
w&hrend die Anstiftung in ihren Mitteln unbeschränkt sei. Wenn 
man jedoch mit dem Reichsgericht unter der Aufforderung jede 
ernstlich gemeinte Kundgebung irgend welcher Art versteht, durch 
welche die Aufgeforderten zur Yerübung der strafbaren Handlungen 
veranlaBt werden sollen, so ist insoweit ein Unterschied zwischen 
der Aufforderung und der Anstiftung m. E. nicht vorhanden; denn 
auch eine vorsätzhche Bestimmung zur Tat kanu m. E. in jedem 
Falle nur dureh eine Kundgebung des erwähnten Sinnes erfolgen, 
und insbesondere enthält jedes der in § 48 ausdrücklich bezeich- 
neten Mittel, wie Geschenke, Versprechen, Drohung, Herbeiführung 
eines Irrtums, wenn dadurch jemand zu einer Handlung vorsätz- 
lich bestimmt werden soll, notwendig eine solche Kundgebung. 

Zu beachten ist, daß bei lediglich zeitlicher Aufein- 
anderfolge der Aufforderung und der strafbaren Hand- 
lung ohne Kausalität § 102 Abs. 2 Anwendung zu finden hat; 
denn erfolgreich i. 8. von § 102 ist nur die ursächliche Auf- 
forderung. 

5. Die Strafe für den erfolgreich Auffordernden ist ge- 
mäß § 48 Abs. 2 St.O.B. nach dem Strafgesetze zu bemessen, 
welches auf die durch ihn verursachte Tat anzuwenden ist Mög- 
licherweise bestimmt sich diese Strafe daher auch nach den 
jedesmal für die Bädelsführer geltenden verschärften Straf Vor- 
schriften, nämlich dann, wenn etwa die Aufforderung anf Bädels- 



' Vgl. bes. R,G.St. vom 16. April 1S83 Bd. 8 S. 229, 231. 

* Vgl. hierzu BiHsiKO, Handbncb S. 590 A. M. T, wonach kein Unter- 
sehied iwiachen (g 111 Abs. 1 St.G.B. and demnach analog auch) g 108 
Abs. 1 S.O. und der Austiftang besteht. Ä. M. Stenolein zu § 102 und 
Mevbs zu § 8B Anm. 6. 
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Mbrerschaft mehrerer bei einer von diesen ins Werk zu setzenden 
Meuterei abzielte und diese Änfforderung den gewünschten Erfolg 
gehabt hat. 

Za beachten ist femer, daß jeder Nichtschiffsmann, 
welcher einen oder mehrere Scbiffsleate — sei es mündlich unter 
Versprechung bezw. öewäbmngen von Torteilen oder anderswie — 
auffordert, bei einer Meuterei ßädelsf&hrer zusein oder gegen 
Vergeeetzte Q-ewalt zu verüben, mithin aber nach §105 Ab. 2 
S.O. i. V. mit § 1 Abs, 1 StG.B. ein Verbrechen zu begehen, 
nach § 49a St-G.B. mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder Festungs- 
haft von gleicher Dauer zu bestrafen ist. Für Scbiffslente 
hingegen kommt infolge der strengen Subsidiarität, die sich §49a 
beilegt, bei jeder erfolglosen AufFordening dieser Art, insbesondere 
auch dann, wenn die lediglicb mündlich ausgedrückte an Gewährung 
von Vorteilen geknüpft ist, stets nur § 102 Abs. 2 S.O. mit 
seiner wesentlich geringeren Strafdrohung zur Anwendung, ein 
unbiUigßB E^rgehnis, das logischerweise jedoch unabweislich er- 
scheint 

II. Gleichwie § 102 S.O. darauf abzielt, neben der vorsätz- 
lichen Bestimmung (Anstiftung) zur Begehung der gefährlichsten 
Delikte gegen die Mannszncht auch die bloße Anreizung unter 
Strafe zu stellen, so bezweckt § 106 S.O., neben der be- 
wußten Beihilfe zur Begehung der Nötigung und des 
Widerstands gegenüber Vorgesetzten auch derjenigen 
Förderung der genannten Delikte entgegenzutreten, 
die lediglich dadurch geschieht oder doch wahrschein- 
licherweise geschieht, daß ein Schiffsmann den auf die 
Abwehr oder Unterdrückung dieser Delikte gerichteten 
Befehlen eines Vorgesetzten den Gehorsam verweigert. 

Ein solcher SchifTsmann sollte nach § 92 a. S.O. analog der 
Bestimmung des § S8 Aba I (102 Abs. 1) als Gehilfe bestraft 
werden, während ihn nach § 106 der geltenden S.O., die hierbei 
wohl einer von Meveb gegebenen Anregung gefolgt ist, Gefängnis 
bis zu 6 Monaten oder Geldstrafe bis zu 300 Mark trifft 

Zum Tatbestande des § 106 S.O. gehört im einzelnen fol- 
gendes: 

1. Es muß die Ausführung eines Widerstandes oder 
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einer Nötigung i. S. von §§103, 104 begonnen haben. Natür- 
lich ist aber § 106 erst recht auch dann anzuwenden, wenn eine 
Meuterei i. S. von § 105 in die ÄuBfOhrnDg getreten iat, da die 
Meuterei die Tatbestände der §§ 103, 104 in jedem Falte eln- 
echheßt und eine einschräDkesde gegenteilige Auslegung des § 106 
nicht nur nicht begründet, sondern widersinnig erscheinen würde. 

2. Dem Täter muß Ton einem seiner Yorgeaetztan ein Be- 
fehl erteilt worden sein, der die Ähwehr oder Unter- 
drückung des Widerstands oder der Nötigungshandlnng 
bezweckt. Ob dieser Zweck durch die anbefohlene Handlang 
unmittelbar oder nur mittelbar erreicht werden soll, iat gleich- 
gültig^; nach Sl'BMOLBiN ' genügt beispielsweiee ein auf Herbeiholnng 
der Hafenpqjizei zum Zwecke der Unterdrückung der Meuterei 
gerichteter Befehl. 

Nicht erforderlich ist weiterhin, daß der Befehl gerade von 
dem Vorgesetzten ausgeht, der selbst angegriffen ist.* Viel- 
mehr wird § 106 häufig gerade in den Fällen praktisch werden, 
wo der nichtbedrängte Vorgesetzte dem bedrängten Hilfe 
bringen will. 

Im (Gegensatz zu § 100 braucht endlich der Befehl nicht 
wiederholt erteilt zn sein.^ 

3. Der SchifTsmann mnß dem Befehle des Vorgesetzten den 
Sehorsam verweigert haben. Der Begriff der Gehorsamsver- 
weigerung im G^egensatz zum Ungehorsam wird hier konsequenter- 
weise ebenso aufzufassen sein, wie in den Fällen der §§ 100 und 
101 (s. o. § 7 Einleitung], d. h. als ein (vorsätzlicher) Ungehorsam, 
verbunden mit dem ausdrücklich oder durch konkludente Band- 
Inngen kundgegebenen Willen, dem betreffenden Befehle nicht 
Folge zu leisten. Gehorsamsverweigerung liegt daher insbesondere 
dann nicht vor, wenn der Schiäsmann aus Sehen, dem Vor- 
gesetzten offen zu widersprechen, sich den Anschein 
gibt, als wolle er dem Befehle nachkommen, während er 



' Mbvm zn § 92 Anm. 5. 

' L. Prbbu zd § 106 Anm. 2; SiBHaLEiH zu % 106 Asm. 2; Mevib 
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andrerseits zu forchtaam ist, den Meuterern enistlicli entgegen 
zu treten. 

In einer dem hier rertretenen Begriffe der GehorsamsTeiv 
Weigerung entgegenkommenden Weise fordert Mbtss^, der im üb- 
rigen unter der CkhorBamsTerweigerong lediglich den TOTB&tzlicben 
ÜngeborBam versteht, daß dann, wenn die Yerweigernng des Gtehor- 
sams BtÜlschweigend durch tatsächliche Nicht^folgung des Befehls 
zum Ausdruck gebracht werde, die Weigerung durch Wieder- 
holung des Befehls zu konstatieren sei Zum Tatbestände der 
QehorsamBTer Weigerung gehört dies aber keinesfalls und auch 
Hbvbs hat wohl schwerlich die gegenteilige Ansicht vertreten 
wollen, obwohl er die Eonstatieriing der We^erung durch Wieder- 
holung des Befehls unter den Requisiten des Tatbestands 
behandelt.' 

4. In subjektiver Hinsicht maß der Schiffsmann wissen, 
daß sich der Befehl auf die Abwehr oder Unterdrückung einer 
der in §§ 103, 104 oder 105 bezeichneten strafbaren Handlungen 
bezog. Kennt er diesen Zweck nicht, so kann er nur wegen ein- 
fachen Ungehorsams (§ 96 Z. 2} eventuell nach § 100 bestraft 
werden. Bei Kenntnis des Zweckes kann er sich jedoch, sofern 
der Befehl rechtlich zulässig war und nicht etwa eine jenen 
Zweck ilberschreiteade strafbare Handlung fordert, auch hier nicht 
darauf berufen, daß er den Befehl irrtümlich für unrechtmäBig 
in dem oben § 6 Z. 7 angegebenen Sinne gehalten habe. E^ne 
ihm anbefohlene strafbare Handlung, die er als solche erkannt 
hat, darf der Schiffsmann aber auch zum Zwecke der Abwehr 
oder Unterdrückung einer Meuterei nicht ansfEthren ohne die 
Gefahr, sich dafür verantwortlich zu machen; daher muß ihn 
allerdings auch die irrtümliche Meinung, daß er die Ausführung 
des Befehls für eine strafbare Handlung gehalten habe, vor 
Strafe schützen. 

6. Obwohl die G^horsamsverweigeruitg in den Fällen des 
§ 106 S.O. gerade deshalb mit besonderer Strafe bedroht ist, weil 
sie grundsätzlich eine mittelbare Unterstützung des Widerstands 

' zu § 92 Äom. b. 

* Das verkennt Katz ea § 106 Anm. 1. 
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oder der Nötigung darstellt, so setzt der Tatbestand des 
§ 106 doch weder voraas, daß die AnsfUhrang jener 
Handlungen durch die Gfehorsamaverweigerung tat- 
sächlich gefordert worden ist, noch fordert er einen 
«uf DnteratUtzung der Nötigung oder des Widerstands 
gerichteten Vorsatz und enthält daher nicht an sich 
BchoD Beihilfe i. S. von § 49 StG.B.» Der % 106 S.O. 
bleibt deshalb im Gegensatz zu § 49 StG.B. auch dann an- 
wendbar, wenn im besonderen Falle durch die Gehorsams- 
verweigerang den Meuterern in keiner Weise geholfen worden 
ist, weil etwa die dem SchifTsmann zur Unterdrückung der Mea- 
terei anbefohlene Handlung hierzu durchaus untauglich war, oder 
wenn der SchiSsmann den Gehorsam lediglich aus Feigheit ver- 
weigert. 

Hat der den Gehorsam verweigernde SchifTsmann aber hier- 
durch gleichzeitig den Meuterern wissentlich Hilfe geleistet, 
80 ist er wegen Beihilfe zur Meuterei zu bestrafen. 

6. Zuständig für die Aburteilung der Vergehen des § 106 
sind grundsätzlich die Strafkammern. Jedoch kann die Verhand- 
laug und Entscheidung gemäß § 75 Z. 14 G.V.G. den Schöffen- 
gerichten überwiesen werden. Letzteres war nach § 92 a. S.O., 
wonach im gleichen Falle der Täter als Gehilfe, d. h. gemäß der 
Strafvorschriften in § 103 bis 105 S.O. i. V, mit §§ 49 Abs. 2, 
44 St.G-.B. bestraft werden sollte, in keinem Falle zulässig. 

§ 12. 

Die Übertretungen nach § 107. 

I. Schon vor dem Inkrafttreten der gemeinen deutschen 
Seemaunsordnung waren iür Schilbleute , die im Inlande in 
Schiffsdienste treten wollten, partikularrechtlich allgemein sog. 
Seefahrts- oder Musterbücher eingeführt, die Ausweis über 
allgemeine persönliche Verhältnisse des Schifiamahns geben und 
die Grundlage für die gleichfalls partikularrechtlich schon g&- 

< So Stbkolbih zn§106 Anm. 1; Mevbs Bug92; Kat2 zu § 106 Anm. 4. 
A. H. BLledtfbllbb zu § 92 Anm. 1. 
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forderten MuBternngsverhandlungen bilden aoUten.' Diese Ein- 
richtmig wurde von der deutschen SeemannBordnung fibemommen, 
die jetzt in g 7, früher ohne wesentliche Abweichung in § 5, für 
ihr Geltungsgebiet (§ 1) zwingend vorschreibt, daß im Reichs- 
gebiet niemand als Schiffsmann in Dienst treten darf, 
bevor er sich über Namen, Geburtsort und Alter vor 
einem Seemann samt ausgewiesen und von demselben 
ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhalten hat Neben 
Namen, Geburtsort und Alter sind vor der Ausfertigung des 
See&hrtsbuches noch besonders die Militärrerhältnisse und bei 
Minderjährigen die Ermächtigung des gesetzlichen Vertreters zur 
Übernahme von Schiffsdiensten zu erforschen; auch muß das 
Seefahrtsbuch nach § 11 Abs. 2 S.O. über die Invalidenver- 
sicherung des Inhabers Auskunft geben. 

Erst wenn der Schiffsmann ein solches Seetahrtsbach aus- 
gehändigt erbalten hat, darf der Kapitän seine Anmusterung, 
d. i. die „zur Fixierung der gegenseitigen Rechte und Pflichten"' 
im Wege einer Verhandlung erfolgende Verlautbarung des abge- 
schlossenen Heuervertrags vor einem Seemannsamte, veranlasBen. 

Die erfolgte Anmusterung und die Zeit des Dienst- 
antritts sind dann wieder, wenn die Anmusterung innerhalb des 
Beichsgebietes erfolgt ist, in dem Seefahrtsbuohe zu ver- 
merken, ein Vermerk, der zugleich als Ausgangs- und See- 
paB dient (§ 16), und in entsprechender Weise ist auch die bei 
Beendigung des Dienstverhältnisses erforderliche Abmusterung 
(§ 18) von dem abmusternden Seemannsamt in dem Seefahrte- 
buche zu verlautbaren (§ 22). Daneben sind u. a. noch die in 
§§ 9 Abs. 1 Z. 2, 15, 19 i. V. mit 20, §§ 21, 25 S.O. vorgesehenen 
Einträge zu beachten, ohne daß damit deren Zahl, insbesondere 
mit Bücksicht auf die nach § 11 vom Bundesrate zu bestimmende 
Einrichtung des SeeMirtsbuches, erschöpft wäre. 

Um nun noch mehr, als das nach den allgemeinen Straf- 
gesetzen möglich ist, dem Umstände entgegenzutreten, daß einmal 
ein Schiffsmann zu Unrecht ein Seefahrtsbuch ausgefertigt erhält 



' Vgl. Motive 1812 zu 8§ 5, 6. 
> Vgl. Mbvis EU § 93. 
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und zu Unrecht an- oder abgemuBtert wird, zum anderen 
nnricbtige Eintrag in daa See&,hrt8bnch oder die über die 
NustemngBTerhandlung aaeznfertigende Mosterrolle (§§ 14, 15, 22] 
gemacht werden, bedroht § 107 Abs. 1 Z. 1 S.O. denjenigen 
Schiffsmann mit Geldstrafe bis zu 60 M. oder Haft bis 
zu 14 Tagen, der bei Verhandlungen, die sich auf die 
Erteilaug eines Seefahrtsbuches, auf eine Eintragung 
in dasselbe oder eine Musterung beziehen, wahre Tat- 
sachen entstellt oder unterdrückt oder falsche vor- 
spiegelt, um ein Seemannsamt zu täuschen. 

Das DeUht des § 107 Abs. 1 Z. 1 setzt hiemach voraas: 

1. eine Verhandlung — sc. vor einem Seemannsamt (§ 5) — , 
die sich auf die Erteilung eines Seefahrtsbnches, eine 
Eintragung in dasselbe oder eine Musterung bezieht 
Nur bei, d. h. während und aus AnlaB einer solchen Ver- 
haadlnng, ist die Begehung des Delikts möglich. Diese Verhand- 
lang muß wiederum einerseits vor einem zuständigen Seemanns- 
amte, d. i. im Falle der Erteilung eines Seefahrtsbuches nur vor 
einem Seemannsamt des Reichsgebiets, wenn auch nicht notr 
wendig vor den^jenigen, in dessen Bereich sich der Schiffsmann 
laerst anheuern will, erfolgen, andrerseits den wesentlichen 
gesetzlichen Formvorschriften genügen, insbesondere, soweit 
sie sich anf eine Musterung bezieht, in Gegenwart des Schiäs- 
manns erfolgen. Im übrigen brauchen die Verhandlungen mit 
dem Seemannsamt nicht notwendig mündlich zu erfolgen. Ver- 
bandlungen zwischen dem Kapitän und dem Schiffsmann, 
die sich auf eine Musterung oder eine Eintragung ins Seefahrts- 
buch beziehen, werden durch § 107 Abs. 1 Z. 1 nicht geschützt.* 

2. Die Handlung besteht in der — wissentlichen — Ent- 
stellung oder Unterdrückung wahrer oder in der Vor- 
spiegelung falscher Tatsachen, enthält mithin insoweit 
dieselben Merkmale wie der Tatbestand des Betrngs, auf den 
im allgemeinen Bezug genommen werden kann. Hier wie dort 
muß sich nach der Ansicht des Reichsgerichts die Unterdrückung, 
soweit sie lediglich durch Verschweigen begangen wird, anf Tat- 

< Tgl. Hbvks in § 9S Aom. 2. 
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Sachen beziehen, die der T^ter in concreto anzugeben rechtlich 
Terpfliehtet war. (Vgl. bes. §§ 7, 9, 11 S.O.) Nach SnwGLEtN' 
mUBsen sich ttberhaapt alle drei AltematdTen des § 107 Abs. 1 
Z. 1 auf solche Punkte beziehen, die dem SeemanDsamt angegeben 
werden mUssen, während jede davon abgehende Lüge strafloa 
bleibt. StemoiiBin folgert dies aus der 

3. Absicht, das Seemannsamt zu täuschen, die der 
Täter in jedem Falle haben muß, während man dieselbe Fol- 
gerung m. E. mit gröUerem Bechte ans der notwendigen Beziehung 
der Verhandlung and damit der hierbei abgegebenen Erklärungen 
zu der Erteilung eines Seefahrtsbnches usw. ziehen kann. Obwohl 
diese Absicht, das Seemannsamt zu täuschen, niemals Selbst- 
zweck sein dürfte, so ist doch gleichgültig, welche weitere 
Zwecke der Täter durch die Täuschung verfolgt, ins- 
besondere ob er sich oder einem anderen dadurch einen Ver- 
mögensTorteil oder ein besseres Fortkommen verschaffen will, und 
es gehört daher bei der ersten Alternative des § 107 Abs. 1 Z. 1 
m. E. zum Nachweise des dolus nicht die Feststellung, daß der 
Schifi^mann ein mit den wirklichen Verhältnissen nicht tiberein- 
stimmendes Seefahrtsbuch zu erhalten bestrebt war.' Auch auf 
den Erfolg der Täuschungshandlung kommt im Gegensatz zu 
§ 263 8tG.B. nichts an. 

4. Die Vorschrift des § 107 Abs. 1 Z. 1 RO. würde eine 
nur geringe Bedeutung haben, wenn man, dem Wortlaute ent- 
sprechend, als Täter nur einen Scbiffemann im eigentlichen Sinne, 
d. h. einen bereits Angestellten LS. von § 2 S.O., verstehen 
wollte; denn die Verhandlungen, die sich auf die Erteilong eines 
Seefahirtsbuches oder auf eine Anmusterung beziehen, haben außer 
in den untergeordneten Fällen der §§ 9, 13 S. 2 stets vor der 
Anstellung zu erfolgen, und die Erteilung eines Seefahrtsbuches 
wird überdies meistens sogar vor Abschluß des Heuervertrags 
geschehen. Mit Becht wird man daher trotz der jetzt in g 2 ge- 
gebenen Definition des Begriffes Schiäismann auch denjenigen 
der Begehung des besprochenen Delikts für fähig halten 

< in § 107 Anm. 2. 

* A. H. Ratz zu § 107 Z. 1 ; Mbvbb id § 93 Aum. 4. 
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d&rfeii, der erst Schiffsmann oder Schiffeoffizier werdeo 
vill*; umsomehr da die Pflicht, deren Verletzung hier bedroht 
ist, keine speziüsch durch die Anstellang and die damit erfolgende 
üuterordoang unter die Schiäsgewalt begründete ist Msvbs, der 
im flbrigen die gleiche Ansicht vertritt, scbi^nkt den Kreie der 
nach § 107 Abs. 1 Z. 1 deliktafähigen Personen auf die Schiäis- 
manneaspiranten i. e. 8-, die eigentliche Schiffsdienste über- 
nehmen wollen, ein, da nur diese auf Erteilung eines Seefahrt»- 
bnches Ansprach hätten and angemustert werden könnten. Diese 
Einschränkung erscheint unbegründet; denn abgesehen daTon, daß 
die geltende Seemannsordnung die Erteilung eines Seefahrtsbaches 
und die Musterungen für SchifFslente schlechthin vorschreibt, will 
wohl §107 Abs. 1 Z. 1 gerade hindern, daß solchen Leuten, die 
keinen Ansprach auf ein Seefabrtsbuch oder auf Anmasterung 
haben, insbesondere zum Militär Ausgehobene oder Mindeij ährigen, 
die ohne Einwilligung ihres gesetzlichen Vertreters in Schiffsdienste 
treten wollen, zu Unrecht ein See&hrtsbucb erteilt wird oder daß 
sie zu Unrecht angemustert werden.' 

5. Zum Vorsatze, den die besprochene Übertretung zweifel- 
los fordert, gehört die Kenntnis aller oben erläuterter Tatbeatands- 
momente. Ein Schiffsmann wird daher insbesondere dann nicht 
nach § 107 Abs. 1 Z. 1 bestraft werden kdnnen, wenn er einem 
Seemannsamt bewnßt eine falsche Auskauft gibt, ohne zu wissen, 
daß die Beantwortung der betr. Frage für die Ausstellung eines 
Seefahrtsbuches von Erheblichkeit ist, es sei denn, daß er die 
Lüge von vornherein auch fär diesen Fall gebilligt hat, ohne 
sich über ihre Beziehung zur Ausstellung des Seefahrtsbuches 
Bedenken zu machen. 

6. Nach § 107 Abs. 2 S.O. wird die Vorschrift des 
§271 StG.B., wonach derjenige, welcher vorsätzlich bewirkt, daß 
Erklärungen, Verbandtangen oder Tatsachen, welche für Bechte 
oder RecbtsverhältDisse von Erheblichkeit sind, in öffentlichen 
Urkunden, Büchern oder Registern als abgegeben oder gescbeh^i 
beurkundet werden, während sie überhaupt nicht oder in andrer 
Weise oder von einer Person in einer ihr nicht zustehenden 



' Vgl. Stknolkiu ffli § 101 Anin. 1 
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Eigenschaft oder von einer anderen Person abgegeben oder ge- 
schehen sind, mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geld- 
strafe bis zu 300 M. bestraft wird, durch die Bestimmung 
des § 107 Abs. 1 Z. 1 S.O. nicht berührt. Die erste Frage 
für die Anwendbarkeit des % 271 St.ö.B. im Verhältnis zu § 107 
Abs. 1 Z. 1 S.O. ist dabei, ob infolge der Täuschung des See- 
mannsamts eine unwahre Eintragung in das Seefahrtsbach oder 
die über die MusterungsTerhandlung ausgefertigte Musterrolle 
(§ 14 S.O.} tatsächlich erfolgt ist Erst wenn dies bejaht wird, 
ist das Vorhandensein der übrigen Tatbestandsmerkmale des § 271 
zu prüfen. 

In vielen, nicht aber in allen Fällen — denn § 271 erfordert 
nicht notwendig eine l^uscbung — wird die Übertretung nach 
§ 107 Abs. 1 Z, 1 S.O. einen Versuch des Vergehens nach 
§ 271 daretellen.' 

II. Nach § 12 S.O. hat der Kapitän dafllr zu sorgen, daß 
jeder Schi£kmann nach Maßgabe der Vorschriften in §§ 13 — 26 
an- und später wieder abgemustert wird. Dem Schiffsmann 
seinerseits liegt nach § 12 Ahs. 2, ebenso wie dem Kapitän bezw. 
dem zum Abschluß ron Heuerverträgen bevollmächtigten Vertreter 
des Reeders die Pflicht ob, bei der An- und Abmusterung 
persönlich zugegen zu sein, d. b. er bat sich zu der Zeit, 
wo er nach dem erklärten Willen des Kapitäns zum Zwecke 
der Musterung vor einem Seemannsamte erscheinen soll, dort 
einzufinden. Unterläßt er es, sich in dieser Weise zur 
Husterung zu stellen, so soll er nach § 107 Abs. 1 Z. 2 S.O. 
bestraft werden. 

Dieses Delikt bedingt, abgesehen von der Au^rdemng, zur 
Musteruug zu kommen, soweit es sich um eine Anmusterung 
handelt, den Abschluß des Heuervertrags, soweit eine Ab- 
musterang in Frage steht, die Beendigung des Dienstver- 
hältnisses; denn vorher kann der Kapitän die An- bezw. Ab- 
musterung nicht verlangen. Auch hier darf man aber wohl 

' Nach L. FBBBLa zu § 101 Anm. 5 liegt in einem aolcheu Falle nach 
den üiDBtSndeD ideale oder GesetzeBkonkurrenK zwischen der Übertretnng 
nach § 107 Abs. 1 Z. 1 8.0. und dem Versuch des Vergehens nach § 271 
StGB. vor. 
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ebenso wie bei § 107 Z, 1 nicht fordern, daß der T&ter bereits 
bezw. noch angestellt, d. h. ein eigentlicher SchifFemann i. 8. toq 
§ 2 Abs. 3 sein müsse. 

Vollendet ist da8 Delikt nach Stekoledi, wenn der Schiffa- 
maon bis zum Schlüsse der Musterungsverhandlung nicht erscheint; 
ein bloßes Zuspätkommen genügt nicht. 

Wie in der Litteratur durchweg anerkannt ist, reicht znr 
Strafbarkeit Fahrlässigkeit aus. Der Schiffsmaun ist daher 
nicht nur dann strafbar, wenn er die Pflicht, sich zur Musterung 
zu stellen, absichtlich außer acht gelassen hat, sondern anch 
dann, wenn er die auf die Erfiillang dieser Flicht zu verwendende 
Sorgfalt vernachlässigt hat. Das Maß dieser Sorgfalt wird, da 
es sich um eine den Schiflsleuten ausdräcklich durch das Gresetx 
auferlegte Pflicht handelt, ziemlich hoch zu bemessen sein. 
Unbegründet erscheint jedoch die Meinung, daß der SchifTsmann 
nur dann strafl'rei bleibe, wenn er nachweisen könne, daß er 
durch ein unabwendbares Hindernis verhindert worden sei, znr 
Musterung zu kommen; vielmehr kann er sich auch anf andere 
Weise genügend entschuldigen.^* 

Unterläßt es der Schifl'smann zu einer Zeit, wo er bereits 
zum Dienstantritt verpflichtet ist, sich zur Anmusterung zu stellen, 
in der Absicht, den Dienst überhaupt nicht anzutreten 
and hält er sich zu diesem Zwecke überdies verborgen, 
80 ist er nach § 93 S.O. zu bestrafen.* 

III. Ebenso wie der SchifTsmann durch den Abschluß des 
Heuervertrags verpflichtet wird, sich zur Anmusterung zu stellen, 
hat er nach und infolge der Anmusterung im Zweifel den 
Dienst sofort anzutreten; für den Fall aber, daß er hierzu 
durch ein unabwendbares Hindernis außer Stand gesetzt 
wird, hat er sich hierüber sobald wie möglich gegen den 
Kapitän oder das Seemannaamt, vor welchem die An- 
musterung erfolgt ist, auszuweisen. Unterläßt er dies in 



' Vgl. Mbtbb cit., Eatz cit. UDd Pbkblb, Handbuch § 21, die übrigens 
sämtlich bei Besprechung des Delikts nur die Anmusternng im Auge 
haben. 

* Vgl. Stebblkih zu § 107 Ann», 4. 

' Vgl hierza bes. Mbvbs za §§ 61—83 Anm. S A. 
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der vorgeBcbriebenen Weise dem Seemannsamte gegeaUber zu 
tUD, so trifft ihn die Strafe des § 107 Abs. 1 Z. 3 S.O. 

Der Zweck dieser Vorschrift erscheint einmal der zn sein, 
den Behörden auch in den Fällen, wo eine Abmusterang nicht 
stattfindet, die Eontrolle Über Veränderungen im Bestände der 
in der Musterrolle aufgeführten Mannschaft zu gewähren, andrer- 
seits aber den Schiäsleuten, die einen Eontraktbrnch im Schilde 
Mkren, den Einwand, daß sie zum Antritte des Dienstes achlechter- 
dings nicht imstande gewesen seien, nach Möglichkeit abza- 
schneideo. 

Im einzelnen ist zur Erläuterung des § 107 Z. 'A folgendes 
hervorzuheben: 

1. Nur der gemäß § 16, d. h. nur der so bald wie 
möglich erbrachte Ausweis schützt deii Schiffsmann 
Tor Strafe, Zum Ausweise selbst aber genügt nicht die bloße 
Anzeige des Bindernisses ; sondern der Schilfsmaan muß irgend- 
wie glaubhaft nachweisen, daß und warum er am Dienstantritt 
verhindert war. Daher muß ein gefälschter Ausweis, der jeder 
materiellen Beweiskraft entbehrt, als nicht geliefert gelten.^ Im 
übrigen kann aber nach Sxenglein die Beibringung eines unge- 
nügenden Ausweises als Unterlassung nur bestraft werden, wenn 
der Ausweis schuldhaft ungenügend ist, währeud er in jedem 
Falle den Anlaß zur Nachlieferung eines genügenden Nach- 
weises in einer nunmehr vielleicht ausdrücklich bestimmten Form 
bieten kann. 

2. Nach § 107 Z. 3 wird schlechthin der Schi&mann be- 
straft, der im Falle eines dem Dienstantritt entgegenstehenden 
Hindernisses den erforderlichen Ausweis nicht gehörig bei- 
bringt, während nach dem Wortlaute des § 17 sich nur der 
Seemann (Schifismann) gegenüber dem Seemannsamte auszuweisen 
hat, der infolge eines unabwendbaren Hindernisses den Dienst 
nicht anzutreten vermag. Aus dem hervorgehobenen Wortlaute 
des § 17 darf man jedoch nicht schließen, daß bei einem ab- 
wendbaren Hindernisse die Ftiicht zum Ausweise in jedem 
Falle entfiele; vielmehr ist der Sinn der Ausdrucksweise des §17 



* Stbholein zq § 107 Anin, 4. 



DMzüdoyGoOglC 



Die Übertretungen nach % 101. 95 

wohl nur der, daß der ScMffsmann bei einem abwendbaren Hinder- 
nisae in erster Linie dieses abzuwenden und danach, sofern dies 
Doch möglich ist, den Dienst anzutreten und nur wenn der Dienst- 
uitritt — etwa infolge der Abfahrt des Schiffes oder des Rück- 
tritts des Kapitäns vom Heuerrertrage (§ 32 Abs, 2) — unmöglich 
geworden ist, sich über den Nichtantritt des Dienstes auszu- 
weiseD hat. 

8. Zu beachten ist endlich, daß der ratio legis entsprechend 
nur dem angemustertea Scbi&mann die Pflicht zum Aus- 
weise obliegt, obwohl die Pflicht zum Dienstantritt nicht immer 
durch die Anmusterung bedingt ist. Daraus folgt, daß der 
Schiffsmann, der — sei es mit oder ohne Entschuldigung — sich 
noch nicht gemäß § 12 zur AnmustemDg gestellt hat und auch 
nicht nachträglich angemustert worden ist, nicht nach § 107 Z. 3 
bestraft werden kann, unverständlich ist mir jedoch die Meinung 
Ton Meveb, daß die Bestimmung des § 107 Z. 3 nur dann Platz 
greife, wenn aus Z. 2 nicht gestraft werden kSnne, weil die Nicht- 
gestellung zur Musterung genügend, d. h. nach Meves mit einem 
unabwendbaren Hindernis, entschuldigt sei. — 

Die beiden im folgenden zu besprechenden Strafbestimmungen 
der §§ 107 Abs. 1 Z. 4 und Z. S sind erst durch die geltende 
Seemann 80 rdnnng anfgestellt worden. Von ihnen ist die erstcre 
in der gleichfalls durchaus neuen Bestimmung des § 99 S,0, be- 
gründet, während die letztere nur die bisher fehlende Straf- 
drohung ßlr die Übertretung einer bereits nach der alten See- 
mannsordnting bestehenden Norm enthält. 

IV. In § 99 8.0. wird dem Kapit&n die bedingungslose 
PHicht auferlegt, gewisse bei ihm vorgebrachte Beschwerden 
der Schiffsleute mit genauer Angabe des Sachverhalts 
im Schiff stagebuche einzutragen und überdies dem Be- 
schwerdeführer auf Verlangen eine Abschrift der Eintragungen 
auszuhändigen; bei Unterlassung der Eintragung aber soll der 
Kapitän nach §114 Z. 12 mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder 
mit Haft bestraft werden. 

Hiemach ist die Auslösung weitgebender Pflichten des 
Kapitäns an sich durchaus in das Belieben der Schifhlente ge- 
stellt, da der Kapitän nach §99 insbesondere auch solche Be- 
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schwerden der SchifFeleute beurkunden maß, die offenbar 
unbegründet sind. Diesem Übelstande sucht §107 Abs.! Z.4 
wenigstens insoweit entgegenzutreten, als er zwar nicht das Vor- 
bringen leichtfertiger, wohl aber der wissentlich („wider 
besseres Wissen") auf unwahre Behauptungen gestützten 
Beschwerden unter Strafe stellt. 

Gtleichgültig ist dabei, ob die Beschwerde den Eintrag ins 
Schiffstagebuch zur Folge gehabt hat oder nicht; ja es kann 
wohl auch nichts darauf ankommen, ob der Schiäsmann die Ein- 
tragnng beabsichtigte, da auch die Pflicht des Kapitäns zur 
Eintragung nicht durch eine hierauf gerichtete Aufforderung des 
Schi^Tsmanns bedingt ist. Allerdings muß aber das Vorbringen 
des Schiffsmanns den Charakter einer Beschwerde haben, 
und hierzu gentigt nicht jeder bloße Hiiweis auf einen der in 
§ 99 bezeichneten Mängel. 

V. Im Anschluß an Art. 537 des alten H.G.B. bestimmte 
bereits § 105 a. S.O., daß der Schiffsmann den Kapitän — 
außer zum Zwecke der Geltendmachung von Heuerrertrags- 
forderangen bei einem Zwangsverkaufe des Schiffes .— vor einem 
ausländischen („fremden") Gerichte nicht belangen darf, 
widrigenfa,lls er nicht nur für den daraus entstehenden Schadea 
Terantwortbch, sondern auch der bis dahin verdienten Heuer ver- 
lustig sein solle. Jedoch wurde dem Schiffsmann für die Fälle, 
welche keinen Aufschub leiden, mit anderen Worten wenn 
Gefahr im Verzuge ist, die Möglichkeit gegeben, die vorläufige 
Entscheidung des Seemannsamtes nachzusuchen, wozu ihm 
der Kapitän bei Strafe (§ 99 Z. 6 a. 3.0., jetzt § 114 Z. 14) Ge- 
legenheit lassen mußte, es sei denn, daß dringende Gründe die 
Versagung der Erlaubnis rechtfertigten. Die Entscheidung des 
Seemannsamts wiederum war jeder Teil einstweilen zu be- 
folgen verpflichtet vorbehaltlich der Befugnis, seine Rechte „vor 
der zuständigen Behörde" geltend zu machen. 

Den Grund für diese Bestimmungen dürfte man einerseits 
in Bücksichten auf die Disziplin, andrerseits in dem die ganze 
Seemaunsordnung durchziehenden Bestreben zu suchen haben, 
jeden nicht unbedingt erforderlichen Aufenthalt des Schiffes — 
insbesondere während der Reise — zu vermeiden. 
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' In § 129 der geltenden Seemannsordnung sind die Vor- 

schriften des § 105 a. 3.0. einmal dabin erläutert worden, daß 
ansdrilcklich sowohl das strafrechtliche wie das zivil- 
rechtliche „Belangen" des Kapitäns verboten wurde; zum 

' andern wurde dieses Verhot auf die Fälle eingeschi^nkt, wo Mr 
den Kapitän ein Gerichtsstand irgend welcher Art im Inlande 
C§ 6 Aha. 1} nicht begründet ist; und endlich wurde ausdrücklich 
auch dem Kapitän unter denselben Voraussetzungen wie dem 
Schiffsmann die Befugnis zugesprochen, die vorläufige Entscheidung 
des Seemannsamts nachzusuchen.^ 

Die Durchführung der Vorschrift aber, daß jeder Teil die 
ergangene Entscheidung des Seemannsamts einstweilen zu befolgen 
hat, suchen jetzt § 114 Z. 15 und § 107 Z. ö zu sichern, indem 
sie den Kapitän bezw. den Schiffsmann, welche der vor- 
läufigen Entscheidung zuwiderhandeln, mit einer — 
merkwürdigerweise übrigens ungleichen — Strafe bedrohen. 

Der § 107 Z. 5 S.O., welcher die geringere Strafdrohung flir 
die Schiffsleute enthält, erfordert hiemach: 

1. Eine gemäß § 129 Abs. 2 ergangene vorläufige Ent- 
scheidung eines Seemannsamts, wobei gleichgültig ist, oh 
der Schiffsmann oder der Kapitän diese Entscheidung nachgesucht 
hat. Jedenfalls muß aber dem Schiifsmann durch diese Ent- 
scheidung die Pflicht zu einem Tun oder Unterlassen auf- 
erlegt worden sein; er kann daher niemals nach § 107 Z. 5 
bestraft werden, wenn er etwa die Durchführung einer Entscheidung 
vereitelt, die nur im Verhältnisse zwischen dem Kapitän und 
einem anderen Schiffsmann ergangen ist; denn diese Entschei- 
dungen wirken nur inter partes.* 

Auf die materielle Anfechtbarkeit der Entscheidung 
kann natürlicherweise nichts ankommen, da sie ihrem Wesen 
nach ein Akt provisorischer Rechtsprechung ist; jedoch muß die 
Entscheidung wohl innerhalb der Zuständigkeit des See- 

' So schon frOher Pbbels, Handbuch F!. 197 und B.O.H.ß. vom 
n. Februar 1874 (Bd. 12 8. 419). 

' VgL § 129 Abe. S; jeder Teil hat die Entscheidimg zu befolgea; 
feraer R.O.H.G. vom 17. Februar 1674 Bd. 12 S. 419 «., vom 14. Dezember 

1871 Bd. 4 S. 288 ff. 

Bhtbs, Delikte. 7 
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mannsamts ergangen sein und darf auch an keinem wesentlichen 
Formmangel leiden. Daher fallen z. B. diejenigen vorlänägen 
Entscheidungen nicht unter § 107 Z. 5, die etwa ex officio vom 
Seemanneamt erlassen worden sind. 

Zweifelhaft erscheint, ob die Verbindlichkeit der Entscheidung 
auch davon abhängt, daß ein Fall vorlag, der keinen Aufschub 
duldete. Diese Frage wird jedenfalls dann zu Temeinen sein, 
wenn man annimmt, daß das Seemaunsamt die Dringlichkeit des 
ihm zur Entscheidung vorgetragenen Falles nicht zu prüfen hat 
bezw. daß die Dringlichkeit keine Voraussetzung fttr die sachliche 
Zuständigkeit des Seemannsamts ist. 

2. Die Zuwiderhandlung des SchifÜBmanns gegen die Ent- 
scheidung kann in einem Handeln oder in einem unter- 
lassen bestehen, je nachdem ihm durch die Entecheidung etwas 
verboten oder geboten wird. Zur Strafbarkeit dürfte man Vor- 
satz zu fordern haben. 

VI. Alle in § 107 8,0. bedrohten Handlungen sind Über- 
tretungen. Das Strafmaß beträgt in jedem Falle Geldstrafe 
bis zu 60 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen, und die Unter- 
suchung und Entscheidung erfolgt nach § 122 in erster Linie 
durch das Seemannsamt Zu beachten ist hierbei, daß auch in 
den Fällen des § 107 Z. 4 and 5 die Strafverfolgung niemals 
durch einen Strafantra^ oder durch die Eintragung des Kapitäns 
in das Schiästagebuch bedingt ist (§ 98), obwohl insoweit der- 
artige Vorschriften im Anschluß an § 96 sehr nahe lagen. 

§ 13. 
Der Mißbrauch des Beschwerderechts aus § 58 S.O. 

Während nach der G-esetzgebung anderer Kulturstaaten, ins- 
besondere in England, die Seetüchtigkeit, Einrichtung und Aus- 
rüstung aller Seeschifie fortdauernd von amtswegeu einer 
gewissen staathcheu Überwachung unterzogen werden,' liegt 
bei uns die Verantwortung für -die Seetüchtigkeit, gehörige En- 



< Vgl. BoTBMS I S. 45Ö ff.; Peubls, Handbuch S. 73 ff. 
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richtung und Ausrüstmig, gehörige Bemannung und Verprovian- 
tieruDg, Tüchligkeit der Gerätscliaiteii zum Laden und Löschen, 
die geliörige Stauung und die Soi^e dafür, daß das Schiff einer- 
seitB nicht überladen, andrerseits mit dem nötigen Ballast und 
der nötigen Garniening versehen ist, grundsätzlich dem Schiffer 
ob (§§ 513, 514 H.G.B. i. V. mit §§ 323, 326 StG.B.), ohne daß die 
Erftkllung dieser Pflichten vorBorglich vom Staate kontrolliert 
wird. Dabei schreibt der Staat allerdings in vieler Hinsicht das 
Maß und die Art vor, wie allein der Schiffer jenen Verpflich- 
tungen „gehörig" genilgt So wird der Schiffer von seiner Haftung 
infolge einer Überladung des Schiffes nur dann befreit sein, wenn 
er die durch vorschriftsmäßige staatliche Yermessui^ des Schiffes 
ermittelte Ladungsfähigkeit beachtet hat,' und gegen den Vorwurf 
einer nicht gehörigen Bemannung wird er sich nur dann schützen 
können, wenn er die Bekanntmachung, betr. die Besetzung der 
Kauffahrteischiffe mit Kapitäaen und SchiäsofGzieren, vom 16. Juni 
1903 (RG.Bl. S. 247)» nachgegangen ist 

Von amtswegen findet dagegen nur bei Aaswanderer- 
schiffen eine fortlaufende staatliche Untersuchung der 
Seetüchtigkeit (Einrichtung, Ausrüstung, Proviant, Sicherheit, 
KettuDgsmittel) statt* 

Daneben tritt im gesamten Geltungsbereiche der See- 
mannsordnung für jedes Seemannsamt die Pflicht, schleu- 
nigst eine Untersuchung des Schiffes oder der Vorräte 
zu veranlassen, dann ein, wenn ein Schiffsoffizier oder 
mindestens drei Schiffsleute bei dem Seemannsamt Be- 
schwerde darüber erheben, daß das Schiff, für welches 
sie angemustert sind, nicht seetüchtig sei oder daß die 
Vorräte, welche das Schiff für den Bedarf der Mann- 
schaft an Speisen und Getränken mit sich führt, unge- 
nügend oder verdorben seien (§ 58 S.O.). Die Untersuchung 

' Vgl. die Schi&venuessniigsordnmig vom 20. Juni 16SS in der Faaenng 
der BekanotmachuDg, betr. Abänderung der SchifisvermeBsnogsordnang vom 
1. März 1S95 (R.aBl. S. 135), bea. g§ 2, 30. 32, 35. 

' Vgl. bes. § 10 dsH. 

' Vgl. die Bekuintmachang, betr. Vorschriften Aber Äuswanderer- 
edriffe, vom U. März 1898 (R.a.Bl. S. ÜT £F.), bes. §§ 2, 6, 27, 57 ff. 
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hat in einem Bolchen Falle nach einem Zusätze der neuen See- 
mannsordnnng unter Hinzuziehung Ton erreichbaren SachverBtän- 
digen und der ortsanvesenden Beschwerdefilbrer zu erfolgen, und 
ihr Ergebnis ist vom Seemanneamt in das Schiffstagebuch einza- 
tragen; auch bat das SeemanuBamt, wenn sich die Beschwerde 
als begründet erweist, für die geeignete Abhilfe besorgt zu sein. 
Hiernach wird — ebenso wie nach § 99 für den Kapitän 
(8. 0. § 12 Z.IV) — f&r jedes Seemannsamt zunächst bedingungslos 
eine weitgehende Pflicht, deren Eh^tlllnog wiederum die rechtzeitige 
Ausführung der Heise erheblich verzögern kann, ausschließlich 
dadurch ausgelöst, daß es Uitgliedem der SchiAfsmannschaft be- 
liebt, eine — möghcherweise Toltkommen aus der Luft gegriffene — 
Beschwerde vorzubringen. DemMißbrauch diesesBeschwerde- 
rechts, gegea den auch die geltende Seemanusordnaag 
irgendwelche Präventivmaßregeln, wie etwa die Notwendig- 
keit einer vorherigen GMaubhaftmachung der Beschwerde, nicht 
bietet,* suchte schou bei Beratung der alten Seemannsordnimg 
ein Beschluß der (9.) Reichstagskommission durch Einschaltung 
einer Strafvorschrift (§ 95) in den Regierungaentwurf entgegen- 
zutreten, wonach der Schifkmann, welcher durch eine wider 
besseres Wissen oder „leichtein nigerweise" vorgebrachte unbe- 
gründete Beschwerde bei einem Seemannsamte eine Untersuchung 
veranlaßte, mit Geldstrafe bis zu 100 Talern oder Gefängnis bis 
zu 3 Monaten bestraft werden sollte. Diese Bestimmung wurde 
dann in der Fassung eines hierzu gestellten Äbäudernngsantrags * 
als § 94 a. S.O. zum Gesetz und lautete dort: 

Wer wider besseres Wissen eine auf unwahre 
Behauptungen gestützte Beschwerde über See- 
untüchtigkeit dea Schiffes oder Mangelhaftigkeit 
des Proviants bei einem Seemannsamte vorbringt 

' S. jedoch die Allgemeine DienstinetruktJon (Ur die KoübdId des 
Deutschen Reichs vom 6. Juni 18T1 zn g 37 dee GeBetzes, betr. die Orga- 
nisation der BnudeekonsnUte usw., vom 8. November 18G7 (B.G.Bl. S. IST ff.) 
und PBRBL8, Handbuch 8. 73 fF. 

* Von E>r. Banks u. Gen., AbSnderungaaDtrag eu den Kommiasions- 
beschlSssen, betr. den Entwurf einer Seemanneordnung, vom IT. Juni 1S72, 
Anlage zn den Reichatagsverhajidlnngen 1672 Nr. 195. 
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nnd auf G-rund dieser Bebauptnngen eine Unter- 
suchung veranlaßt, wird mit Gefängnis bis zu 
S Monaten bestraft. 

Wer leichtfertig eine auf unwahre Behaup- 
tungen gestützte Beschwerde aber Seeuntüchtig- 
keit des Schiffes oder Mangelhaftigkeit des Pro- 
viants bei einem Seemannsamte vorbringt und 
auf Grund dieser Behauptung eine Untersuchung 
veranlaßt, wird mit Geldstrafe bis zu 100 Talern 
bestraft. 
Die geltende Seemanneordnung — § 108 — endlich 
ermäßigte die Strafdrohungen und ersetzte in beiden Ab- 
sätzen die Worte „auf Gfrund dieser Behauptung" durch das 
Wort „hierdurch", während sie im übrigen die Bestimmung un- 
verändert läßt 

Der Tatbestand des § 108 Abs. 1 wie der des Abs. 2 
erfordert hiemach: 

1. Daß von einem Seemannsamte eine Untersuchung des 
Schiffes oder der Vorräte desselben ins Werk gesetzt worden 
ist, um die Seetüchtigkeit oder die Verproviantierung des Schiffes 
zu prüfen. Welche Maßregeln zu diesem Zwecke ergriffen worden 
sind und ob die Untersuchung den Vorschriften des § 58 Abs. 1 
S.O. gemäß, d. h. mit möglichster Beschleunigung unter Hinzu- 
ziehung erreichbarer Sachverständiger usw. vorgenommen wird, 
ist gleichgültig, da jene Vorschriften des § 58 nur Ordnungs- 
vorschriften sind, deren Befolgung oder Nichtbeachtung an sich 
der betreffenden Handlung oder Anordnung des Seemannsamts 
den Charakter einer „Unt«rBuchung" weder zu verleihen noch zu 
entziehen vermögen. Wohl aber muß eine Maßregel ergriffen 
worden sein, die den Entschluß des Seemannsamts bekundet, eine 
Untersuchung der erwähnten Art einzuleiten.^ Hierzu genügt 
wiederum nicht ein bloßes Verhör des Beschwerdeführers, welches 
nur die Legitimation desselben zu prüfen oder die Anzeige — 
insbesondere durch Erforschung der Beweismittel — zu vervoll- 



■ Steholein zu § 108 Änm. 2; Katz zu § 108 Anm. 8. 



DMzüdoyGoOglC 



102 Der Mifibnnch des Beschwerdereohta ans % 58 B.O. 

Btäadigeo beetimmt ist^ ÄndrerBeits ist nicht nötig, daß die 
Untersuchung zum ÄbBchluß gekommen und noch weniger, daß 
das Ergebnis der ünterBucbung im Schiffs tagebache eingetragen 
worden ist* 

2. Die Beschwerde muß wiederum entweder von einem 
Schiff soffizier oder Ton 3 Schiffsleuten* ausgegangen 
sein, wie einerseits durch die Bezugnahme des § 108 auf § 58,* 
andrerseits daraus berrorgeht, daß die Seemaunsämter, abgesehen 
Ton der erwähnten offiziellen Unteranchung bei Auswanderer- 
schiffen, nur auf Grund einer gemäß § 58 vorgebrachten Be- 
schwerde zu einer Untersnchung des Schiffes oder der Vorräte 
verpflichtet und berechtigt, die Polgen einer hiernach unbefugten 
amtlichen Untersuchung aber nur dem betreffenden Beamten zu- 
zurechnen sind. Insbesondere darf aus dem von den voraus- 
gehenden Strafbestimmungen abweichenden Gebrauch des Wortes 
„wer" in § 108 nicht geschlossen werden, daß auch andere Per- 
sonen als Schiffsleute, sc. des betroffenen Schiffes^ Täter sein 
könnten. 

Die Schiffsleute und Schiffsoffiziere müssen jedoch nach dem 
Wortlaute des § 68 anders als bei den meisten übrigen Straf- 
vorschriften bereits angemustert sein, was sich wohl darans 
erklärt, daß nur die angemusterten Scbiffsleute nach § 33 der 
Möglichkeit ausgesetzt sind, wider ihren Willen zwangsweise anf 
das ihr Leben and ihre Oesnndheit gefährdende Schiff gebracht 
zn werden. 

Die Strafbarkeit wird aber natürlich nicht dadurch aus- 
geschlossen, daß für das Seemannsamt neben der Beschwerde 

* Vgl. die Allgemeine DienHtinBtruktion für die Eonaoln dea Dentechen 
Beicbs vom 6. Joni IBTI su § 87 des Oeaetses betr. die OrganiBadon usw. 

* Unklar erscheinen insoweit die AnsfQbrungen von Metes eu § 94 
Änm. 3, der einmal aasführt: die Eintragung müsse erfolgt und die statte 
gehabte Untersuchung mOese durch sie konstatiert sein, und kurz danach 
erklärt: nicht die Tatsache der Eintragung, sondern die der Dot^rsnchnng 
sei Bedingung des Paragraphen. 

' Hetbs zu § 1)4 Anm. 1, jetzt auch SrEHaLsra zu g 108 Anm. S. 

* Diese Bezugnahme fehlte in § 94 a. S.O. 

' VgL die Paaeung: Beschwerde über Seeuntüchtigkeit des Schifiea, 
Untersuchung des Schiffes und Si^emolehi zu § 106 Anm. 1. 
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des SchifbmaDns noch andere Beweggründe für die ünterBUchung 
vorlagen, sofern nur daB Seemannsamt nicht auch ohne jene Be- 
schwerde — Tgl. den Fall der Auswandererschiffe — zur Unter- 
suchung entschlossen war. * 

3. Die Beschwerde muß in beiden Fällen des § 108 auf 
unwahre Behauptungen gestützt sein. Das heißt zunächst 
nuri Die von dem Schifisoftizier oder den Schiffsleuteu zur Be- 
gründung der Beschwerde vorgebrachten Behauptungen müssen 
mit den tatsächlichen Verhältnissen in Widerspruch stehen. Dabei 
wird man auch eine teilweise Unrichtigkeit für genügend erachten 
dürfen, es sei denn, daß die Untersuchung auch ohne diesen Teil 
der Behauptungen eingeleitet worden wäre.* 

Natürlicherweise hat im Strafverfahren nicht der Schifiis- 
offizier oder Schiffsmann die objektive Wahrheit seiner Behauptung 
zu beweisen, sondern es maß ihm nachgewiesen werden, daß 
seine Behauptungen unrichtig waren. Für diesen Beweis kann 
wiederum der Eintrag im Schiffstagebuche über das Ei^ebnis der 
Untersuchung nicht präjudiziell sein, da er nichts weiter beweist, 
als daß das betreffende Seemannsamt eine Untersuchung vor- 
genommen hat und dabei seinerseits zu dem oder jenem Er- 
gebnis gelangt ist.' 

Je nachdem die unwahren Behauptungen, auf welche die 
Beschwerde gestützt ist, wider besseres Wissen oder nur 
leichtfertig aufgestellt sind, soll die Tat entweder wahlweise 
mit Oeiängnis bis zu 3 Monaten oder Geldstrafe bis zu 300 M. 
oder nur mit Geldstrafe bis zu 100 M. bestraft werden. Im Falle ' 
der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe tritt an deren Stelle im 



' Tgl. bes. KiTz m % 108 Anm. 3, der ttbrigens dort, ebenso wie früher 
Stenoleih, die Meinung vertritt, daB auofa die erfolgreiche Beschwerde eines 
8chifism&iinB genöge, bei der Begründung dieser Ansicht aber offenbar fib«F- 
Bieht, daß § 108 S.O. jetzt aasdrficklicli auf § 5B Bezug nimmt 

■ So Stemolbih zu § lOB Anm. 2, jedoch ohne die ausdrückliche Eiu- 
BchrSnkung. 

' Vgl. hierzn Mbvm zu g 94 Anm. 2 , der jedoch dort nngenan von 
einem Gegenbeweise fipricht, der dem Beachnldigten gegen die Biehtigkeit 
der Eintragung offenstehen soll. 
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ersten Falle uotwendigertreise Cre&Dgnis (§ 28 StG.B.], im 
zweiten Falle Haft.i 

Der Sinn des dem gemeiaen Strafgesetzlmche fremden Wortes 
„leichtfertig", das im ersten Entwürfe der Strafvorschrift (s. o.) 
durch die Worte „leichtsinniger Weise" ersetzt war, wird in der 
Litteratur verschieden ausgelegt. Nach Metes (zu § 94 Anm. 5), 
der sich ausführlich darüber verbreitet, ist die Beschwerde dann 
leichtfertig vorgebracht, wenn der Schiäsmann die anrichtige Be- 
hauptung aufstellt, ohne sie vorher zu prüfen, und der Grad 
der Leichtfertigkeit soll ein größerer oder geringerer sein, je 
nachdem der Schifilsmann in subjektiver oder objektiver Beziehung 
in der Lage war, sich die Überzeugung von der Unrichtigkeit 
der Behauptung leichter oder schwerer zu verschaffen. Dabei soll 
der Begriff der Leichtfertigkeit dem der Fahrltlssigkeit zwar sehr 
nahe stehen, nicht aber mit ihm gleichwertig sein. * Nach Stehq- 
LEDS [zu § 108 Anm. 4) liegt eine leichtfertige Beschwerde dann 
vor, wenn die Behauptungen „nicht erweislich wahr und 
ohne genügende An h altepunkte, also fahrlässig" vor- 
gebracht sind, während der Schiffsmann nach Eatz (zu § 108) 
gegen den Vorwurf der Leichtfertigkeit nur dann geschützt ist, 
wenn er sich vorher bemüht hal, über die Wahrheit der von 
ihm vorgetragenen Behauptungen aorglMtige Ermittelungen 
anzustellen; zum wenigsten aber müsse er seinerseits von 
der Wahrheit der Behauptungen überzeugt gewesen sein. 

Die Meinung von Meves ist m. E, die zutreffendste; überdies 
wird man bei der Beurteilung der Leichtfertigkeit auch noch die 
Form zu beachten haben, d. h. ob die „Behauptungen" mit Be- 
stimmtheit vorgebracht sind oder nur die Äußerung eines mehr 
oder weniger starken Verdachte enthalten. 

5. Im übrigen fordern beide FäJle des § 108 wohl nicht die 
Absicht, d. h. den zweckbewußten Willen des Beschwerdeführers, 
eine Untersuchung herbeizuführen, sondern es genügt das Be- 
wußtsein, daß die Beschwerde geeignet ist, den Anstoß 
zu der Untersuchung zu geben. Zur Strafbarkeit nach 

' Frflher gem. § 28 Abs. 1, 2 StG.B. Gefängnis oder Haft, da Ver- 
geben (Geldstrafe bis SOO Mark). 

* B. auch F. Pebels eq g 108 Äom. 4. 
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§ 108 Abs. 1 endlich gehört das Bewußtsein, daß die Ba- 
hauptungen unwahr sind , und insoweit ist dolus eventuaUs 
nDgentigend. ' 

6. Wenn oben unter 2 ausgeMirt ist, daß nur eine Be- 
schwerde TOD wenigstens 3 Schiffsleuten geeignet ist, i. S. von 
§ 108 eine Untersuchung durch das Seemannsamt zu ver- 
anlasseL, so darf daraus nicht gescUossen werden, daß die 
Delikte des § 108 nur von einem Schiffsoffizier oder von 3 Schifis- 
leuten gemeinschaftlich begangen werden können. Vielmehr 
ist jeder der beschwerdeführenden Schiffslente unabhängig tou 
den tkbrigen nur nach Maßgabe seines Verschuldens straf- 
bar, so daß dar eine vielleicht nach § 108 Abs. 1, der andere 
nach Abs. 2 bestraft wird, während der dritte, der zwar die 
Untersuchung durch seine Beteiligung au der Beschwerde mit 
veranlaßt, seinerseits die von ihm vorgebrachten Behauptungen 
aber pflichtgemäß geprüft hat, straflos bleibt' 

7. Mach § 112 S.O. macht sich der Eapitän, welcher die 
gehörige Verproviantietung des SchifTes vorsätzlich onterllLßt, 
einer strafbaren Handlung schuldig. Daher kann die gemäß 
§ 108 Abs. 1 wider bessers Wissen auf unwahre Behauptungen 
gestützte Beschwerde über Uangelhaftigkeit des Proviants den 
Tatbestand der falschen Anschuldigung i. S. von § 164 SiG.B. 
erfttllen, ohne daß man jedoch der Heinung von K&iz (zu § 108 
Anm. 2) beipflichten darf, daß jede wider besseres Wissen Dber 

■eine mangelhafte Verproviantierung erhobene Beschwerde zugleich 
eine falsche Anschuldigung enthalte; denn einmal liegt nicht in 
jeder Beschwerde über ungenügende Verproviantierung der Vor- 
vnirf gegen den Kapitän, daß er die gehörige Verproviantierung 
vorsätzlich unterlassen habe, und zum anderen erfordert die 
falsche Anschuldigung nach der Ansicht des Reichsgerichts^ daa 
Bewußtsein des Täters, daß seine Anzeige die E^iuleitnng eines 
Strafverfahrens gegen den Angeschuldigten zur Folge haben werde 
oder doch haben könne. 



' B-G-St. Bd. 18 S. 88, Bd. 82 S. 802. 
' Vgl. hieran Metes zu g 94 Anm. 1. 
• R.G.8t. Bd. 8 S. 162. 
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Liegen im Einzelfalle die aämtiichen Tatbestandsmerkmale 
des § 164 St.aB. vor, so kann gemäß § 73 St6.B. aach 
in den Fällen nur nach § 164 Stö.B. bestraft werden, wo 
sich die Beschwerde nicht nur als falsche Aascbuldigung dar- 
stellt, sondern überdies auch eine UntersuchuDg des Proviants 
zur Folge gehabt hat, während im übrigen der Tatbestand 
des § 164 allein auch dann erfüllt sein kann, wenn eine Unter- 
suchung des Proviants nicht eingeleitet oder wenn die Be- 
schwerde TOD einem Nichtschiöamann oder nur von einem Schiffs- 
mann erhoben worden ist.^ 

8. Zuständig für das Strafverfahren sind in beiden F&Ilen 
des § 108 die Schöffengerichte. 

§ 14. 
Die Beschädigung von SchifTsteilen und Schiff^zubehör. 

Einem Zusätze der neuen Seemannsordnung verdankt § 109 S.O. 
seine Entstehung, wonach ein Schiffsmann, der vorsätzlich 
und rechtswidrig Teile des Schiffskörpers, der Maschine, 
der Takelung oder Ausrüstungsgegenstände oder Vor- 
richtungen, welche zur Bettang von Menschenleben 
dienen, zerstört oder beschädigt, mit G-eldstrafe bis zu 
1000 M. oder Gefängnis bis zu 2 Jahren bestraft wird.* 

Das Delikt enthält hiernach die gleichen Strafdrohungen 
wie die einfache Sachbeschädigung des § 303 St.G-.B. Hier 
wie dort ist überdies auch der Versuch für strafbar er- 
klärt, während andrerseits die Verfolgung nur auf Antrag 
stattfindet (§ 109 Abs. 2 nnd 3 S.O.), und auch das Wesen beider 
Delikte, die voreätzliche und rechtswidrige Beachädigtmg einer 
Sache, gleicht sich vollkommen, so daß insoweit bei der Er- 
läuterung des § 109 S.O. auf § 303 St.a.6. Bezug genommen 
werden kann. 

' Vgl. hierau F. Peebls zu § 108 Änm. 1; Meym zu § 94 vor Anm. 1; 
Stenolbin zu § 108 Addi. 1. Letzterer scheint in der Bestimmung des g tOS 
Abs. 1 S.O. im Verhältnis zu § 164 St.O.B. eine kx gpeeialig zu aehen. 

' Verwandt mit dem Delikt ist die „Beschädigung eines Dieostgegen- 
atandes" i. S. von § 137 M.StG.B. 
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Besonderheiten bietet der Tatbestand des § 109 nur 
folgende : 

1. Täter kann nur ein Scbifismann, 

2. Objekt der Tat können nur Teile des SchifFskSrpers 
oder dessen Zubehör sein, und auch diese Sachen wiedemm nur 
dann, wenn sie zn dem Schiffe gehören, auf welchem der 
Täter angestellt ist Dagegen durfte es ebenso wie in § 304 
St.G.B. gleichgültig sein, wer der Eigentümer dieser Sachen 
ist, 80 daß sich auch der SchifTsmann strafbar macht, der etwa 
seinen eigenen, dem Schiffe geliehenen Rettnngsgegenstand zer- 
stört Dies rechtfertigt sich daraus, daß es sich durchweg um 
Gregenstände handelt, die dem Nutzen einer größeren Anzahl von 
Personen zu dienen bestimmt sind. 

3. Als antragsberechtigt wird man neben dem Eigentümer, 
der meistens, wenn auch nicht notwendig, mit dem Reeder iden- 
tisch sein wird, vielleicht auch den Kapitiin als Dienstvorgeeetzten 
ansehen können; MerfUr spricht auch, daß letzterer nach §§ 513, 
512Abs. 2HGB. seihständig dafür verantwortlich ist, daß das 
Schiff vor Antritt der Reise seetüchtig, gehörig eingerichtet und 
gehörig ausgerüstet ist. 

4. Ist die verübte Sachbeschädigung derart, daß sie als eine 
vollkommene oder teilweise Zerstörung des — fremden — 
Schiffes angesehen werden kann, so findet ausschließlich § 305 
St.G-.B. Anwendung, wobei es eines Strafantrags nicht bedarf.' 
Natürlicherweise haben § 303 und eventuell § 305 St.G.B. aus- 
schließlich auch dann Geltung, wenn eine Sachbeschädigung 
der in § 109 S.O. erwähnten Art von einem Reisenden oder 
sonstigen Nicbtschiffsmann verübt wird. 

5. Die Verhandlung und Entscheidung steht nach § 78 Z. 1 
G.V.G. den Strafkammern zu, ohne daß analog von § 75 Z. 12 
G.V.G. eine Überweisung an die Schöffengenchte voi^esehen wäre. 

Hiermit ist die Reihe der spezifisch für SchifTsleute und 
Schiffsoffiziere geltenden Strafvorschriften derSeemannsordnung 
erschöpft, und es mag nur noch die gleichfalls erst durch die 
geltende Seemannsordnung geschaffene Strafvorschrift in § 115 
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erwähnt werden, wonach sowohl ein Kapitän wie ein SchiffBmann, 
der sich vor dem Seemannsamte ungebührlich heoimmt, durch 
Strafbescheid des Seemaaueamts (% 122) mit Geldstrafe hia zn 
10 Mark oder mit einem Tage Haft bestraft wird. Auch diese 
Strafe ist als Kriminal- und im Gegensatze zu der des § 179 
G.V.G. nicht als hloße Ordnungsstrafe anzusehen. 



IL Die fflr Schiffeleate beachtlichen Strafbesümmnngen 
außerhalb der Seemannsordnang. 

§ 15. 

Die ausführliche Ordnung der Strafrorschriften für Schiffs- 
leute in der Seemannsordnung hat für andere gemeinrechtliche 
Strafrorschriften dieser Art nur noch wenig Raum gelassen. So- 
weit es aber außerhalb der Seemannsordnung noch reichsrecht- 
liche StrafbestimmuDgen gibt, die von den SchiSaleuteh, nicht 
aber auch schlechthin von jedem anderen zu beachten sind, gelten 
diese Bestimmungen gleichzeitig — und meist sogar in erster 
Linie — zum mindesten auch für den Kapitän. Denn während 
fast alle Schiffsmannsdelikte der Seemannsordnung 
mehr oder weniger ans dem eigentümlichen Gewaltver- 
hältnisse des Kapitäns zu den Schiffsleuteu entspringen 
und bei ihnen der Kapitän der Verletzte ist, handelt es 
sich bei den erwähnten Strafbestimmungen außerhalb 
der Seemannsordnung um Verletzung von Vorschriften, 
deren Befolgung den Schiffsleuten schlechthin im all- 
gemeinen Interesse oder doch im Interesse der Schiff- 
fahrt obliegt. 

1. Eine vereinzelte nur fUr Schiffsleute geltende Straf- 
vorschrift findet sich jedoch noch in dem viel umstrittenen g 298 
St.G.B., wonach ein Schiffsmann, welcher mit der Heuer 
entläuft, oder sich verborgen hält, um sich dem über- 
nommenen Dienste zu entziehen, ohne Unterschied, ob 
das Vergehen im Inlande oder im Auslande begangen 
worden ist, mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft 
wird. , 
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Der Streit, der diese Strafvorschrift betrifft, bezieht sich im 
wesentlichen auf ihre RechtBgUltigkeit im Verhältnisse zu 
der fast gleichlautenden Strafbestimmung in § 93 Abs. 3 
S.O. (s. o. g 5 Z. II], indem einige, insbesondere Olshaüben zu 
§ 298 StGB., die Meinung vertreten, daß § 298 StG-.B. durch 
die spätere Straf bestimmung des § 93 Abs. 3 (§ 81 Abs. 3) S.O. 
derogiert sei. Diese Meinung erscheint jedoch deshalb nicht zu- 
treffend, weil § 93 Abs. 3 S.0 nur auf Kauffahrteischiffe und 
auch unter diesen wiederum nur auf solche Anwendung findet, 
welche das Becht, die Reichsflagge zu führen, ausüben 
dürfen {§ 1 S.O.), während § 298 St.Ö.B. eine derartige Be- 
schränkung nicht kennt, ja' sogar zweifelhaft läßt, ob er sich 
überhaupt nur auf Seeschiffe und nicht auch auf Binnenschiffe 
bezieht. Natürlicherweise kann aber § 298 StG.B. nur insoweit 
Anwendung finden, als § 93 Abs, 3 S.O., der infolge seines 
engeren Geltungsgebietes im Verhältnisse zu §298St.G.B. 
eine lex speeiaiia bildet, nicht eingreift. 

Ein weiterer Unterschied zwischen § 298 St.G.B. und § 93 
Abs. 3 S.O. darf jedoch nicht aus dem in § 93 S.O. fehlenden 
Zusätze des § :i98 StG.B.: „ohne unterschied, ob das Vergehen 
im Inlande oder Auslände begangen worden ist", entnommen 
werden; denn dieser Zusatz wird in § 93 S.O. durch die Vor- 
schrift in § 121 Abs. 1 i. V. mit Abs. 3 SO. entbehrlich. Prag- 
lich erscheint insoweit nur, ob wie nach § 93 L V. mit § 121 S.O. 
auch nach g 298 StG.B. der im Auslande von einem deutschen 
Schiffe entlaufende Ausländer im Gegensatze zu den allgemeinen 
Bestimmungen des Strafgesetzbuchs im Inlande bestraft werden 
kann, oder ob der erwähnte Zusatz des § 298 St.G.B. nur bezweckt, 
den im Auslande desertierenden deutschen Schiffsmann auch 
dann filr strafbar und zwar im Gegensatz zu § 4 St.G.B. für offiziell 
strafbar zu erklären, wenn im Einzelfalle seine Handlung nach 
den Gesetzen des Auslandes ' straflos ist' 



' Wie iD England und den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 
' Vgl. hierzu Binding, Lehrbuch S. 416 Anm. 4, wonach der AuBlBnder, 
der im Auslände delinquiert, nach % 298 St.G.B. unbedingt BtrafloB bleibt. 
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Keinesfalls aber darf man § 121 Abs. 2 S.O. für die Fälle 
des § 2d8 StO^.B. analog anwenden. 

Merkwürdig erscheint m. E. übrigens, daß bei der Besprechang 
des Verbälhiisses von § 298 St.aB. zu § 93 (81) Abs. 3 S.O. bis- 
her immer nur die Frage erörtert worden ist, ob § 298 StG.B. 
durch § 93 (81) Äba. 8 8.0. aufgehoben worden sei, während m.E. 
die Fra^e näher lag, ob denn § 93 (81) Abs. 3 S.O. dem § 298 
St.6B. gegenüber überhaupt eigene G-esetzeskraft habe; 
denn § 93 (81) Abs. 3 S.O. verweist ja nach seinem Wortlaute 
nur „auf die in § 298 St.&.B. angedrohte" Strafe und ist in 
die absichtlich sehr breit gefaßte Seemaunsordnung vielleicht nur 
deshalb aufgenommen worden, um die Scbi£Fsleute, denen gemäß 
§ 7 (5) Abs. 3 S.O. ein Abdrack der Seemannsoidnung zur Ndfch- 
achtung auszuhändigen ist, auch auf die ihnen nach § 298 St.&.B. 
drohende Strafe besonders hinzuweisen. 

Die einzelnen Tatbestandsmerkmale des § 298 StG.B. decken 
sich mit denen des § 93 Äba. 8 8.0. Insbesondere darf ans dem 
abweichenden Ausdrucke „entlaufen" im Gegensätze zu „ent- 
weichen" und aus dem sinnstörenden Komma nach ersterem 
Worte in § 298 St.G.B. kein Unterschied entnommen werden. 

Hinsichtlich der Strafdrohung ist jedoch zu beachten, daß 
§ 298 StG.B anders als § 93 Abs. 3 der geltenden Seemanns- 
ordnung eine Strafminderung infolge mildernder Umstände noch 
nicht kennt. 

2. Neben § 298 sind für Schifisleute, wenn auch nicht aus- 
schließlich für diese, im Strafgesetzbuche noch besonders die 
§§ 243 Z. 7, 250 Z. 4 (nächtlicher Diebstahl bezw. Raub durch 
Einschleichen auf bewohnten Schiffen), 250 Z. 3 (Raub auf offener 
See), 265 (Versicherungsbetrug), 305 (Zerstörung fremder Schiffe), 

während andrereeits darauf hingewieacn ist, daß der AuslSoder, wo er aucti 
von deutscheo Seeschiffen entweicht, im Inlande handelt. Die Nationaiit&t 
des TStera erscheint hingegen unerheblich nach Olsbadsbk in § 29S Anm. 4 
und — nntar der Vorauflaetzung, daü das betreffende Schiff ein denteches 
iet, oder der Täter wenigstens von einem Deutschen geheuert worden 
ist — nach RtlnoRFF (Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich, 4. Auflage, 
herausgegeben von Stbholbin) zu § 293 Anm. 5 und Oppknhobf zu § 29B 
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306 Z. 2, 307 ff. [Brandstiftung an Schiffen), 297 (Geftthrdung von 
Schiffen durch Warenverheimlichung, s. o. § 6 Z. I, 2), 321 i. V. 
mit 326 (lebens- nnd gesundheitsge^rdende Störang des Fahr- 
wassers), 322 i. V. mit 326 (SchifFahrtsgeföhrdung dnrch Cnbranch- 
barmachnng echter nnd Setzen falscher SchiSahrtszeichen) und 
323 (Schiffs str an düng) zu beachten. 

Zweifeihaft bann erscheinen, ob auch die Schiffsleute nach 
dem Blankettstrafgesetze des § 145 St-Q-B. delinqnieren können, 
wonach mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft wird, wer die 
vom Kaiser zur Verhütung des Zusammenstoßens der Schiffe auf 
See, über das Verhalten der Schiffer nach einem Zusammenstoße 
TOn Schiffen auf See oder in betreff der Not- und Lotsensignale 
fUr Schiffe auf See und auf den Ettstengewässem erlassenen Ver- 
ordnungen übertritt 

Die Frage ist zu verneinen, soweit es sich um Verordnungen 
ttber das Verhalten „der Schiffer" nach einem Zusammen- 
stoße handelt; im übrigen hängt ihre Verantwortung davon ab, 
ob in den jeweils gültigen kaiserlichen Verordnungen auch 
den Scbiffslenten und nicht nur dem Kapitän irgendwelche 
Pflichten auferlegt werden. 

An solchen Verordnungen kommen jetzt in Betracht neben 
der Not- und Lotsensignalordnung für Schiffe auf See und auf 
den Küstengewässern vom 14. Angust 1876 (B.G.B1. S. 187) die 
sämtlich „auf Oxund von § 145 8tG.B." erlassenen kaiserlichen 
Verordnungen: zur Verhütung des Zusammenstoßens der Schiffe 
auf See vom 9. Mai 1897 (R.G.B1. S. 208 ff.), betr. die Uehter- 
nnd Signalführung der Fischereifahrzeuge und der Lotaendampf- 
fahrzeuge vom 10. Mai 1897 (R.G.B1. S. 215) und über die Ab- 
biendung der Seitenlichter und die Einrichtung der Positions- 
latemen auf Seeschiffen vom 16. Oktober 19Ü0 (R.G.B1. S. 1003) 
i. V. mit der Bekanntmachung des Beichskanzlers betr. die Ein- 
richtung der Position slatemen auf Seeschiffen vom 8. Dezember 
1900 (R.G.B1. S. 1036). 

Was zunächst die wesentlichste dieser Verordnungen, die 
Kollisionsverordnung vom 9. Mai 1897, anlangt, so erstreckt 
diese jetzt in der Einleitung die Gültigkeit ihrer Vorschriften 
einmal „auf alle Fahrzeuge" auf See oder auf den mit der See 
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in ZuBammenhang Btebenden, von Seeschiffen befahrenec 3e- 
wS,eBeni, während nach der alten Eollisionsverordntmg vom 
7. Januar 1880 die Vorachriften „für alle Schiffsführer" 
gelten sollten. Zum anderen bestimmt Art. 29, daß keine der 
Vorschriften (des IV., V. und VI, Abschnitts) ein Fahrzeug oder 
den Reeder, den Führer und die Mannschaft desselben von 
den Folgen einer Versäumnis im Gebrauche von Lichtem oder 
Signalen und im Halten eines Ausgucks oder von den Folgen 
der Versäumnis anderer Vorsichtsmaßregeln befreien soll, welche 
durch die Beemännische Praxis oder durch die besonderen Um- 
stände des Falls geboten sind. Weiter haftet nach Art 33 der 
Eigentümer und der Ftlbrer eines Schiffes dafür, daß die zur 
Aasfiihmng der vorausgehenden Vorschriften in brauchbarem 
Zustande auf dem Schiffe vorhanden sind, nährend endlich nach 
Art. 33 Abs. 8 8. 1 und 2 die Befolgung dieser Vorschriften im 
übrigen dem Schiffer oder dessen berufenem Vertreter 
obliegt 

Hiemach ist klar, daß die Schiffsleute und insbesondere die 
Schiffsoffiziere in jedem Falle nach § 145 St.G.B. bestraft werden 
können, wo sie zum Vertreter des Kapitäns (Schiffers) in der 
Erfüllung der in erster Linie diesem selbst auferlegten Pflichten 
berufen sind, möge diese Berufung nun infolge eines Auftrags 
des Schiffers oder auf Grund der sog. Scbiffsbierarchie (s. o. § 1) 
erfolgt sein. Daher haben die Vorschriften des § 145 StG,B. 
vor allem auch für den Steuermann Bedeutung, dem im Zweifel 
die Stellvertretung des Kapitäns obliegt und der daher nach § 7 
der Bekanntmachung, betr. den Nachweis der Befähigung als 
Seeschiffer und Seesteuermann auf deutschen Kauffahrteischiffen, 
vom 6. August 1887 (R.Ö.BL S. 395)» i. V. mit Buchstaben D Z. 5 
der Anlage II hierzu vor seiner Zulassung als Steuermann über 
seine Kenntnis der Vorachriften zur Verhütung des Zusaramen- 
Btoßens der Schiffe auf See, über das Verhalten nach einem 
Zusammenstoße, sowie über die Not- und Lotsensignale zu 
prüfen ist 

* Jetzt BekaQDtmachung, betr. deo Bet^hignngsnacbweis und die 
Prüfung der Seeachiffer und Seesteuerleate auf dentschen Kauffahrteiachiffen. 
TOm 16. Januar ]904 (E.G.Bl. 1904 S. 3), § 39 l V. mit Anlage III D Z. 9. 
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Aber auch soweit sie niclit im Einzelfalle berufene Vertreter 
des Schiffers sind, soll die Schiffsleute nach F. Pekels^ inner- 
halb ihres Wirkungskreises die Verantwortlichkeit für die Beach- 
tung der Kollisionsverordnungen treffen. Jedenfalls wird dann 
zu beachten sein, daß der Kapitän neben den Schiffsleuten 
verantwortlich und strafbar ist, sofern er diese fahrlässig mit 
einer Aufgabe betraut hat, der sie nicht gewachsen waren;* denn 
daß auch eine fahrlässige Übertretung nach § 145 StG.B. straf- 
bar ist, erscheint zweifellos. 

Das zur Kollisionsver Ordnung Ausgeführte gilt entsprechend 
auch für die übrigen oben erwähnten kaiserlichen Verordnungen. 

3. Unter den gemeinrechtlichen Strafbestimmungen auBer- 
balb des Reichsstrafgesetzbuchs und der Seemannsordnung, die 
besonders für die Schiffaleute Bedentung gewinnen können, seien 
endlich noch § 68 Abs. 2 des Personenstandsgesetzes vom 6, Februar 
1S75 [nur für Schiffer und Steuermann gültig), §4S der StrandungB- 
ordnung vom 17. Mai 1874 und §§ 134 ff. des Vereinszollgesetzes 
vom 1. Juli 1869 hervorgehoben. 

< Handbuch S. 224. 

' Andere erklärt § 22 P1.R.G. in allen PäUen, wo die von dem K(dser 
erlassenen Beatimmangen über die Verpflicbfung der Kauffalirteischiffe, die 
Plagge vor Kriegsschiffen und Küstenbefeatiguugen oder bei dem Einlaufen 
in deutsche Häfen zu zeigen, nicht beachtet werden, ausdrücklich nur den 
Schiffer für strafbar und dies hier wohl ohne Bücksicht auf sein Ver- 
schulden. Im übrigen kennt nach Pebbls, Handhuch S, 243 das deutsche 
Recht nicht wie das englische eine Vermutung dafQr, „daß im Falle 
einer Schiffskollision der den Vorschriften zuwiderhandelnde Schiffer, 
wenn er keine rationelle Entschuldigung fOr die Unterlassung vorbringen 
kann, in Ermangelung des Qegenbeweisea als derjenige erachtet werden 
soll, welcher den ZueammenstoB verschuldet hat" 
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B.O.B. = Bürgerliches Gesetzbuch für du Dentsche Btieb. 
B.O-.Bl. = BondeS'GeMtKbUtt de« Norddeutschen Bandes. 

E.G. = EiufQhTUDgsgesetz. 
FLB.O. = Gesetz, betrefFend das FUggenrccht der KsnSahrteiscUffe, vom 
22. Juni 1699. 
0.0. = Gewerbeordnung für du Dentscbe Buch (fai der Fassung der 
Bekumtmachung vom 26. Juli 1900). 
G.V.G. = Qerichtsverfaasangsgesetz. 
H.a.B. » HsndebigeBetzbuch Tom 10. Mai 1997. 
H£t.G.B. ■= MüitiTstrafgesetEbiich fOr du Deutsche Beich. 
B.G. = B«icbsgericht. 
B.G.B1. >= Beichageseteblatt 

B.G.O. = Entscheidungen des B.G. in Cirilsachen, herausgegeben von 
den Mitgliedern des Gerichtahofee und der JUichsanwaltschafL 
E.G.St. = do. in Strafcachen. 
St.G.B. ^ Strafgesetzbach für das Deutsche Beich. 
StP.O. = Str&fpiozeSordnuiig fSr das Deutsche Beicb. 

S.O. = Seemannsordnong vom 2. Juni 1902. 
& S.O. c= Seemanusordnung vom 27. Dezember 1872. 
S.U.Y.G. = See-Unfall versichemngsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom G. Juli 1900. 
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